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So forscht das BiB:
Demographische Forschungsfelder, Forschungs-
schwerpunkte, Projekte und Bearbeiter in 2008
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Zum 31.12.2008 ist die langjährige Direktorin des 
BiB, Frau Prof. Dr. Charlotte Höhn in den  Ruhestand 
getreten. Charlotte Höhn war insgesamt 28 Jahre am 
BiB tätig und hat mehr als 20 Jahre lang das Institut als 
Direktorin geprägt. 

Frau Prof. Höhn, was war das Wichtigste für Sie in Ihrer 
Tätigkeit als Direktorin des BiB?
Nach außen: Die Anerkennung der Leistungsfähigkeit 
des BiB in der Scientifi c Community und in der Poli-
tikberatung. Hier haben wir nach 2000 Fortschritte 
gemacht, nicht zuletzt dank der Verjüngung durch 
kompetente wissenschaftliche MitarbeiterInnen. Nach 
innen: Ein gutes Betriebsklima, das hatten wir immer.

Wie haben sich die Aufgabenstellungen des Instituts 
seit seiner Gründung verändert?
Bei der Gründung standen die Ursachen des Geburten-
rückgangs im Vordergrund. Weltbevölkerungsfragen 
waren insbesondere anlässlich der UN-Bevölkerungs-
konferenzen wichtig, weil das BiB das BMI in inter-
nationalen Bevölkerungsfragen unterstützt. Schon 
Ende der 1970er Jahre wurden die Konsequenzen der 
demographischen Alterung bei der Vorbereitung der 
Bevölkerungsberichte der Bundesregierung wichtig. 
In meiner Zeit als Direktorin wurden sämtliche Bevöl-
kerungsthemen auch mit eigenen Surveys (Family and 
Fertility Survey, Population Policy Acceptance Survey I 
und II, Aussiedlersurvey, Integrationssurvey, Lebens-
erwartungssurvey, Generations and Gender Survey) 
angegangen. Nach 2000 dominiert nun der sog. Demo-
graphische Wandel mit allen Facetten als Megathema. 

Wie beurteilen Sie die Rolle des Bundesinstituts in der 
deutschen und europäischen Forschungslandschaft?

Die Vernetzung mit den Universitäten ist ausbaufähig. 
International haben wir uns sehr gut platziert durch 
die EU-Drittmittelprojekte mit den einschlägigen de-
mographischen Forschungsinstituten in Europa, durch 
die aktive Teilnahme an den Konferenzen der europä-
ischen, internationalen und amerikanischen bevölke-
rungswissenschaftlichen Gesellschaften und durch 
einige Forschungsaufenthalte im Ausland.

Was werden aus Ihrer Sicht die Herausforderungen der 
Zukunft für das Institut sein?
Die demographische Alterung und ihre Auswirkungen 
bleiben das Megathema für die Politikberatung und 
die Forschung. Das BiB sollte seine prognostischen Fä-
higkeiten einsetzen, um Szenarien der Familien- und 
Lebensformen im Hinblick auf das Zusammenleben 
im Alter, Vorausberechnungen von Belegschaften und 
der Bevölkerungen mit und ohne Migra-
tionshintergrund mit den einschlägigen 
Kollegen zu entwickeln und kontinuierlich 
zu überprüfen. Dabei lassen sich auch 
Fragen der gesellschaftlichen Kohäsion 
und der Integration studieren.  Daneben 
bleiben die regionalen Unterschiede hin-
sichtlich Bevölkerungswachstum bzw. 
-schrumpfung in den Großregionen der 
Welt als ungleichgewichtige Entwicklung 
zu beobachten, aber auch die zunehmen-
de demographische Alterung weltweit.  

Ein Wechsel an der Spitze des BiB
Am 1. April 2009 hat Prof. Dr. Norbert 
Schneider die Leitung des BiB übernom-
men. Prof. Schneider hatte bis dahin den 
Lehrstuhl für Soziologie, insbesondere Fa-
milie und Lebensformen, an der Universität 
Mainz inne. 

Herr Prof. Schneider, mit welchen Erwar-
tungen kommen Sie an das Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung?
Ich komme mit der Erwartung, dass das BIB 
seine Position als renommierte wissen-
schaftliche Forschungseinrichtung weiter 
stärken und seine Rolle im Rahmen der In-

formations- und Beratungsaufgaben spürbar intensi-
vieren kann.  

Welche neuen Forschungsschwerpunkte werden Sie 
in den nächsten Jahren setzen?
Ziel ist es, die bevölkerungswissenschaftliche Grund-
lagen- bzw. Vorlaufforschung am BIB zu forcieren. Da 
Deutschland seit Jahrzehnten eine der niedrigsten 
Geburtenraten weltweit aufweist und unser Wissen 
über die Ursachen dieser Entwicklung bislang nur 

bruchstückhaft ist, wird es in den nächsten Jahren 
darum gehen, die Ressourcen und Kompetenzen des 
Instituts verstärkt darauf zu richten, die Kenntnisse 
über das generative Verhalten zu vertiefen – auch um 
damit eine bessere Grundlage für politisches Handeln 
zu schaffen. Ein weiterer Akzent der Forschungsarbeit 
wird auf die Folgen der Alterung der Gesellschaft und 
auf die Möglichkeiten ihrer Bewältigung zu setzen 
sein. 

Worauf wird es aus Ihrer Sicht zukünftig in der Politik-
beratung des Instituts ankommen? 
Die wissenschaftliche Politikberatung gehört sicher-
lich zu den wichtigsten Aufgaben des BIB. Neben 
der Schaffung eines fundierten wissenschaftlichen 
Erkenntnisstandes gehören zu einer guten Politik-
beratung die Wahrung der Unabhängigkeit sowie die 
Sicherstellung der Offenheit in der Beratung selbst. 
Eine politikorientierte Beratung muss zudem proaktiv 
sein, sie muss Entwicklungen früh erkennen und in 
der Lage sein, komplexe Zusammenhänge möglichst 
klar und prägnant zu kommunizieren. Daran gilt es zu 
arbeiten.

Prof. Dr. Charlotte Höhn

Prof. Dr. Norbert Schneider

Wechsel an der Spitze des BiB
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Geleitwort

das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB) 
blickt auf 35 Jahre Forschung und Politikberatung zu-
rück. Dieses kleine Jubiläum ist nicht nur Anlass für 
Glückwunsch und Dank, sondern auch ein Grund, die 
Arbeit des Instituts in den vergangenen Jahrzehnten 
Revue passieren zu lassen.

Mit dem vorliegenden Tätigkeitsbericht gibt das In-
stitut einen Überblick über seine wissenschaftliche 
Arbeit und die Forschungsergebnisse aus den ver-
gangenen 35 Jahren. Der Tätigkeitsbericht ist aber 
nicht nur Rückblick, sondern – wie die Aktualität der 
Themen zeigt – auch Positionsbestimmung und Aus-
blick auf die künftigen Herausforderungen des demo-
graphischen Wandels. 

Die Bevölkerungsentwicklung in Deutschland ist 
durch anhaltend geringe Geburtenzahlen und eine 
wachsende Lebenserwartung der Menschen gekenn-
zeichnet. Wie alle Bevölkerungsprognosen überein-
stimmend zeigen, werden in Zukunft weniger Men-
schen in Deutschland leben, und es wird viel mehr 
alte und sehr alte Menschen geben. Damit stellen 
sich für Politik und Gesellschaft viele Zukunftsfragen: 
Wie können wir vorhandene Kinderwünsche leichter 
erfüllbar machen, damit mehr junge Menschen „Ja 
zum Kind“ sagen? Wie lassen sich die Fähigkeiten 
älterer Menschen besser für ihr eigenes Wohl und für 
unser Gemeinwesen nutzen? Wie können wir Men-
schen mit Migrationshintergrund besser in unsere 
Gesellschaft integrieren? Wie erhalten wir auch in 
dünner besiedelten Regionen noch Lebensbedingun-
gen, die es den Menschen ermöglichen, mit ihren Re-
gionen verbunden zu bleiben?  

Auf diese und viele andere Fragen des demogra-
phischen Wandels werden wir nur gute Antworten 
fi nden können, wenn wir die Ursachen und Konse-
quenzen der Bevölkerungsentwicklung verstehen. 
Die Forschungsarbeiten des Bundesinstituts für Be-
völkerungsforschung sollen uns zu einem tieferen 
Verständnis der demographischen Veränderungen 
verhelfen und damit die Grundlage für tragfähige 
Lösungsansätze schaffen.   

Ein Blick über die Grenzen zeigt, dass der demogra-
phische Wandel kein rein deutsches Phänomen ist: 
Viele andere europäische Staaten stehen vor den 
gleichen demographischen Herausforderungen wie 
unser Land. Wir können deshalb – auch wenn man 
immer die Besonderheiten der einzelnen Länder 

beachten muss – viel vom Vergleich 
mit anderen europäischen Staaten 
lernen. Das Bundesinstitut für Bevöl-
kerungsforschung hat deshalb schon 
früh die Zusammenarbeit mit den 
Partnerinstituten in Europa gesucht 
und maßgeblich an europaweit ver-
gleichenden Forschungsprojekten 
mitgearbeitet, etwa an der interna-
tional vergleichenden „Populati-
on Policy Acceptance Study“ über 
die Einstellungen der Menschen in 
Deutschland zum Altern der Bevölke-
rung und zum Wandel der Familienformen oder am 
„Generations and Gender Survey“ zum Zusammen-
leben in Familien und Zusammenhalt der Generati-
onen. Diese international vergleichende Perspektive 
dürfte in Zukunft noch weiter an Bedeutung   gerade 
für die forschungsbasierte wissenschaftliche Politik-
beratung   gewinnen.

Auch wenn der demographische Wandel inzwischen 
in aller Munde ist, liegen die großen Veränderungen 
noch vor uns. Die Bundesregierung braucht deshalb 
auch in Zukunft die qualifi zierte Forschung und Bera-
tung durch das Bundesinstitut für Bevölkerungsfor-
schung. Für diese wichtige Arbeit wünsche ich dem 
Institut viel Erfolg! 

Dr. Hans Bernhard Beus
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Berlin, April 2009

Dr. Hans Bernhard Beus

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Geleitwort
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Das Jahr 2008 brachte dem Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung im 35. Jahr seines Be-
stehens Ereignisse, die seine weitere Arbeit 
über Jahre hinaus prägen werden. Der Wissen-
schaftsrat hatte nicht unerwartet eine Evaluati-
on angekündigt, im November erhielt das BiB 
ein neues Kuratorium und mit Prof. Dr. Norbert 
Walter auch einen neuen Kuratoriumsvorsitzen-
den und schließlich trat Frau Prof. Dr. Höhn, die 
das BiB über 20 Jahre als Direktorin geführt hat-
te, am 1. Januar 2009 ihren Ruhestand an. 

Die erste Evaluation durch den Wissenschafts-
rat hat das Institut vor eine große Herausforde-
rung gestellt. 20 Angaben zu Basisdaten und 
Informationen waren zu liefern und 65 Fragen zu 
beantworten — die Antworten hat der Wissen-
schaftsrat in zwei Bänden von insgesamt 515 
Seiten am 23. Januar 2009 erhalten. Das Insti-
tut sieht jetzt der Begehung am 14. und 15. Mai 
2009 mit großer Spannung entgegen. 

Die Beantwortung der Fragen des Wissenschafts-
rats war nicht nur mit einem erheblichen Arbeits-
aufwand verbunden, sondern war auch Anlass 
und Chance, sich selbst auf den Prüfstand zu 
stellen und über neue Wege  in der Forschung 
und Politikberatung nachzudenken. Dabei sind 
viele Fragen aufgeworfen worden, die im alltäg-
lichen Wissenschaftsbetrieb eher selten gestellt 
werden. Hinterfragt worden ist zum Beispiel, wie 
das quantitative Verhältnis von Vorlauf- und Auf-
tragsforschung günstig gestaltet werden kann, 
wie hoch der Anteil der Forschungstätigkeit in 
einer Ressortforschungseinrichtung idealerwei-
se sein sollte, wo die zukünftigen Forschungs-
schwerpunkte des Instituts anzusiedeln sind, 
wie in der mittelfristigen Forschungsplanung 
Themen der Vorlaufforschung abgeleitet werden 
können oder wie die Forschungsergebnisse des 
Instituts in Politik und Öffentlichkeit sichtbarer 
werden. 

Die Diskussionen und Auseinandersetzungen 
zu den Antworten auf die Fragen des Wissen-
schaftsrates hatte einen zweiten positiven 
Effekt. Am Beantwortungsprozess war das ge-
samte Institut beteiligt, insbesondere die wis-
senschaftlichen Mitarbeiter. In diesem Prozess 
ist das Institut näher zusammengerückt und 

hat eine geschlossene, zum Teil selbstkritische 
Sicht auf die eigene Arbeit entwickelt, die gute 
Chancen bietet, mit einem neuen Direktor und 
einem neuen Kuratorium die demographischen 
Forschungsaufgaben der kommenden Jahre an-
zugehen.  

Ein Ergebnis der vielen und intensiven Diskus-
sionen, die die Mitarbeiter des BiB bei der Be-
antwortung der Fragen geführt haben, ist der 
hier vorgelegte öffentliche Forschungsbericht 
über die Tätigkeit in den Jahren 1973 - 2008. 
Das Institut will mit diesem Bericht über seinen 
Auftrag und seine Aufgaben berichten, seine 
Forschungsprojekte und die bei ihrer Bearbei-
tung erzielten Ergebnisse vorstellen und sich in 
Politik und Öffentlichkeit bekannter machen.

In seiner Forschungstätigkeit verfolgt das BiB 
zwei Strategien. Erstens betreibt es ein breit an-
gelegtes Monitoring der demographischen Ent-
wicklungen in Deutschland, Europa und in der 
Welt. Alle grundlegenden demographischen For-
schungsfelder sind durch mindestens zwei wis-
senschaftliche Mitarbeiter besetzt, die die de-
mographischen Trends sowie die theoretischen 
und methodischen Entwicklungen verfolgen. 
Zweitens werden am BiB spezifi sche Forschun-
gen zu besonderen Fragestellungen ausgeführt. 
Beispiele dafür sind die großen internationalen 
Forschungsprojekte wie die Population Policy 
Acceptance Study oder der Generations and 
Gender Survey, aber auch Forschungen zur in-
ternationalen Migration Deutscher, zu gesund-
heitsbewussten Lebensstilen oder den Konse-
quenzen des demographischen Wandels für die 
Bundesverwaltung.

Dieser Vorgehensweise werden die Darstellun-
gen im öffentlichen Forschungsbericht folgen. 
Die Berichterstattung ist nach den grundlegen-
den demographischen Forschungsfeldern - Zahl 
und Strukturen der Bevölkerung, Geburten, Ehe-
schließungen und Ehescheidungen, Familien- 
und Lebensformen, Sterblichkeit, Lebenserwar-
tung und Gesundheit, Migration und Integration 
sowie regionale Analysen - strukturiert. Zunächst 
wird ein grundlegender Überblick über die lang-
fristigen Trends und die aktuelle demographi-
sche Lage in den jeweiligen Forschungsfeldern 

Einführung

Einführung
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gegeben. Daran schließen sich die projektspe-
zifi schen Präsentationen der Forschungser-
gebnisse des BiB an. Dazu ein Beispiel: Die 
Darstellung der Ursachen und des Verlaufs der 
demographischen Alterung in Deutschland über 
einen Zeitraum von nahezu 150 Jahren mit einer 
differenzierten Beschreibung der Strukturver-
schiebungen in der Bevölkerung und ihrer Ursa-
chen werden ergänzt um Forschungsergebnisse 
aus den Projekten und Studien des BiB. Die Ein-
stellungen zum demographischen und indivi-
duellen Altern, das Wissen über die Anteile der 
Hauptaltersgruppen an der Bevölkerung oder 
die Sicht auf die Rolle älterer Menschen in der 
Gesellschaft sind in der Population Policy Ac-
ceptance Study erfragt worden. Kenntnisse über 
die demographischen Größenordnungen der 
Generationenbeziehungen als Basis für gelebte 
Generationensolidarität oder die Distanzen und 
Kontakte zwischen den Generationen können 
aus dem Generations and Gender Survey gewon-
nen werden. Forschungsergebnisse zur Nutzung 
der Potenziale älterer Menschen hat das BiB in 
den Projekten „Verlängerte Lebensarbeitszeit - 
Bedingungen, Auswirkungen und Chancen“ und 
„Demographische Entwicklung - Potenziale für 
Bürgerschaftliches Engagement“ erzielt.  

Die Daten zum demographischen Wandel aus 
dem Monitoring des BiB und seinen spezifi -
schen Forschungsprojekten werden nachfol-
gend miteinander verknüpft dargestellt. Das gilt 
nicht nur für die demographische Alterung, son-
dern auch für alle übrigen Forschungsfelder des 
Instituts. Ziel dieser Vorgehensweise ist es, eine 
komplexere Sicht auf den demographischen 
Wandel und ein besseres Verständnis der damit 
entstehenden Problemstellungen zu erreichen. 

Der öffentliche Forschungsbericht behandelt die 
wissenschaftliche Tätigkeit des Bundesinstituts 
für Bevölkerungsforschung in den 35 Jahren 
seines Bestehens seit 1973. Der Fokus der pro-
jektbezogenen Berichterstattung ist allerdings 
auf die letzten 10 Jahre gerichtet. Dies liegt zum 
einen daran, dass bereits 1998 zum 25-jähri-
gen Jubiläum mit dem Band der Schriftenreihe 
„Demographische Trends, Bevölkerungswissen-
schaft und Politikberatung“ schon einmal aus 
der Arbeit des BiB berichtet worden ist. Zum 
anderen hat in der Zeit seit 1998 die demogra-
phische Forschung in Deutschland ein zuneh-
mendes politisches und öffentliches Interesse 
erfahren, das auch die Forschungstätigkeit des 
Instituts verändert hat.

Liebe Leserinnen und Leser, das BiB hofft mit 
seinem öffentlichen Forschungsbericht und 
der neuen Art der Datenaufbereitung anregen-
de Ergebnisse zum demographischen Wandel 
zu präsentieren und möchte seine Bereitschaft 
signalisieren, sie mit Ihnen zu diskutieren. Ein
Rückgriff auf unser Fachwissen in Gesprächen 
oder bei der Erarbeitung von Studien in Ihrem 
Auftrag ist ebenso erwünscht wie willkommen.  
Das BiB sieht sich als Kooperationspartner von 
Wissenschaft und Politik in allen Fragen zu den 
Ursachen und Folgen des demographischen 
Wandels.  

Einführung
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Gründung und Aufgaben

Das BiB wurde per Errichtungserlass des Bun-
desministeriums des Innern am 12. Februar 
1973 gegründet. 

Es ist eine Ressortforschungseinrichtung im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern. Gemäß seinem Errichtungserlass 
betreibt das BiB bevölkerungs- und damit zu-
sammenhängende familienwissenschaftliche 
Forschung mit dem Ziel, die Bundesregierung 
und die Bundesressorts zu informieren und zu 
beraten. Zu den weiteren Aufgaben gehören die 
Aufbereitung und Veröffentlichung eigener und 
auch fremder Forschungsergebnisse und die Un-
terstützung der Bundesregierung in der interna-
tionalen Zusammenarbeit. 

Daraus abgeleitet ist es die wissenschaftliche 
Aufgabe des Instituts, die Phänomene, Ursa-
chen und Konsequenzen des demographischen 
Wandels in Deutschland und seinen Regionen, 
in Europa und in der Welt zu erforschen. Die 
Aufgabe der Politikberatung und die damit ver-
bundene Pfl icht zur Auskunftsfähigkeit macht es 
erforderlich, das gesamte Spektrum der demo-
graphischen Forschungsfelder zu bearbeiten. 

Der Wandel der Forschungsthemen seit 1973

Die Gründung des BiB  1973 fi el in die Zeit des 
Zweiten Geburtenrückgangs, der heute nach 
Dirk van de Kaa als „Europe‘s Second Demo-
graphic Transition“ bezeichnet wird. Das BiB 
hat sich in seiner Anfangszeit daher vorwiegend 
mit den Ursachen des Geburtenrückgangs be-
schäftigt. Diese Ausrichtung hat das Institut in 
den 1970er Jahren geprägt, zumal sich bei den 
Bevölkerungswissenschaftlern in dieser Zeit die 
Erkenntnis durchsetzte, dass es sich nicht um ei-
nen temporären Effekt, sondern um einen grund-
legenden Einstellungswandel in der Bevölke-
rung zu Kindern, Ehe und Familie handelte, der 
einen wachsenden Forschungsbedarf begrün-
dete. Beispielsweise hat das BiB 1978 in einem 
Band seiner Schriftenreihe mit dem Titel „Keine 
Kinder - Keine Zukunft“ den Forschungsstand in 
Europa zu diesem Thema dargestellt und in den 

1980er Jahren ist mit einer Panelstudie zur Fami-
lienbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
ein längerfristig angelegtes Forschungsprojekt 
ausgeführt worden. Eine Übersicht zu den Er-
gebnissen empirischer Studien zum generativen 
Verhalten wurde 1985 veröffentlicht. 

Der Familienschwerpunkt zieht sich bis heu-
te durch die Forschungstätigkeit des Instituts. 
1992 beteiligte sich das BiB an den internati-
onalen Forschungsprojekten „Family and Ferti-
lity Survey“ und „Population Policy Acceptance 
Study“, in denen mit den Forschungen  zu den 
Einstellungen gegenüber Kindern und Ehe, dem 
Kinderwunsch, den Vereinbarkeitsbedingungen 
von Familie und Erwerbstätigkeit oder den Grün-
den für bzw. gegen die Geburt von Kindern eine 
breite Palette familiensoziologischer Themen 
behandelt wurden. 

Im Laufe der Zeit hat sich das Spektrum fami-
liensoziologischer und -demographischer For-
schungen immer stärker ausgeweitet. Die klas-
sischen Themenstellungen „Wie viele Kinder 
haben Familien?“ oder „Warum werden die Fa-
milien immer kleiner?“ sind um Forschungen zur 
Kinderlosigkeit, zum Wandel der Lebens- und 
Familienformen oder zur Individualisierung der 
Familienbildungsbiographien ergänzt worden.

Auch aktuell ist das Institut mit dem Familien-
thema befasst, diesmal im Rahmen des interna-
tionalen Forschungsprojekts „Generations and 
Gender Survey“. Der Blick ist jetzt aber nicht 
mehr klassisch auf die Familie gerichtet, sondern 
die Kernfamilie wird in einem weiten Verbund 
von Generationen- und Solidaritätsbeziehun-
gen betrachtet. Neu im Forschungskonzept des 
BiB ist ebenfalls, Familienbeziehungen aus der 
Sicht der Geschlechterrollen zu untersuchen. 

Die im GGS bearbeiteten Themen sind auf die 
Entscheidung zur Familiengründung, die Gene-
rationenpotenziale und Generationentransfers, 
die Qualität der Generationenbeziehungen, die 
Potenziale Älterer und die Beziehungen zwi-
schen den Geschlechtern in Familie und Part-
nerschaft gerichtet. 

Aufgaben, Forschung und Beratung
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Die Forschungen im Themenfeld Sterblichkeit,  
Lebenserwartung und Gesundheit haben am 
BiB eine ebenso lange Tradition wie die Fertili-
tätsforschung, haben aber das Profi l des Insti-
tuts nicht in gleichem Ausmaß geprägt. Hinaus-
gekommen über ein intensives Monitoring ist 
die Bearbeitung des Themas erst in den 1990er 
Jahren mit Sterblichkeitsforschungen auf Basis 
des Kohortenansatzes und den Sterblichkeits-
unterschieden nach dem Familienstand in Ab-
hängigkeit von persönlichen Gewohnheiten und 
Verhaltensweisen. Einen vorläufi gen Höhepunkt 
fand die Mortalitätsforschung am BiB mit dem 
sogenannten Lebenserwartungssurvey, der die 
Erforschung des Einfl usses von Lebensstilen 
und Lebensqualität auf Gesundheit und Sterb-
lichkeit zum Gegenstand hatte. 

In den 1990er Jahren gewann das Thema Mig-
ration und Integration von Ausländern und Aus-
siedlern eine zunehmende Bedeutung. So ist 
bereits 1990 eine Studie zu Ausländern in der 
Bundesrepublik Deutschland publiziert worden. 
Mit dem hohen Zustrom von Aussiedlern in der 
ersten Hälfte der 1990er Jahre erhielt die Frage 
nach ihrer Integration in Deutschland eine zu-
nehmende Bedeutung. Dem hat sich das BiB 
mit einer Panelstudie zur Eingliederung der Aus-
siedler in die Gesellschaft der Bundesrepublik 
Deutschland gestellt. In weiteren Befragungen 
sind im Integrationssurvey die Determinanten 
und Indikatoren der Integration und Segregati-
on der ausländischen Bevölkerung untersucht 
worden. Mit der Neuzuwanderer-Pilotstudie 
wurden Analysen zu Sozialprofi len und Zuzugs-
motiven von Neuzuwanderern in der Zeit von 
2000 bis 2003 ausgeführt. Gegenwärtig ist die 
Migrationsforschung am BiB auf die Analyse der 
grenzüberschreitenden Wanderungen Deutscher 
gerichtet. 

Der Forschungsschwerpunkt, der in den letzten 
15 Jahren die größte Aufwertung erfahren hat, 
ist das Altern der Bevölkerung. Zunächst lag das 
Augenmerk auf den demographischen Ursachen 
und ihrem spezifi schen Einfl uss auf das Altern 
der Bevölkerung sowie dem Verlauf der Alte-
rung in Vergangenheit und Zukunft. Mit den For-
schungsprojekten „Die Alten der Zukunft“ und 
„Die demographische Alterung in den Bundes-
ländern“ sind zwei in der bevölkerungswissen-
schaftlichen Forschungslandschaft viel beachte-
te Studien entstanden.

Das BiB hat über den gesamten Zeitraum seines 
Bestehens Forschungen zu Ursachen und Ver-

läufen der demographischen Trends betrieben. 
Etwa seit dem Jahr 2000 hat sich in Deutschland 
etwas vollzogen, was man als einen sprunghaf-
ten Anstieg der Wahrnehmung der demographi-
schen Lage bezeichnen kann. Die Folgen des de-
mographischen Wandels sind immer deutlicher 
in die Aufmerksamkeit von Wissenschaft, Politik 
und Öffentlichkeit gerückt. Im Zuge dieser Ent-
wicklung sind durch das BiB auch Projekte im 
Auftrag des Bundesministeriums des Innern 
durchgeführt worden, in denen konkret die 
Folgen des Alterns der Bevölkerung untersucht 
wurden. Von großer Bedeutung im Rahmen der 
Auftragsforschung war dabei, wie die wachsen-
den Potenziale des Alters und des Alterns bes-
ser zu nutzen sind. Beispiele sind die Befragung 
„Weiterbeschäftigung im Rentenalter“ und die 
Forschungen zum Thema „Demographische Ent-
wicklung - Potenziale für bürgerschaftliches En-
gagement“.  Auch die Studie zum Einfl uss des 
demographischen Wandels auf die föderalen Fi-
nanzstrukturen und das vor kurzem begonnene 
Projekt zum Thema „Sicherheitspolitische Aus-
wirkungen demographischer Entwicklungen“ 
sind hier zu nennen.

Forschungsschwerpunkte und aktuelle   
Projekte 

Um die verschiedenartigen Projekte sinnvoll zu 
strukturieren, werden sie seit dem Forschungs-
programm 2008 drei Forschungsschwerpunkten 
zugeordnet: 

I. Demographischer Wandel und seine sozia-
len, politischen und ökonomischen Konse-
quenzen, 

II. Generationenbeziehungen und Lebens-
formen im Lebensverlauf und 

III. Monitoring.

Zum Forschungsschwerpunkt I:

Dem Schwerpunkt I werden überwiegend Pro-
jekte der Auftragsforschung aus den Bundes-
ressorts zugeordnet, es werden in diesem For-
schungsschwerpunkt aber auch eigenständig 
entwickelte Projekte der Vorlaufforschung bear-
beitet. Hier werden die Konsequenzen des de-
mographischen Wandels mit den Kernprozessen 
demographische Alterung und Bevölkerungs-
schrumpfung detailliert untersucht. Das BiB 
wird damit eine Schwerpunktverlagerung von 
der Beschreibung der Entwicklung des Alterns 
der Bevölkerung und seiner Ursachen zu einer 
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Erforschung der Konsequenzen erfahren. Die 
Forschung ist auf folgende Themen fokussiert 
(Forschungsprogramme 2008 und 2000) :

• Herausforderungen für die Arbeitsmarktpo-
litik in den Bundesländern unter demogra-
phischen Aspekten,

• Verlängerte Lebensarbeitszeit - Bedingungen, 
Auswirkungen und Chancen,

• Sicherheitspolitische Auswirkungen demo-
graphischer Entwicklungen,

• Die Auswirkungen des demographischen 
Wandels in Deutschland auf die zentralen 
Arbeitsgebiete der Bundesressorts,

• Analyse von grenzüberschreitenden Wande-
rungsbewegungen Deutscher,

• Internationaler Vergleich zur Entwicklung und 
Akzeptanz von Familienpolitiken in Europa.

Zum Forschungsschwerpunkt II:

Dieser Forschungsschwerpunkt bündelt haupt-
sächlich die Projekte der Vorlaufforschung, die 
den Wandel der Familien- und Generationenbe-
ziehungen zum Gegenstand haben. 

Demographische Ereignisse wie Geburten, Ehe-
schließungen, Scheidungen, Sterbefälle, Zu- 
und Abwanderungen oder räumliche Umvertei-
lungen der Bevölkerung und Veränderungen in 
den Generationenbeziehungen sind auf vielfäl-
tige Weise miteinander verfl ochten und haben 
zu neuen Bedingungen für das Zusammenleben 
der Generationen und für die Realisierung von 
Generationensolidarität geführt.

Daher setzt das BiB mit seinen Forschungen an 
der Stelle an, an der die universelle Verfl ochten-
heit der demographischen Prozesse am deut-
lichsten sichtbar wird: Das ist der Wandel der 
Familie und der Formen des Zusammenlebens 
im Lebensverlauf, über die die Vermittlung der 
Beziehungen zwischen den Generationen erfolgt 
und wo die Entscheidungen darüber fallen, wie 
Generationenbeziehungen gestaltet werden. 

Der Forschungsschwerpunkt Generationenbe-
ziehungen und Lebensformen im Lebensverlauf 
entspricht einer langjährigen Forschungstraditi-
on des BiB, die sich aus dem Eingebundensein 
des Instituts in die internationale und deutsche 
Forschungslandschaft ergibt. Bereits seit dem 
Anfang der 1990er Jahre beteiligt sich das BiB 
an internationalen Forschungsvorhaben wie 
der Population Policy Acceptance Study (PPAS), 
dem Family and Fertility Survey (FFS) und nun-

mehr dem Generations and Gender Survey 
(GGS). Der GGS wird für die kommenden Jahre 
die bedeutendste Datenquelle des BiB sein, da 
sein Fragenprogramm sich an der Schnittstelle 
von demographischer, auf das Altern der Bevöl-
kerung gerichteter und verhaltensorientierter 
soziologischer Forschung befi ndet. 

Hier soll der bisher auf die Familie bezogene 
Wandel in den Lebens- und Familienformen 
in die übergreifende Problemstellung des 
Wandels in den Generationenbeziehungen 
eingebettet werden. Die Forschungen zu den 
demographischen Größenordnungen der Gene-
rationenbeziehungen und den Möglichkeiten 
ihrer Realisierung in Familien und generati-
onenübergreifenden sozialen Netzwerken wer-
den kombiniert mit dem Thema des Wandels 
der Lebensformen im Lebensverlauf. Bisherige 
Forschungen zur Familienpolitik oder zu Ferti-
litätsentscheidungen bleiben dabei erhalten. 
Die Orientierung auf die Größenordnungen und 
Qualität der Generationenbeziehungen bedeu-
tet keinen Verzicht auf Forschung in den grund-
legenden demographischen Forschungsfeldern 
Fertilität, Mortalität und Migration. Das BiB will 
vielmehr erreichen, dass die einzelnen For-
schungsprojekte im übergreifenden Kontext der 
Generationenbeziehungen vernetzt sind.

Im Generations and Gender Survey ist zwischen 
der Hauptbefragung Deutscher und der Befra-
gung türkischer Migranten in Deutschland zu 
unterscheiden. 

Folgende Themen werden derzeit in der Haupt-
befragung  bearbeitet:

• Der Einfluss des Generationenzusammen-
halts auf Familie und Partnerschaftsqualität,

• Generationenpotenziale - der Einfluss des 
demographischen Wandels auf die Bedin-
gungen der Hilfeleistungen zwischen den 
Generationen,

• Wege in die Kinderlosigkeit,

• Der Einfluss der Generationenbeziehungen 
auf den Kinderwunsch,

• Die Unterstützungspotenziale älterer Men-
schen in sozialräumlicher Perspektive,

• Innerfamiliale Transfers aus der Sicht er-
wachsener Kinder,

• Übergang in den Ruhestand,

• Geschlechterrollen und Fertilität, Deutsch-
land und Frankreich im Vergleich,
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• Ambivalenz in Generationenbeziehungen: 
Analyse der Koexistenz von Konfliktpotenzia-
len und Solidarität in Beziehungen zwischen 
Eltern und erwachsenen Kindern.

Ausgehend von der Befragung türkischer Mig-
ranten in Deutschland wird die Analyse konzen-
triert auf:

• Partnerschaftliche Lebensformen und Bezie-
hungsbiographien: Türkische Migranten in 
Deutschland,

• Beziehungen zwischen den Geschlechtern 
bei türkischen Migranten,

• Ökonomische Situation und finanzielle 
Transfers älterer Türken in Deutschland,

• Generationentransfers - ein Vergleich zwi-
schen deutschen und türkischen Familien, 

• Erwerbsorientierung und Erwerbstätigkeit - 
Unterschiede zwischen Männern und Frauen 
und innerhalb der Geschlechter sowie zwi-
schen deutschen und türkischen Befragten.  

Zum Forschungsschwerpunkt III:

Die Aufgaben der Dauerbeobachtung und des 
Monitorings demographischer Entwicklungen 
werden im Schwerpunkt III zusammengeführt. 
Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
kann aufgrund seiner Kapazität nicht in allen 
demographischen Teilgebieten eine eigenstän-
dige Forschungsarbeit betreiben. Die Kumula-
tion eines breit gefächerten demographischen 
Wissens (Aufbau und Pfl ege einer Wissensba-
sis) ist jedoch eine notwendige Voraussetzung, 
um dem Beratungsauftrag gerecht werden zu 
können. Daher betreibt das BiB eine Dauerbeo-
bachtung der demographischen Trends und der 
thematisch-methodischen Entwicklungen. 

In Zukunft möchte das BiB eine neue Qualität im 
Arbeitsbereich „Monitoring“ erreichen. So wird 
es seine Aufgaben auf dem Gebiet der Dauerbe-
obachtung des demographischen Wandels aus-
bauen und sich gleichzeitig neu orientieren. Ne-
ben den Berichten zur demographischen Lage in 
Deutschland und den Beobachtungen der Welt-
bevölkerungstrends, die inzwischen eine sehr 
lange Tradition besitzen, werden drei neue The-
men in das Arbeitsprogramm des BiB aufgenom-
men: Aufgrund der schnellen Entwicklung der 
Wissenschaftsdisziplin wird es als notwendig 
erachtet, die theoretischen und methodischen 
Trends in der Demographie kontinuierlich zu 
verfolgen. Darüber hinaus soll im Rahmen des 
„Monitorings“ die Beobachtung der demogra-

phischen Trends in Europa und der demogra-
phischen Lage in den Regionen Deutschlands 
stärker in den Vordergrund treten, da diese bei-
den räumlichen Perspektiven in der öffentlichen 
Diskussion und für die Politikgestaltung eine zu-
nehmende Bedeutung erlangen. 

Interne Organisation der Forschung

Auf der Innenseite des Deckblatts dieses Berichts 
fi nden Sie die Matrixstruktur der Forschungstä-
tigkeit des Instituts. Daneben gibt es einen Ge-
schäftsverteilungsplan (hier vom 01. April 2009), 
dessen aktuelle Ausgabe immer auf der Home-
page des BiB (www.bib-demographie.de) zu fi n-
den ist.

In der Matrix zur Forschungstätigkeit sind 
dreidimensional die Verknüpfungen der de-
mographischen Forschungsfelder (Geburten-
häufi gkeiten, Familie und Lebensformen, Ge-
nerationenbeziehungen, Mortalität/Morbidität, 
Bevölkerung/Haushalte, Weltbevölkerung, Ent-
wicklung, Migration/ausländische Bevölkerung, 
Demographische Alterung, Regionale Bevölke-
rungsprozesse, Bevölkerungsbezogene Politi-
ken, Ökonomisch-demographische Prozesse,  
Prognosen und Simulationen) mit den drei For-
schungsschwerpunkten des Instituts sowie die 
Vernetzung der wissenschaftlichen Mitarbeiter in 
Projektgruppen und die von ihnen bearbeiteten 
Projekte dargestellt. Danach bestehen gegen-
wärtig themenübergreifend vier Projektgruppen 
(jeweils farbig unterlegt). Die größte Gruppe, be-
stehend aus sieben Wissenschaftlern, arbeitet 
an der Auswertung des Generations and Gen-
der Survey, dem aktuellen Großprojekt des BiB. 
Daneben besteht eine mit vier Wissenschaftlern 
besetzte Gruppe zur Bearbeitung des Projektes 
„Weiterbeschäftigung im Rentenalter“. Koopera-
tionen von je zwei Wissenschaftlern sind zu den 
Themen „Internationale Migration Deutscher“ 
und „Einfl uss des demographischen Wandels auf 
die föderalen Finanzstrukturen“ gebildet worden. 
Auf dem Gebiet des Monitorings waren 2008 vier 
Wissenschaftler mit den Themen Säuglingssterb-
lichkeit, Demographische Lage in Deutschland 
und Entwicklung der Weltbevölkerung tätig.    

Der Geschäftsverteilungsplan bildet die gesamte 
formale Organisationsstruktur des BiB ab. Der 
zentrale Teil des Geschäftsverteilungsplans 
zeigt die Zuordnung der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter zu Politikberatungsfeldern sowie zu 
Forschungsbereichen und Forschungsprojekten 

Aufgaben, Forschung und Beratung
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auf. Darüber hinaus werden die Zuständigkeiten 
der wissenschaftlichen und nichtwissenschaft-
lichen Beschäftigten für die Publikationen und 
die Öffentlichkeitsarbeit des BiB (Schriftenreihe, 
Zeitschrift, Materialienbände, BiB-Mitteilungen, 
Homepage) und die Verantwortlichkeiten für die 
technische Infrastruktur und IT-Koordination 
(Programmierung, Datenbereitstellung und -auf-
bereitung, Systemadministration, Bibliothek, 
Internet) sichtbar. 

Wissenschaftliche Vernetzung

Zur Erfüllung seiner Forschungsaufgaben hat 
sich das BiB stark auf internationaler, aber auch 
auf nationaler Ebene vernetzt. Die internationa-
le Vernetzung erfolgt meist mit den nationalen 
Bevölkerungsforschungsinstituten europäischer 
Länder, aber auch mit Lehrstühlen an Univer-
sitäten. Eine solche Vernetzung vollzieht sich 
meist auf vertraglicher Basis über die Beteiligung 
an europäischen Forschungsprojekten.  

Die wichtigsten Partner der letzten Jahre unter 
den jeweiligen nationalen Bevölkerungsfor-
schungsinstituten sind/waren das Nederlands 
Interdisciplinair Demografi sch Instituut (NIDI, 
Den Haag), das Centruum voor Bevolkings- en 
Gezinstudie (CBGS, Brüssel), das Istituto di Ri-
cerche sulla Popolazione e le Politiche Sociali 
(IRPS, Rom), das Institut für Demographie der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
(Wien) und Väastolitto, Institute for Population 
Research (Helsinki).  Unter den internationalen 
bevölkerungswissenschaftlichen Lehrstühlen 
pfl egt das BiB Kooperationen beispielsweise 
mit dem Institute of Demography der Warsaw 
School of Economics, dem Department of Socio-
logy der Masaryk University Brno und dem Insti-
tut für Soziologie der Universität Zürich.  

Diese Art der Kooperationsbeziehungen pfl egt 
das Institut bereits seit Beginn der 1990er Jahre. 
In dieser Zeit sind mit dem Family and Fertility 
Survey und der Population Policy Acceptance 
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Study I bereits zwei internationale Forschungs-
projekte realisiert und die Ergebnisse englisch-
sprachig publiziert worden. 1999 wurde auf Ini-
tiative des BiB das Projekt DIALOG – Population 
Policy Accptance Study II ins Leben gerufen. Vom 
BiB koordiniert, beteiligten sich 15 europäische 
Länder an der von der Europäischen Kommission 
geförderten Studie. Das Nachfolgeprojekt Needs 
for Female Immigrants and their Integration in 
Ageing Societies (FEMAGE) war ebenfalls vom 
BiB koordiniert und von der Europäischen Kom-
mission gefördert. Mit der PPAS II und dem Pro-
jekt FEMAGE hat das BiB auf wissenschaftlicher 
Wettbewerbsbasis Drittmittel eingeworben. Seit  
dem Jahr 2005 beteiligt sich das Institut an der 
internationalen Studie Generations and Gender 
Survey (GGS), die von der Economic Commissi-
on for Europe, Population Activity Unit, koordi-
niert wird. 

Sehr intensive Kontakte, die über regelmäßige 
Arbeitstreffen institutionalisiert sind, pfl egt das 
BiB vor allem mit Bevölkerungsforschungsein-
richtungen in Österreich und der Schweiz sowie 
in Polen und Ungarn. Dort wird über die aktu-
ellen demographischen Trends in den jewei-
ligen Ländern diskutiert, sich gegenseitig über 
Veränderungen in bevölkerungsrelevanten Poli-
tikfeldern informiert und Forschungsergebnisse 
präsentiert. 

Nationale Kooperationen mit universitären und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
sind vorwiegend bilateral eingegangen worden. 
Wichtigste Kooperationspartner sind das Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung, das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
und das Deutsche Jugendinstitut, mit denen ge-
meinsame Projekte ausgeführt wurden. Mit einer 
ganzen Reihe von Lehrstühlen bzw. Instituten 
deutscher Universitäten bestanden und beste-
hen Arbeitskontakte, die auch zu gemeinsamen 
Veröffentlichungen führen (Beispiele: Universi-
tät Duisburg-Essen, Thema: Öffentliche Alters-
sicherung im Umbruch; Universität Bielefeld, 
Thema: The Europeanization of National Policies 
and Politics of Immigration bzw. Interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung). Im Jahr 2008 ist mit 
der SRH Hochschule Berlin eine Kooperations-
vereinbarung zur Bearbeitung des Projekts Wei-
terbeschäftigung im Rentenalter geschlossen 
worden.

Politikberatung 

Mit dem wachsenden Interesse an demographi-
schen Problemstellungen ist Politikberatung im-
mer wichtiger geworden. Das BiB hat dabei die 

Aufgabe, die Bundesregierung, die Bundesres-
sorts und die Länder zu beraten und Gremien-
arbeit zu leisten. Ziel ist es letztlich, durch die 
Bereitstellung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
den politischen Entscheidungsprozess zu un-
terstützen. Dies fi ndet auf sehr unterschiedliche 
Art und Weise statt:

Forschung als Vorlaufforschung betreiben

Vorlaufforschung ist defi niert als eigenständige, 
theoriegeleitete Forschung. Sie hat das Ziel, de-
mographisches Wissen für einen Beratungsbe-
darf zu akkumulieren, der für zukünftige gesell-
schaftspolitische Entscheidungen bedeutsam 
sein könnte. Eine umfassende Politikberatung 
ist  nur auf der Basis hochwertiger eigenständi-
ger Forschung möglich.

Vorlaufforschung hat das BiB in der Vergangen-
heit zu einem großen Teil über die Beteiligung an 
den großen internationalen Forschungsprojek-
ten (Population Policy Acceptance Study / PPAS, 
Generations and Gender Survey / GGS) ausge-
führt, es hat aber beispielsweise mit dem Integ-
rationssurvey, dem Gesundheitssurvey oder der 
Pilotstudie über die Neuzuwanderer auch eigen-
ständig Projekte der Vorlaufforschung kreiert. 
Zudem sind Projekte, die zunächst als  Auftrags-
forschung an das BiB herangetragen wurden,  in 
die Vorlaufforschung übergegangen, nachdem 
ein zusätzlicher Forschungsbedarf festgestellt 
wurde (Beispiel ist das Projekt Verlängerte Le-
bensarbeitszeit). 

Forschungsarbeiten im Auftrag der Bundesre-
gierung

Das BiB erhält direkte Anfragen der Bundes-
regierung oder der Bundesressorts zu demo-
graphischen Problemstellungen, deren Beant-
wortung  mit der Durchführung von  kurz- oder 
mittelfristigen Forschungsprojekten erreicht 
werden kann. Für die Durchführung solcher Pro-
jekte werden in der jährlichen Arbeitsplanung 
der Mitarbeiter Puffer festgeschrieben, die ein 
fl exibles Reagieren des Instituts auf solche An-
fragen ermöglichen. Beispiele hierfür sind die 
Forschungsprojekte zu den Auswirkungen des 
demographischen Wandels auf die zentralen 
Arbeitsgebiete der Bundesressorts, die Bedin-
gungen und Möglichkeiten der Weiterbeschäf-
tigung im Rentenalter, zu den sicherheitspoli-
tischen Auswirkungen der demographischen 
Entwicklungen im globalen, europäischen und 
nationalen Kontext oder zu den Potenzialen 
bürgerschaftlichen Engagements vor dem Hin-
tergrund des demographischen Wandels. An-
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gesichts des wachsenden Bewusstseins für die 
Bedeutung des demographischen Wandels wird 
diese Kompetenz des BiB zunehmend häufi ger in 
Anspruch genommen. 

Wissenschaftliche Expertisen und   
Stellungnahmen

Hier wird kurzfristig der bevölkerungswissen-
schaftliche Sachverstand in Anspruch genom-
men, ohne dass eigenständige Forschungspro-
jekte zu installieren sind. Dies betrifft zum einen 
Vorbereitungen für  Berichte der Bundesregie-
rung an den Deutschen Bundestag. So hat das 
BiB Expertisen im Vorfeld des Siebten Famili-
enberichts (Themen: Demographische Entwick-
lungen in Europa, Prognose der Lebensformen) 
und des Fünften Altenberichts (Themen: Zukunft 
von Potenzialen in Paarbeziehungen älterer 
Menschen, Entwicklung und Struktur deutsch-
deutscher Wanderungen) erstellt. Zum anderen 
werden für die Bundesregierung Studien zu spe-
zifi schen Fragestellungen erarbeitet. Herausra-
gendes Beispiel ist eine Studie im Auftrag des 
Bundeskanzleramts zur Bevölkerungsentwick-
lung in Deutschland und ihren Auswirkungen auf 
Arbeitsmarkt, soziale Sicherung sowie Bildung 
und Forschung, Fragen der Familienpolitik und 
der Migration. Darüber hinaus unterstützt das 
BiB die Bundesregierung durch wissenschaft-
liche Beiträge bei der Beantwortung parlamen-
tarischer Anfragen, durch die wissenschaftliche 
Überprüfung von geplanten Äußerungen der 
Bundesregierung zu demographischen Fragen 
oder durch kurzfristige Stellungnahmen zu Re-
solutionsentwürfen der UN mit bevölkerungs-
wissenschaftlichem Bezug. 

Internationale und nationale Gremienarbeit

Eine im Errichtungserlass des BiB festgelegte 
Aufgabe ist  die Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der internationalen Zusammen-
arbeit in Bevölkerungsfragen. Besonders her-
vorzuheben ist hierbei die Zusammenarbeit im 
Rahmen der Vereinten Nationen, die schon eine 
längere Tradition hat. Das BiB war Mitglied der 
deutschen Delegation bei den Weltbevölkerungs-
konferenzen 1994 in Kairo und 1999 in New York 
und hat auf deutscher Seite maßgeblich zur Vor-
bereitung der Konferenzen beigetragen. 

Darüber hinaus nehmen die Experten des BiB 
jedes Jahr als Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland an den Sitzungen der Kommis-
sion für Bevölkerung und Entwicklung (CPD) 
der Vereinten Nationen teil. Die CPD stellt den 

Einrichtungen der Vereinten Nationen wissen-
schaftliche Expertise zu Bevölkerungsfragen 
zur Verfügung. Sie erfüllt seit 1994 außerdem 
zentrale Aufgaben bei der Implementierung des 
„Programme of Action“ von Kairo. In der CPD 
werden jährlich beschlussreife Entwürfe für UN-
Resolutionen erarbeitet. Das BiB ist an diesen 
Beratungen vor Ort beteiligt, so sind die Mitar-
beiter des Instituts als Experten bei der Koor-
dination der EU-Position während der Verhand-
lungen in New York tätig. Im Jahr der deutschen 
EU-Präsidentschaft 2007 wurde der Entwurf für 
das EU-Statement zur 40. Kommission im BiB 
erarbeitet.

Im europäischen Rahmen gab es bis zum Jahr 
2006 das Bevölkerungskomitee des Europarates 
in Straßburg. Hier war das BiB ebenfalls als Ver-
treter Deutschlands tätig. Die Direktorin des BiB 
fungierte über viele Jahre als Präsidentin des 
Bevölkerungskomitees. Mitarbeiter des Instituts 
waren als Experten und Sachverständige aktiv 
an der Arbeit des Bevölkerungskomitees betei-
ligt, u.a. durch Studien zum demographischen 
Wandel in den mittel- und osteuropäischen Re-
formstaaten und zu regionalen Bevölkerungs-
trends in Europa.

Im nationalen Rahmen ist das BiB in parlamen-
tarischen Kommissionen und in Gremien der 
Bundesregierung tätig.

Mehrere Mitarbeiter waren in Enquete-Kommis-
sionen zum demographischen Wandel berufen 
oder haben Beiträge zur Arbeit der Kommissi-
onen geleistet. So war die Direktorin des BiB Mit-
glied der ersten beiden Enquete-Kommissionen 
des Deutschen Bundestages „Demographischer 
Wandel - Herausforderungen unserer älter wer-
denden Gesellschaft an den einzelnen und die 
Politik“. Ein Mitarbeiter des Instituts war von 
2006 bis 2008 Mitglied der Enquete-Kommis-
sion des Sächsischen Landtags zum demogra-
phischen Wandel im Freistaat Sachsen und ver-
schiedene BiB-Mitarbeiter haben die Hessische 
Enquete-Kommission durch wissenschaftliche 
Expertisen unterstützt.

Das BiB ist zudem als Institution Mitglied im 
Wissenschaftlichen Beirat für Familienfragen 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und arbeitet an den Gutach-
ten des Beirats zu politischen Themen mit. 

Außerdem war das BiB als Berater in Gremien 
der Bundesregierung tätig, etwa in der Arbeits-
gruppe „Demographischer Wandel und Nach-
haltigkeit“, der Interministeriellen Arbeitsgruppe 

Aufgaben, Forschung und Beratung
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„Bevölkerung“ oder der Intermini-
steriellen Arbeitsgruppe „Integra-
tionsindikatoren“ beim Bundes-
kanzleramt. 

Beratung durch Information

Das BiB informiert die Ressorts, 
aber auch Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages u. a. durch sei-
ne Forschungsberichte, seine Publi-
kation „BiB-Mitteilungen“, seinen 
Newsletter sowie durch die Beant-
wortung von Ad-hoc-Anfragen über 
neue Ergebnisse aus der Bevölke-
rungsforschung. Außerdem stellt 
das BiB insbesondere den Ressorts 
für ihre Arbeit aktuelle Grunddaten 
und Zeitreihen zur Entwicklung 
wichtiger demographischer Indika-
toren zur Verfügung. Seit 2008 stellt das Institut 
einmal jährlich, auch in Zusammenarbeit mit 
anderen Einrichtungen wie dem Statistischen 
Bundesamt, seine Forschungsergebnisse den 
Vertretern aus den Bundesressorts vor. 

Veröffentlichungen und Öffentlichkeitsarbeit

Das BiB trägt seine Forschungsergebnisse in 
die Scientifi c Community, in die Politik und die 
interessierte Öffentlichkeit. Dazu nutzt es ver-
schiedene Möglichkeiten wie die eigenen Pub-
likationsreihen des Instituts, seine Homepage 
(www.bib-demographie.de), Newsletter und 
Pressemitteilungen zu aktuellen Forschungser-
gebnissen, Informationsbroschüren über den 
demographischen Wandel in Deutschland und 
der Welt. Selbstverständlich präsentieren die 
Mitarbeiter ihre Forschungsergebnisse in Vorträ-
gen auf Konferenzen, Tagungen, Workshops und 
Veranstaltungen von Stiftungen, Verbänden, Ar-
beitskreisen u. ä. bzw. publizieren in Veröffent-
lichungen anderer Einrichtungen. 

Derzeit verfügt das BiB mit der Zeitschrift für 
Bevölkerungswissenschaft, der Schriftenreihe 
des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung, 
den Materialien zur Bevölkerungswissenschaft 
und den  Mitteilungen aus dem Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung über vier Publika-
tionsreihen, die alle einen unterschiedlichen 
Charakter besitzen sowie eine Homepage, auf 
der neben aktuellen Informationen eine Vielzahl 
von Veröffentlichungen des Instituts als Down-
load zur Verfügung gestellt werden. 

Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft

Die Zeitschrift, die viermal jährlich erscheint, ist 
die wichtigste Veröffentlichungsreihe des Insti-
tuts, die in Zukunft noch weiter aufgewertet wer-
den soll. Sie ist die einzige Fachzeitschrift, die 
sich thematisch auf die Publikation von Ergebnis-
sen bevölkerungswissenschaftlicher Forschung 
mit dem Schwerpunkt Deutschland konzentriert. 
Seit dem Jahr 2003 ist sie auf ein Peer-Review-
Verfahren umgestellt worden. Ab 2009 werden  
stärker auch Artikel in englischer Sprache veröf-
fentlicht. In loser Folge erscheint die Zeitschrift 
auch als Themenheft. In jüngster Zeit sind Hefte 
zur regionalen Bevölkerungsdynamik und zu den 
Ergebnissen der deutschen Population Policy Ac-
ceptance Study erschienen. 

Schriftenreihe des Bundesinstituts für Bevölke-
rungsforschung

In der Schriftenreihe werden bei Bedarf ein bis 
zwei Bände pro Jahr veröffentlicht. In ihnen 
werden bevölkerungswissenschaftliche Pro-
blemstellungen grundlegend und umfassend 
behandelt. Das Institut publiziert darin die ab-
schließenden Ergebnisse seiner größeren For-
schungsprojekte, Beiträge wissenschaftlicher 
Kolloquien, die das Institut veranstaltet hat 
und auch Monographien. Von den seit dem 
Jahr 2000 erschienenen 8 Bänden waren vier 
Monographien und vier Sammelbände mit the-
matisch verknüpften Artikelsammlungen. Ins-
gesamt sind inzwischen 38 Bände erschienen. 
Themen der letzten drei Bände waren: Der Ein-
fl uss des demographischen Wandels auf die fö-
deralen Finanzstrukturen, der Abschlussbericht 

1/2008
33. Jahrgang

Mariam I. Tazi-Preve, Markus Kaindl, Benedikt Krenn
Väter ohne Kinder
Charakteristika von Scheidungsvätern ohne Kontakt zu 
ihren Kindern (begutachteter Beitrag)

Lutz Schneider
Alterung und technologisches Innovationspotential
Eine Linked Employer-Employee Analyse

Evelyn Grünheid
Die Auswirkungen demographischer Entwicklungen auf die innere Sicherheit 
in Deutschland

Katharina Diehl
Mögliche Faktoren für die rasche Reduktion der ostdeutschen 
Übersterblichkeit nach der Wiedervereinigung
Warum leben Ostdeutsche seit der Wiedervereinigung länger?

Zeitschrift für
 Bevölkerungs-
wissenschaft

VS VERLAG

Demographie
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des Lebenserwartungssurveys „Lebensstile, Le-
bensphasen und Lebensqualität“ sowie Demo-
graphischer Wandel und Wandel der Demogra-
phie (eine Festschrift zum 90. Geburtstag von 
Karl Schwarz). 

Materialien zur Bevölkerungswissenschaft

In den Materialien zur Bevölkerungswissen-
schaft sind insgesamt bisher mehr als 125 
Hefte erschienen. Sie haben den Charakter von 
Arbeitspapieren, Werkstattberichten oder Doku-
mentationen. Sie umfassen Forschungsberichte, 
Konferenzbeiträge (so hat das BiB öfter die auf 
Jahrestagungen der Deutschen Gesellschaft für 
Demographie oder ihrer Arbeitskreise gehal-
tenen Beiträge veröffentlicht), spezifi sche be-
völkerungswissenschaftliche Studien oder auch 
Dokumentationen zu den Surveys des BiB. Die 
Materialien zur Bevölkerungswissenschaft wer-
den auch als PDF-Datei auf der Homepage zum 
kostenlosen Downloaden eingestellt.

Mitteilungen aus dem Bundesinstitut für Bevöl-
kerungsforschung

Die vierte Veröffentlichungsreihe, die ursprüng-
lich als Informationen aus dem Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung konzipiert war, ist 
inzwischen ein reichhaltiges Informationsblatt 
für einen breiten Kreis von bevölkerungswis-
senschaftlich Interessierten geworden. In vier 
Heften pro Jahr wird in verschiedenen Rubriken 
populär über Bevölkerungsthemen informiert. 
Veröffentlicht werden Daten zu aktuellen de-
mographischen Entwicklungen, es wird unter 
dem Stichwort „Aus Forschung und Lehre“ über 
neue Forschungsergebnisse informiert und über 

die bevölkerungspolitischen Aspekte der Par-
laments- und Regierungsarbeit von Bund und 
Ländern berichtet. Darüber hinaus wird auf Be-
völkerungsfragen im Ausland hingewiesen so-
wie auf Tagungen und Kongresse, neue demo-
graphische Literatur und Pressemeldungen zu 
Bevölkerungsthemen aufmerksam gemacht. 

Die BiB-Mitteilungen erscheinen in einer ge-
druckten Aufl age von 1400 Exemplaren vorwie-
gend für die Ressorts, die Abgeordneten und 
Multiplikatoren. Außerdem werden sie auf der 
Homepage zum kostenlosen Download bereit-
gestellt. 

Internetseite des BiB

Das Bundesinstitut verfügt über eine Internet-
seite, in der über Aufgaben, Organisation, For-
schungsprojekte, Publikationen, aber auch über 
inhaltliche Aspekte der Bevölkerungswissen-
schaft und zu Forschungsergebnissen des Insti-
tuts informiert wird. Des Weiteren besteht dort 
die Möglichkeit, einen elektronischen Newslet-
ter zu bestellen, der auf die neu erscheinenden 
Publikationen des BiB hinweist. Im Rahmen der 
Einführung des für alle Bundeseinrichtungen 
verbindlichen Government Site Builders (GSB) 
wurde der Internetauftritt des Bundesinstituts 
völlig überarbeitet. Nach Abschluss der tech-
nischen Umsetzung in das neue Corporate De-
sign der Bundesregierung und der Herstellung 
der nach dem Gesetz erforderlichen Barriere-
freiheit wurde zu Beginn des Jahres 2008 eine 
inhaltliche Überarbeitung des Internetauftritts 
und Erweiterung der thematischen Angebote 
sowie eine kontinuierliche Aktualisierung in An-
griff genommen.

Broschüren

Ergänzt werden die vier Publikationsrei-
hen durch Informationsbroschüren, die 
unregelmäßig, in mehrjährigen Abstän-
den erschienen sind. Hierbei sind zwei 
Arten von Broschüren zu unterscheiden. In 
der Broschürenreihe Bevölkerung: Daten 
- Fakten - Trends zum demographischen 
Wandel in Deutschland, die bisher in je-
weils unterschiedlich konzipierten Aufl a-
gen (2000/2004/2008) erschienen ist, 
informiert das Institut allgemeinverständ-
lich über den demographischen Wandel 
in Deutschland und seinen Regionen, in 
Europa und der Welt sowie über dessen 
soziale, politische und ökonomische Kon-
sequenzen. Die im Jahr 2008 veröffent-

BEVÖLKERUNG
Daten, Fakten, Trends zum 
demographischen Wandel 
in Deutschland
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lichte Broschüre geht auf eine Initiative des da-
maligen Staatssekretärs im Bundesministerium 
des Innern zurück, der gegenüber dem BiB und 
dem Statistischen Bundesamt angeregt hatte, 
gemeinsam eine solche Broschüre zu erstellen. 
Diese Broschüre hat eine gedruckte Aufl age von 
über 10.000 Exemplaren und wird weit gestreut, 
bis hin zu kompletten Sätzen für Schulklassen. 
Daneben hat das BiB in einer Reihe von Fällen, 
in aller Regel zu seinen größeren Forschungspro-
jekten, themenspezifi sche Broschüren verfasst, 
um komprimiert und öffentlichkeitswirksam 
über deren Hauptergebnisse zu informieren (z.B. 
„Einstellungen zu demographischen Trends und 
zu bevölkerungsrelevanten Politiken“ zu den 
Ergebnissen der deutschen Population Policy 
Acceptance Study oder „Regionale Alterung in 
Deutschland“ zum Projekt „Regionale Alterung 
in Deutschland unter besonderer Berücksichti-
gung der Binnenwanderung“).

Als die wichtigsten Veröffentlichungen der letz-
ten Jahre sieht das Institut an:

•  Schriftenreihe des Bundesinstituts für Be-
völkerungsforschung, Band 35: Aspekte der 
Integration – Eingliederungsmuster und Le-
benssituation italienisch- und türkischstäm-
miger junger Erwachsener in Deutschland. 
Der Band beinhaltet eine Zusammenfassung 
der Ergebnisse und Analysen aus dem Inte-
grationssurvey, einer BiB-eigenen Datenba-
sis aus dem Jahr 2000. Dargestellt werden 
Sozialstruktur und Migrationsverhalten, 
schulische und berufl iche Bildung, Familien- 
und Freundschaftsbeziehungen sowie ge-
sellschaftliche und politische Partizipation 
von italienisch- und türkischstämmigen jun-
gen Erwachsenen im Vergleich zu deutsch-
stämmigen.

•  Schriftenreihe des Bundesinstituts für Be-
völkerungsforschung, Band 36: Lebensstile, 
Lebensphasen, Lebensqualität – Interdiszi-
plinäre Analysen von Gesundheit und Sterb-
lichkeit aus dem Lebenserwartungssurvey 
des BiB. In insgesamt 15 Beiträgen werden 
die Ergebnisse Forschung im Rahmen des 
Lebenserwartungssurveys präsentiert. Da-
bei reicht das Spektrum der Themenfelder 
vom theoretischen Hintergrund der Gesund-
heitslebensstile über Determinanten der 
Gesundheit wie soziale Lage, Einkommen, 
familiäre Situation, Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben und Freizeitinteressen bis hin 
zum Themengebiet Lebenserwartung, das 

sowohl die Lebenserwartung in Gesundheit 
als auch Unterschiede in der Lebenserwar-
tung zwischen West- und Ostdeutschland 
bzw. zwischen den Geschlechtern umfasst. 

• Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 
4/2005: Dieses Heft der Zeitschrift bietet 
eine beispielhafte Auswahl der vom BiB an-
gestrebten Artikel. Mit einem begutachteten 
Artikel werden Dimensionen der Kinderlosig-
keit in Deutschland und Europa verglichen 
und Einstellungen von Kinderlosen zu Ehe 
und Familie hinterfragt. Im Rahmen des Mo-
nitoring entstand der veröffentlichte Bericht 
zur Entwicklung der Weltbevölkerung, und 
der Bericht zu den Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels auf die Bundesverwal-
tung in Deutschland greift eine Fragestellung 
aus dem Bereich der Politikberatung auf.

• Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 
3-4/2006: Themenheft Regionale Bevölke-
rungsdynamik. Das moderierte Themenheft 
Regionale Bevölkerungsdynamik stellt ein 
Beispiel für die geplante künftige Ausrich-
tung der Zeitschrift dar, in der verstärkt The-
menhefte zu aktuellen und politikrelevanten 
Fragestellungen veröffentlicht werden sol-
len. Dieses Themenheft greift den Trend zur 
wachsenden Bedeutung regionaler Unter-
schiede in der Bevölkerungsentwicklung für 
Politik und Forschung auf und schließt an 
eine entsprechende neue Schwerpunktset-
zung im BiB an. Die Einwerbung von exter-
nen Beiträgen erfolgte dabei unter dem Ge-
sichtspunkt, das BiB mit seinen Aktivitäten 
besser zu vernetzen und externe Kompetenz 
in diesem wichtiger werdenden Forschungs-
feld zu erschließen, wobei sowohl Autoren 
von Hochschulen als auch von anderen Res-
sortforschungseinrichtungen gewonnen wer-
den konnten. 

• Materialien zur Bevölkerungswissenschaft 
Heft 120: Regionale Alterung in Deutsch-
land. Der umfangreiche Abschlussbericht 
des Projekts Regionale Alterung in Deutsch-
land stellt eine erweiterte und aktualisierte 
Version einer früheren Studie zur demogra-
phischen Entwicklung in den Bundesländern 
aus dem Jahr 2000 dar. Beide Studien haben 
eine große Nachfrage erlebt, die sich aus der 
aktuellen Bedeutung von Alterungsprozes-
sen für Bund, Länder und Gemeinden ergibt. 
Die Studie verknüpft aktuelle Schwerpunkt-
setzungen des Instituts bezüglich der Aus-
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wirkungen des demographischen Wandels 
mit einer regionalisierten Betrachtung, die 
künftig für die Arbeit des BiB eine wachsen-
de Bedeutung haben wird. Zu diesem Band 
erschien auch eine 30-seitige Kurzfassung 
als Broschüre.

Für die nächsten Jahre sind umfassende Verän-
derungen im Veröffentlichungskozept des Insti-
tuts vorgesehen. 

Die Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 
wird sich stärker als bisher englischsprachigen 
Publikationen öffnen und dies auch mit dem 
neuen Zweittitel „Journal of Population Science“ 
dokumentieren. Die Erscheinungsweise wird auf 
eine elektronische Veröffentlichung ohne Druck-
versionen umgestellt. 

Für die Schriftenreihe des Instituts ist vorge-
sehen, nur noch monographisch angelegte 
Schriften zu veröffentlichen, wobei die Publika-
tion in einer Druckversion beibehalten wird. Das 
Erscheinen ist dreimal jährlich vorgesehen.

Große Veränderungen wird es auch bei den 
Mitteilungen des Bundesinstituts für Bevölke-
rungsforschung geben. Sie werden sechsmalig 
im Jahr erscheinen und damit aktueller werden 
und erhalten inhaltlich ein völlig neues Gesicht. 
Die BiB-Mitteilungen werden je Ausgabe vier bis 
fünf kurze wissenschaftliche Beiträge enthalten, 
in denen über neue demographische Erkennt-
nisse, nicht nur von Institutsmitarbeitern, be-
richtet wird. 

Die Materialien zur Bevölkerungwissenschaft 
werden zukünftig vorwiegend für die Dokumen-
tation von Projekten aus dem BiB genutzt. 

Ein neues Kuratorium 

Am 27. Oktober 2008 hat sich das 
neue Kuratorium des Bundesinsti-
tuts für Bevölkerungsforschung kon-
stituiert. Zum Vorsitzenden ist Prof. 
Dr. Norbert Walter (Bild), Deutsche 
Bank Research, gewählt worden. 
Dem Kuratorium gehören insgesamt 
18 Mitglieder, neun  Professorinnen 
bzw. Professoren, sieben Ressort- 
und zwei Ländervertreter an. Die wis-
senschaftlichen Mitglieder des Kura-
toriums sind gegenwärtig: 

• Prof. Dr. Gabriele Doblhammer-Reiter  
Universität Rostock, Lehrstuhl für empirische 
Sozialforschung und Demographie

• Prof. Dr. Henriette Engelhardt-Wölfl er  
Otto-Friedrich-Universität Bamberg, Lehr-
stuhl für Bevölkerungswissenschaft

• Prof. Dr. Paul Gans     
Universität Mannheim, Lehrstuhl für Wirt-
schaftsgeographie

• Prof. Dr. Felicitas Hillmann   
Universität Bremen, Institut für Geographie

• Prof. Dr. Johannes Huinink   
Universität Bremen, Institut für empirische 
und angewandte Soziologie 

• Prof. Dr. Andreas Kruse   
Universität Heidelberg, Institut für Geronto-
logie

• Prof. Dr. Notburga Ott   
Ruhr-Universität Bochum, Fakultät für Sozial-
wissenschaft, Lehrstuhl für Sozialpolitik und 
öffentliche Wirtschaft

Das Kuratorium des BiB tagt zweimal jährlich. 
Es erörtert und billigt das vom Bundesinstitut 
vorgelegte Forschungsprogramm, die mittelfri-
stige Forschungsplanung und das Programm der 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen. Dies ge-
schieht insbesondere mit Blick auf die Relevanz 
sowie die Wissenschaftlichkeit des Forschungs-
ansatzes und der Methodik des Forschungsvor-
habens. Das Kuratorium kontrolliert außerdem 
die Umsetzung der Forschungsprojekte und 
begleitet kontinuierlich die Arbeit des Instituts. 
Darüber hinaus wurden von den BiB-Mitarbei-
tern auf der Herbstsitzung des Kuratoriums die 
Hauptergebnisse aus den Forschungsprojekten 
oder die konzeptionelle Anlage zukünftiger For-
schungsprojekte im Kuratorium vorgestellt und 
diskutiert. Große Projekte wurden in der Ver-
gangenheit vereinzelt von einer Arbeitsgruppe 
des Kuratoriums – bestehend aus wissenschaft-
lichen Kuratoriumsmitgliedern – begleitet. Dies 
hat sich gut bewährt. Deshalb ist in der neuen 
Geschäftsordnung des Kuratoriums nunmehr 
ausdrücklich geregelt, dass spezielle Arbeits-
gruppen eingesetzt werden können, die das BiB 
in wissenschaftlichen Fragen unterstützen.

Position in der Forschungslandschaft 

Was unterscheidet das BiB von anderen demo-
graphischen Forschungseinrichtungen? Das BiB 
ist als nationales Bevölkerungsforschungsins-
titut ähnlich aufgestellt wie eine ganze Reihe 
anderer europäischer Bevölkerungsforschungs-
institute. In Deutschland existiert keine exakt 
vergleichbare Forschungseinrichtung. Natürlich 
beschäftigen sich hierzulande eine Vielzahl von 

Prof. Dr. Norbert Walter
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wissenschaftlichen Institutionen, mit denen 
das BiB kooperiert und sich nicht in Konkur-
renz sieht, mit bevölkerungswissenschaftlichen 
Themenstellungen. Zu den wichtigsten demo-
graphischen Forschungseinrichtungen zählen 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen wie 
das Max-Planck-Institut für demografi sche 
Forschung oder das Rostocker Zentrum zur Er-
forschung des demografi schen Wandels. Aber 
auch andere Einrichtungen des Bundes wie das 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, 
das Deutsche Jungendinstitut, das Deutsche 
Zentrum für Altersfragen und das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge befassen sich mit 
spezifi schen Aspekten der demographischen 
Entwicklung. Daneben bestehen an verschie-
denen Universitäten Lehrstühle, die demogra-
phisch orientiert sind. Direkt bevölkerungs-
wissenschaftliche Lehrstühle bestehen an den 
Universitäten Rostock und Bamberg. Darüber 
hinaus existiert eine ganze Reihe von Instituten 
oder Lehrstühlen, die sich aus soziologischer, 
geographischer, ökonomischer, psychologischer 
oder gerontologischer Sicht mit dem Thema be-
schäftigen. Wichtige Merkmale der Arbeit des 
BiB im Vergleich mit anderen demographischen 
Forschungseinrichtungen in Deutschland sind:

• die jahrzehntelange Kontinuität in der wis-
senschaftlichen Forschung zu den grundle-
genden demographischen Themen Familie, 
Lebensformen und Geburtenentwicklung, 
Sterblichkeit und Gesundheit, Migration und 
Integration, Alterung und regionale Trends;

•  die kurzfristig abrufbare Beratungs-
kompetenz zu demographischen 
Fragen aufgrund eines differen-
zierten Monitorings und der Bear-
beitung spezifi scher Forschungs-
projekte;

•  die interdisziplinäre Beschäftigung 
des Instituts mit einem umfas-
senden Themenspektrum der de-
mographischen Entwicklung, ihrer 
Ursachen und Auswirkungen in ei-
ner integrativen Perspektive;

•  das Wirken des Instituts an der 
Schnittstelle von Wissenschaft und 
Politik, die Verzahnung der wissen-
schaftlichen Forschung mit der Po-
litikberatung;

•  die Vertretung Deutschlands in in-
ternationalen demographischen 
Forschungsprojekten und deren 
Koordination (DIALOG, FEMAGE);

•  die Vertretung Deutschlands durch Experten 
in internationalen Gremien.

Personal

Am BiB waren am 01. Januar 2009 insgesamt 
29 Personen beschäftigt, darunter 16 wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Davon waren:

•  11 Mitarbeiter befristet und 5 Mitarbeiter un-
befristet beschäftigt, 

•  6 Mitarbeiterinnen und 10 Mitarbeiter,

•  3 Mitarbeiter 20 Jahre oder länger und 10 
Mitarbeiter weniger als 5 Jahre am BiB tätig,

•  6 Mitarbeiter 50 Jahre alt oder älter und 11 
Mitarbeiter jünger als 40 Jahre, wobei keiner 
jünger als 30 Jahre war. 

In seinen Forschungsprojekten arbeitet das In-
stitut weitgehend interdisziplinär zusammen. 
Das wissenschaftliche Personal besteht aus 
sechs Soziologen, sechs Wirtschaftswissen-
schaftlern, drei Geographen, zwei Mitarbeitern 
mit Abschlüssen in Statistik bzw. Mathematik 
und einem Politikwissenschaftler.   

Die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter des 
Instituts sind in den Bereichen Organisation, 
Bibliothek, Datenaufbereitung und Graphiker-
stellung, Veröffentlichungen und Internet sowie 
Sicherung der technischen Infrastrukturen be-
schäftigt. 

Die Mitarbeiter des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung, April 2009



22

Demographisches Altern

Demographisches Altern

Verlauf der Alterung in Deutschland

Das Altern der Bevölkerung ist ein langfristig 
verlaufender Prozess, der die demographische 
Situation in Deutschland schon mehr als 100 
Jahre prägt und sie auch in den kommenden 
Jahrzehnten bestimmen wird. In den nächsten 
Jahren wird sich der Alterungsprozess weiter dy-

namisieren und um das 
Jahr 2035 seinen Höhe-
punkt erreichen. Dann 
werden die geburten-
starken Jahrgänge aus 
den 1960er und 1970er  
Jahren in das Renten-
alter eingetreten sein. 
Das Altern der Bevölke-
rung ist der Kernprozess 
eines komplexen demo-
graphischen Wandels, 
zu dem auch der Wan-
del der Familien- und 
Lebensformen (z. B. zu-

nehmende Zahl Alleinerziehender oder Singles, 
Entstehen von Stieffamilien, wachsende Kinder-
losigkeit), die hohe Scheidungshäufi gkeit, die 
steigende Lebenserwartung, regionale Differen-
zierung in den demographischen Situationen, 
Veränderungen bei den Zu- und Fortzügen über 
die Grenzen Deutschlands oder die Integration 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund zäh-
len.  All diese Prozesse sind auf vielfältige Art 
und Weise miteinander verknüpft.

Das Altern der Bevölkerung in Deutschland ist 
in dem Maße verlaufen, wie sich die Form des 
Altersaufbaus zwischen 1864 und 2035 von 
einer Pagoden- in eine sogenannte Urnenform 
verwandelt (Abb. 1). 

Der Altersaufbau im Jahr 1864 im damaligen 
Gebiet des Deutschen Reichs zeigt noch das 
Bild  einer Pagodenform, die eintritt, wenn ein 
sehr hohes Geburtenniveau und eine sehr hohe 
Sterblichkeit miteinander verbunden sind. Die 
Jahrgänge der Neugeborenen sind zahlenmä-
ßig sehr stark, verkleinern sich aber durch die 
extrem hohe Säuglings- und Kindersterblichkeit 
überaus schnell. Nur wenigen Menschen ist die 
Möglichkeit gegeben, wirklich alt zu werden. 

Im Jahr 1910 ist bereits der zweite Grundtyp des 
Altersaufbaus, die Dreiecksform, erreicht. In die-
ser Phase fi ndet zunächst eine Verjüngung der 
Bevölkerung statt. Noch immer ist die Geburten-
häufi gkeit sehr hoch, ein leichter Geburtenrück-
gang ist aber schon erkennbar. Die Sterblichkeit 
war 1910 bereits seit einigen Jahren rückläufi g, 
wodurch die jüngsten Jahrgänge weniger stark 
dezimiert worden sind. Dadurch wurde es mög-
lich, dass die Pagoden- in eine Dreiecksform 
übergehen konnte. Die Zahl älterer Menschen 
ist bereits angestiegen, aber verglichen mit der 
heutigen Situation noch immer sehr niedrig. Im 
Jahr 1910 betrug die Lebenserwartung für Frau-
en 50,7 Jahre und für Männer 47,4 Jahre. Im 
Durchschnitt wurden im Zeitraum 1901/1910 
noch etwa 4 Kinder je Frau geboren. 

Der nächste abgebildete Altersaufbau stammt 
bereits aus dem Jahr 1975 und sieht deutlich 
anders als seine Vorgänger aus. Noch ist mit ein 
wenig Phantasie die nächste Stufe des Wandels, 
die Glockenform, erkennbar. Sie ist das Ergeb-
nis des Zusammenspiels einer weiter gesunke-
nen Sterblichkeit und einer noch relativ hohen 
Geburtenhäufi gkeit, die noch den Ersatz der 
Elterngeneration durch die Geburt von Kindern 
gewährleistet, was in der Mitte der 1970 aber 
nicht mehr gegeben war.  

1975 wurden Frauen im Durchschnitt 74,8 Jahre 
alt (Männer: 68,3 Jahre). Die zusammengefasste 
Geburtenziffer erreichte 1975, bereits am Ende 
des zweiten Geburtenrückgangs, einen Wert von 
1,45. Der 1975er Altersaufbau trägt in Folge ver-
schiedener Ereignisse in der Vergangenheit, der 
Geburtentiefs in der Zeit des Ersten und Zwei-
ten Weltkriegs und in der Weltwirtschaftskrise, 
des Wiederanstiegs der Geburten insbesondere 
in den 1960er Jahren und des in der Mitte der 
1960er Jahre beginnenden Geburtenrückgangs 
auffällig unregelmäßig Züge. Die annähernde 
Glockenform konnte letztlich eintreten, weil auf-
grund der gestiegenen Lebenserwartung die ge-
burtenstarken Jahrgänge aus der Zeit um 1900 
in  relativ großer Zahl 70 Jahre und älter werden 
konnten und weil das Geburtenhoch der 1960er 
Jahre gleichzeitig für stark besetzte Altersjahr-
gänge im Kindes- und Jugendalter sorgte. 

Das Altern beschreibt den Wandel in 
der Altersstruktur einer Bevölkerung. 
Eine Bevölkerung altert demogra-
phisch, wenn die Zahl und der Anteil 
älterer Menschen an der Bevölke-
rung zuungunsten der Jüngeren an-
steigt. Es geht also nicht nur um die 
Zunahme der Zahl älterer Menschen, 
sondern um Anteilsverschiebungen 
zwischen den Altersgruppen.  

Definition:  
Demographisches Altern
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Der aktuelle Altersaufbau aus dem Jahr 2007 zeigt 
das Voranschreiten des Alterungsprozesses (Abb. 
1 und 2). Die zukünftige Urnenform zeichnet sich 
bereits ab. Seit 1975 ist das Altern der Bevölkerung 
beträchtlich vorangeschritten. Die geburtenstar-
ken Jahrgänge der 1960er Jahre sind inzwischen 
etwa 40 bis 50 Jahre alt, ihnen folgen zahlenmä-
ßig immer kleinere Jahrgänge nach. Daneben sind 
noch immer die aus der deutschen Geschichte 
resultierenden Unregelmäßigkeiten sichtbar.  

Beginnen wir die Betrachtung von der Spitze des 
Altersaufbaus (Abb. 2): Der erste Einschnitt bei 
den etwa 90-Jährigen ist Folge des Geburtentiefs 
im Ersten Weltkrieg. Die ursprüngliche Tiefe der 
Einschnitte ist aufgrund der hohen Sterblichkeit 
in diesen Altersjahren allerdings nicht mehr zu 
erkennen.

Die nächsten geburtenschwachen Jahrgänge 
sind die während der Weltwirtschaftskrise um 
1932 Geborenen, heute etwa 74 bis 79 Jahre 

Abb. 1: Altersaufbau der Bevölkerung in Deutschland 1864, 1910, 1975, 2007, 2035 und 2050 (in %)

1864 1910 1975

0 11 0
0

20

40

60

80

2007 2035 2050

0 11 0
0

20

40

60

80

0 11 0
0

20

40

60

80

0 11 0
0

20

40

60

80

0 11 0
0

20

40

60

80

0 11 0
0

20

40

60

80

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Graphische Darstellung BiB
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alt. Die darauffolgenden wieder relativ stark be-
setzten Altersjahre sind durch das Nachholen 
von Geburten aus der Zeit der Weltwirtschafts-
krise und auch durch die verwerfl iche, prona-
talistische Bevölkerungspolitik des Dritten Rei-
ches begründet. Bei den 61- und 62-Jährigen 
beginnend lässt sich dann wieder ein Einschnitt 
erkennen, ursächlich bedingt durch ein Gebur-
tentief am Ende des Zweiten Weltkrieges.  

In der Nachkriegszeit, insbesondere in den 
1950er bis 1960er Jahren, herrschte in beiden 
deutschen Staaten eine Nachkriegseuphorie, 

die  zu hohen Heirats- und Geburtenzahlen bei-
getragen hat. In dieser Zeit kam die sogenannte 
„Baby-Boom-Generation“ zur Welt. Dies ist in 
der Ausbuchtung um das 40. bis 50. Altersjahr 
zu erkennen. Die stark besetzten Baby-Boom-
Jahrgänge sind heute die Ursache dafür, dass 
das Altern der Bevölkerung in Zukunft so stark 
an Dynamik gewinnen wird.

Danach gingen, 1965 beginnend, die Geburten-
zahlen in beiden deutschen Staaten stark zu-
rück. Die Altersjahrgänge der etwa 35-Jährigen 
und Jüngeren sind deutlich reduziert. Dies ist 
aus der westdeutschen Sicht das Ergebnis des 
zweiten Geburtenrückgangs, der allgemein als 
„Europe‘s Second Demographic Transition“ be-

zeichnet wird. Es ist ein Geburtenrückgang, der 
mit einem gesellschaftlichen Wertewandel, dem 
Trend zur Individualisierung, der veränderten 
Rolle der Frau und dem Wandel in den Lebensfor-
men in Verbindung steht. Natürlich hat auch die 
Freigabe der Antikonzeptiva und die Liberalisie-
rung der Gesetzgebung zum Schwangerschafts-
abbruch dazu beigetragen. In der ehemaligen 
DDR dagegen ist der zeitweilige Geburtenrück-
gang weitestgehend auf die Einführung von 
Kontrazeptiva sowie auf die Legalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs zurückzuführen. 

In Westdeutschland ist seitdem 
bis heute ein konstant niedriges 
Geburtenniveau zu verzeichnen. 
In der DDR stiegen Ende der 
1970er und Anfang der 1980er 
Jahre infolge von Nachholeffekten 
und einer geburtenfördernden Fa-
milienpolitik die Geburtenzahlen 
nochmals an, gingen kurz danach 
aber wieder zurück. Zu erkennen 
ist dies an einer kleinen Ausbuch-
tung um das 25.  Altersjahr.

In den Jahren nach der deutschen 
Wiedervereinigung kam es in den 
neuen Ländern zu einem in der 
Geschichte Deutschlands bisher 
nicht dagewesenen Tiefststand 
der Geburtenzahl („Demographic 
Shocks“), der die Altersjahre 16 
und darunter wesentlich reduzier-
te. Die Geburten stiegen zwar seit 
1995 wieder, erreichten jedoch, 
ebenso wie in Westdeutschland, 
bei weitem nicht mehr das Ge-
burtenniveau der 1960er Jahre. 
Angezeigt im Altersaufbau wird 
das Geburtentief in den neuen 

Bundesländern zwischen dem 10. und 15. Al-
tersjahr. 

An unserem heute gegebenen Altersaufbau kann 
abgelesen werden, dass sich der Alterungspro-
zess in den kommenden Jahren unaufhaltbar 
weiter vollziehen wird. Er schreitet in dem Maße 
voran, wie die Baby-Boom-Generation immer äl-
ter wird. 

Im Jahr 2035 ist dann die Urnenform des Al-
tersaufbaus erreicht, die die Alterungssituation 
anschaulich abbildet. Die Urnenform entsteht 
in der Kombination von sehr niedriger Gebur-
tenhäufi gkeit und sehr niedriger Sterblichkeit. 
Die niedrige Geburtenhäufi gkeit von 1,4 Kindern 

Abb. 2: Altersaufbau der Bevölkerung in Deutschland, 31.12.2007 (in 1000)  
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pro Frau (Annahme in der 
11. koordinierten Bevölke-
rungsvorausberechnung des 
Statistischen Bundesam-
tes) hat zur Folge, dass die 
Kindergenerationen immer 
wieder kleiner als die Eltern-
generationen sind. Aufgrund 
der sinkenden Sterblichkeit 
bzw. der steigenden Lebens-
erwartung werden die gebur-
tenstarken Jahrgänge aus 
den 1960er Jahren kaum 
dezimiert bis 2035 im Ren-
tenalter angekommen sein. 
In seiner Bevölkerungsvor-
ausberechnung nimmt das 
Statistische Bundesamt ei-
nen Anstieg der Lebenser-
wartung bis 2050 bei den 
Frauen auf  88,0 und bei den 
Männern auf 83,5 Jahre an. 
Um das Jahr 2035 wird der 
demographische Alterungsprozess seinen Höhe-
punkt erreichen. 

Danach verliert der Alterungsprozess bis 2050 
an Dynamik. Die Zahl der Babyboomer wird  
deutlich kleiner werden. Das liegt daran, dass 
sie dann etwa 80 bis 90 Jahre alt und einer ho-
hen altersspezifi schen Sterblichkeit ausgesetzt 
sein werden.  

Graphisch veranschaulicht werden kann der Al-
terungsprozess u.a. anhand der Anteilsverschie-
bungen zwischen den Altersgruppen in der Be-
völkerung (Abb. 3). Dargestellt sind die Trends 
der Altersgruppe 20 Jahre und jünger, der Alters-
gruppe 65 Jahre und älter und der  Altersgruppe 
80 Jahre und älter zwischen 1871 und 2050.

Die Trends zeigen: Deutschlands Bevölkerung 
altert bereits seit Ende des 19. Jahrhunderts, in 
den nächsten zwei Jahrzehnten jedoch beson-
ders stark. Während der Anteil der Kinder und  
Jugendlichen (unter 20 Jahre) 1871 noch 43 % 
betrug, nahm er bis 2007 auf 19 % ab. Bis 2050 
wird der Anteil auf 15 % sinken. Der Anteil der 
älteren Bevölkerung ab 65 Jahre vervierfach-
te sich zwischen 1871 und 2007 von 5 % auf 
20 %. Bis zur Jahrhundertmitte wären dann gut 
33 % der Bevölkerung 65 Jahre und älter. Damit 
hätte sich der Anteil in den 180 Jahren mehr als 
versechsfacht. 

Die Alterung wird in Zukunft von den Hochbe-
tagten (ab 80 Jahren) dominiert. Dies ist nicht 

zuletzt deshalb bedeutsam, weil vor allem die-
se Altersgruppe Hilfe- und Pfl egeleistungen in 
Anspruch nehmen muss. Lebten 1871 weniger 
als 1 % ab 80-Jährige in Deutschland, so nahm 
ihr Anteil bis 2007 auf 5 % zu und wird sich bis 
2050 nochmals verdreifachen. Dann wäre der 
Anteil der 80-Jährigen und Älteren genau so 
hoch wie der der unter 20-Jährigen.  Die Hoch-
betagten sind außerdem die einzige Altersgrup-
pe, die bis 2050 im Bestand noch nennenswert 
anwachsen wird.

Demographische Ursachen des Alterns

Das zukünftige Altern der Bevölkerung verläuft 
in einem komplexen und komplizierten Zusam-
menspiel von 4 Faktoren: Erstens der niedrigen, 
aber stärkeren Schwankungen unterliegenden 
Geburtenhäufi gkeit, zweitens der steigenden 
Lebenserwartung, die heute auch eine Zunahme 
der verbleibenden Lebenszeit der Hochbetagten 
bedeutet, drittens dem Ausmaß der internatio-
nalen Migration über die Grenzen Deutschlands 
und viertens der aufgrund der demographischen 
Trends der Vergangenheit gegenwärtig beste-
henden Altersstruktur der Bevölkerung, die die 
demographischen Entwicklungen der Zukunft 
beeinfl ussen wird, die wiederum auf sie zurück-
wirken: 

•  Das seit Mitte der 1970er Jahre kontinuier-
lich niedrige Geburtenniveau: Folge dieser 
Situation ist, dass die Kindergenerationen 
jeweils um ca. ein Drittel kleiner als ihre El-

Abb. 3:  Entwicklung der Bevölkerung in Deutschland unter 20, ab 65 und ab 80 Jahren, 
1871 - 2050 (in %) 
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Datenquelle: Statistisches Bundesamt (ab 2010: 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung,
Variante 1-W1), Graphische Darstellung: BiB
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terngeneration sind. In Deutschland hat sich 
als Ergebnis des zweiten Geburtenrückgangs 
(nach van de Kaa: „Europe‘s Second Demo-
graphic Transition“) nach 1965 bis 1975 ein 
wohl dauerhaft niedriges Geburtenniveau 
eingestellt, das wesentliche Bedingung für 
die langfristige demographische Alterung ist. 
Zum demographischen Wandel gehört aber 
nicht nur das niedrige Geburtenniveau, son-
dern auch der Wandel in den Lebens- und 
Familienformen, die immer spätere Famili-
engründung, die steigende Kinderlosigkeit, 
die hohe Zahl der Scheidungen, die Zunah-
me der Ein-Eltern-Familien, das Entstehen 
von Zweit- oder Drittfamilien oder der späte 
Auszug der Kinder aus dem Elternhaus.

•  Der langfristige Anstieg der Lebenserwar-
tung, der kaum noch auf dem Rückgang der 
Säuglingssterblichkeit, aber zunehmend auf 
der sinkenden Sterblichkeit älterer Menschen 
beruht: Soziale, wissenschaftliche und me-
dizintechnische Fortschritte haben dazu ge-
führt, dass immer mehr Menschen die Mög-
lichkeit haben, bei relativ guter Gesundheit 
ein hohes Lebensalter zu erreichen. In den 
kommenden Jahren werden die geburten-
starken Jahrgänge der Nachkriegszeit in das 
Rentenalter eintreten. Dieser Alterungs-
effekt wird durch die steigende Lebens-
wartung der alten und sehr alten Men-
schen verstärkt. Es werden also nicht 
nur mehr Menschen in das Rentenalter 
eintreten, sondern diese steigende Zahl 
wird zudem länger in den sozialen Si-
cherungssystemen verweilen.

•  Der Bevölkerungsaustausch mit dem 
Ausland, dessen Einfl uss auf das Al-
tern der Bevölkerung relativ begrenzt 
ist, der verjüngend wirken oder aber 
die Alterung beschleunigen kann: Als 
gesichert gilt, dass eine verstärkte Zu-
wanderung jüngerer Menschen das 
Altern über einen kurzen Zeitraum nur 
abmildern, nicht umkehren kann. Zu-
dem sind in Deutschland in den letzten 
Jahren rückläufi ge Wanderungsgewinne 
zu verzeichnen. Aus der Sicht der de-
mographischen Alterung ist eine erfolg-
reiche Integration der Zugewanderten 
bedeutsamer als die Höhe der Zuwan-
derung. Es kommt dabei vor allem auf 
die Integration in den Arbeitsmarkt an, 
da dadurch positive Effekte auf die wirt-
schaftliche Entwicklung entstehen.

•  Die gegenwärtig bestehende Altersstruktur 
der Bevölkerung: Das zukünftige Altern wird 
sich in dem Maße beschleunigen, wie die ge-
burtenstarken Jahrgänge der 1950/1960er 
Jahre in das Rentenalter kommen. Diese Si-
tuation wird mit Sicherheit eintreten, da die 
Geburtsjahrgänge, die das Altern der Bevöl-
kerung in Zukunft bestimmen werden, be-
reits im mittleren Alter sind. Das Altern der 
Bevölkerung ist ein komplexer, aber ganz-
heitlicher Prozess, der aufgrund der demo-
graphischen Vergangenheit, insbesondere 
der Geburtenhäufi gkeit und Sterblichkeit, 
bereits eine Eigendynamik erlangt hat. Aus 
der Sicht der Politik wird, da Altern als Struk-
turverschiebungen über alle Altersgruppen 
der Bevölkerung defi niert ist, eine Vielzahl 
von Politikbereichen berührt. 

Alterung in den Regionen Deutschlands

In jüngster Zeit hat sich das BiB verstärkt For-
schungen zum demographischen Wandel in 
den Regionen Deutschlands zugewandt. Unter-
schiede zwischen dem früheren Bundesgebiet 
und den neuen Bundesländern beispielsweise 
bei der Kinderlosigkeit, der Familienbildung, 
der Lebenserwartung oder dem Migrationsver-

Regionale  Alterung  in  
Deutschland 

DE M O G R A P H I S C H E TR E N D S U N D EN T W I C K L U N G E N I N D E N 
BU N D E S L Ä N D E R N I M ZE I T R A U M 1991 B I S 2004  
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                       www.bib-demographie.de
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halten waren schon immer Gegenstand der For-
schungstätigkeit. Hinzugekommen sind klein-
räumigere Analysen mit dem Schwerpunkt der 
demographischen Alterung in den Bundeslän-
dern. 2007 ist zu diesem Thema eine Studie mit 
dem Titel „Regionale Alterung in Deutschland 
unter besonderer Berücksichtigung der Binnen-
wanderung“ erstellt und in den Materialien zur 
Bevölkerungswissenschaft veröffentlicht wor-
den.  Die Hauptergebnisse sind in der Broschüre 
„Regionale Alterung in Deutschland - Demogra-
phische Trends und Entwicklungen in den Bun-
desländern im Zeitraum 1991 bis 2004“ zusam-
mengefasst worden. In dem Forschungsbericht 
wird nicht nur der Verlauf der demographischen 
Alterung, sondern es werden auch die Situatio-
nen bei der Geburtenentwicklung, der Lebenser-
wartung und den Zu- und Abwanderungen dar-
gestellt, die den Alterungsprozess regional sehr 
unterschiedlich beeinfl ussen. 

Auskunft über die exakten Trends gibt der soge-
nannte Altenquotient für die Bundesländer im 
Zeitraum 1991 bis 2030 (siehe Textbox Defini-
tion und Tab. 1). 

Deutschland altert nicht nur insgesamt, es altern 
auch die Bevölkerungen aller Bundesländer, 
wenn auch mit unterschiedlichen Geschwindig-
keiten. Generell ist festzuhalten, dass sich der 
Alterungsprozess in den neuen Bundesländern 
schneller vollzieht als im früheren Bundesgebiet. 
Ende der 1980er Jahre war die Altersstruktur in 
den neuen Bundesländern, abgesehen von den 
aus der Vergangenheit stammenden Einschnit-
ten, noch relativ ausgeglichen und ließ damit nur 
ein langsames Altern der Bevölkerung erwarten. 

Mit dem nach 1990 einsetzenden schnellen de-
mographischen Wandel hat sich diese Situation 
grundlegend geändert. Das Geburtentief in der 
ersten Hälfte der 1990er Jahre, der Anstieg der 
Lebenserwartung und die Abwanderung junger 
Menschen haben die demographische Alterung 

erheblich beschleunigt. 1991 hatten Hamburg 
und Bremen die durchschnittlich ältesten Bevöl-
kerungen. Das demographisch jüngste Land war 
Mecklenburg-Vorpommern. Inzwischen fi nden 
sich die ältesten Bevölkerungen in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und dem Saarland. Am schnells-
ten verläuft der Alterungsprozess im ehemals 
jüngsten Land Mecklenburg-Vorpommern. 

Dieser Prozess wird sich auch in Zukunft fort-
setzen. Die Ergebnisse der 11. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamtes zeigen, dass sich bis 2030 
die demographische Alterung in den Ländern 
beschleunigt fortsetzen wird. 2030 werden 
Brandenburg,  Sachsen-Anhalt, Thüringen und 
Mecklenburg-Vorpommern die ältesten Bevöl-
kerungen haben. Dagegen wird in Hamburg, 
Bremen und auch in Berlin das Altern der Bevöl-
kerung erheblich langsamer verlaufen.  

Graphisch veranschaulicht ist der Wandel im 
Altersaufbau der Bevölkerung an den Beispie-
len Hessen und Sachsen zwischen 1991 und 
2020 (Abb. 4). 1991 stellte sich die Situation in 
Sachsen noch vergleichsweise günstig dar. Das 
höhere Geburtenniveau der DDR hatte dazu ge-
führt, dass auch in Sachsen die Altersjahrgänge 
der Kinder und Jugendlichen relativ stark besetzt 

Bundesland Jahr

1991 2007 2030

Baden-Württemberg 22,3 31,5 49,7

Bayern 23,7 31,6 49,1

Berlin 21,3 28,2 47,1

Brandenburg 19,8 34,2 69,8

Bremen 27,1 34,5 44,0

Hamburg 26,7 29,1 39,4

Hessen 24,0 32,2 51,2

Mecklenburg-Vorpommern 18,0 33,7 67,1

Niedersachsen 25,1 34,5 53,1

Nordrhein-Westfalen 23,7 33,4 49,2

Rheinland-Pfalz 25,2 34,0 53,0

Saarland 24,5 36,4 56,0

Sachsen 26,3 38,7 64,7

Sachsen-Anhalt 23,1 37,6 68,5

Schleswig-Holstein 24,9 35,4 53,1

Thüringen 22,7 35,4 67,4

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, für 2030 Ergebnisse der 
11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 

Tab. 1:  Altenquotient nach Bundesländern, 1991, 2007 und 2030 
(je 100 Personen im Alter 20 bis unter 65 Jahre) 

Der Jugend- und Altenquotient geben an, 
wie viele Personen in der Altersgruppe 0 bis 
unter 20 Jahre (Jugendquotient) bzw. in der 
Altersgruppe 65 Jahre und älter (Altenquo-
tient) auf 100 Personen in der Altersgruppe 
20 bis unter 65 Jahre entfallen. Die Altersab-
grenzungen sind bei der Berechnung fl exi-
bel wählbar. Die Addition beider Quotienten 
ergibt den Gesamtquotient.

Definition:  
Jugend- und Altenquotient
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waren, während ihr Anteil in Hes-
sen bereits seit mehr als 20 Jah-
ren gesunken war. 15 Jahre später 
zeichnen sich für Sachsen schon  
die Folgen des beschleunigten 
Verlaufs des Alterns ab. Das Ge-
burtentief der 1990er Jahre lässt 
die Bevölkerung verstärkt von „un-
ten“ altern, während gleichzeitig 
die steigende Lebenserwartung 
die Alterung von „oben“ verstärkt.  
Diese Situation ist in Hessen auch 
gegeben, aber weniger deutlich 
ausgeprägt. Hinzu kommt für Sach-
sen die Abwanderung jüngerer 
Menschen, die einerseits als po-
tenzielle Eltern nicht mehr da sind 
und damit zu Geburtenausfällen                                                                                      
führen und andererseits die An-
teile der älteren Menschen an der 
Bevölkerung noch schneller stei-
gen lassen. Dieser Trend wird sich, 
dynamischer werdend, bis 2020 
und darüber hinaus fortsetzen, da 
in Sachsen die Unterschiede zwi-
schen dem Anteil jüngerer und äl-
terer Bevölkerung größer sind als 
in Hessen.   

Für alle Bundesländer gleicherma-
ßen gilt, dass das demographische 
Altern eher die weibliche Bevölke-
rung betrifft. Die Ursache liegt in 
der höheren Lebenserwartung der 
Frauen, aber auch daran, dass bei 
den Hochbetagten der zahlenmä-
ßige Überschuss der Frauen sich 
auch aus den Gefallenen des Zwei-
ten Weltkriegs erklärt. 

Noch detaillierter sichtbar werden 
die Unterschiede zwischen den Re-
gionen Deutschlands hinsichtlich 
der Alterung, wenn die Entwick-
lung der Anteile der ab 60-Jähri-
gen an der Bevölkerung zwischen 
1990 und 2020 nach Kreisen dar-
gestellt werden (Karte 1/ je dunkler der Blauton, 
desto stärker hat sich der Anteil 60-jähriger und 
älterer Menschen erhöht). Unschwer zu erken-
nen ist, dass die Bevölkerungsalterung in den 
Kreisen der neuen Bundesländer verstärkt auf-
tritt, jedoch kein ausschließlich ostdeutsches 
Phänomen ist.  

Innerhalb der neuen Bundesländer ist die Alte-
rung vornehmlich in zwei Regionen konzentriert, 
den Umlandregionen von Berlin und Schwerin. 
Darüber hinaus fi ndet man Alterungsregionen 
verstärkt im Norden und im Süden Deutsch-
lands  - in den bevorzugten Zuzugsgebieten äl-
terer Menschen entlang der Küste und der Alpen 
- sowie in altindustrialisierten Gebieten im Ruhr-
gebiet und in Baden-Württemberg.
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Karte 1: Zahl der ab 60-Jährigen nach Kreisen, 1990 - 2020 (in %) 

Datenquelle: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
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Für die Zukunft ist davon auszugehen, dass ins-
besondere die peripheren Regionen in den neu-
en Bundesländern an den Grenzen zu Polen und 
Tschechien von einer besonderen Dynamik des 
Alterungsprozesses betroffen sein werden.  

Demographisches Wissen über den  
Alterungsprozess und seine Bewertung

Die Konsequenzen des demographischen Al-
terns sind in jüngster Zeit immer intensiver dis-
kutiert worden, waren Gegenstand politischer 
Einfl ussnahme (Beispiele: Zuwanderungsgesetz, 
Pfl egeversicherung), sind für die Menschen in 
Deutschland unmittelbar erfahrbar und zuneh-
mend in das öffentliche Interesse gerückt. Im 
Rahmen der bevölkerungssoziologischen For-
schung am BiB wurde damit die Frage interes-
sant, wie gut die Menschen in Deutschland die 
demographischen Trends kennen, welche Ein-
stellungen sie dazu haben und wie sie die Rolle 
älterer Menschen in der Gesellschaft bewerten. 
Das hat das BiB mit dem international verglei-
chenden Survey „Population Policy Acceptance 
Study“ (PPAS) erforscht (siehe Projektbeschrei-
bung auf der folgenden Seite).

Hinsichtlich des demographischen Wissens 
waren die Befragten aufgefordert, nicht nur die 
Anteile der älteren und jüngeren Bevölkerung, 
auf die nachfolgend ausführlicher eingegangen 
wird, sondern auch die Zahl der Bevölkerung 
und die der Zuwanderer, den Anteil der auslän-
dischen Bevölkerung und die durchschnittliche 
Lebenserwartung zu schätzen. 

Generell hat sich gezeigt, dass der überwiegen-
de Teil Bevölkerung über den demographischen 
Wandel recht gut informiert ist. Die Schätzungen 
zum Anteil älterer Menschen (65-Jährige und 
Ältere) gehören allerdings nicht dazu. 2003, im 
Jahr der PPAS-Befragung, betrug der tatsächli-
che Anteil dieser Altersgruppe an der Bevölke-
rung 17,5 %, das Schätzergebnis der Befragten 
dagegen 30,1 %. Im Vorfeld der Befragung ist 
demographisches Altern viel stärker als heute 
negativ gesehen und vor allem in Form von Be-
drohungsszenarien für die sozialen Sicherungs-
systeme wahrgenommen worden. Wir haben die 
vorliegende Überschätzung aus der negativen 
Sicht auf die Alterung erklärt, die den Menschen 
Sorgen macht und zu der Einschätzung führt, 
dass die Dimensionen des demographischen 
Alterns noch größer sind, als sie sich ohnehin 
darstellen. 

Die Schätzergebnisse zum Anteil der 65-jähri-
gen und Älteren zeigen zwei auffällige soziale 
Unterschiede: 

• Frauen schätzen mit 37,8 % den Anteil deut-
lich höher ein als Männer mit 28,5 %.

• Mit 32,3 % fällt die Schätzung im Osten hö-
her aus als im Westen (29,6 %).

Unterschiede in der Schätzung nach Alter, Ge-
meindegröße, Schulbildung und berufl icher 
Ausbildung gab es überraschenderweise nicht.

Der Prozess der demographischen Alterung wird 
durchgehend außerordentlich negativ gesehen. 
Zu bewerten waren der Rückgang des Anteils 

Mai, Ralf; Roloff, Juliane; Micheel, Frank, 2007: Regionale Alterung in Deutschland unter besonderer Berücksichtigung 
der Binnenwanderung. Materialien zur Bevölkerungswissenschaft, Heft 120 

Mai, Ralf, 2005: Demographische Alterung in Deutschland. Die Entwicklung von 1871 bis 2050 und der Einfl uss von 
Sterblichkeit und Zuwanderung auf die Alterung. In: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft, 30,1: 43-80

Mai, Ralf, 2004: Abwanderung aus Ostdeutschland. Strukturen und Milieus der Altersselektivität und ihre regionalpo-
litische Bedeutung, Frankfurt/Main (Peter Lang) 

Mai, Ralf, 2004: Regionale Sterblichkeitsunterschiede in Ostdeutschland. In: Scholz, Rembrandt; Flöthmann, E.-Jür-
gen (Hrsg.): Lebenserwartung und Mortalität. Tagungsband der Jahrestagung der DGD 2002 in Rostock, Wiesbaden: 
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Aktuelle Veröffentlichungen aus dem BiB zum regionalen demographischen Wandel
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der Bevölkerung unter 20 Jahre 
und der Anstieg des Anteils der 
65-Jährigen und Älteren. 83,8 % 
beurteilen den Rückgang des 
Anteils jüngerer Menschen und 
71,5 % den Anstieg bei den äl-
teren Menschen als negativ bzw. 
sehr negativ. Die Menschen in 
den neuen Bundesländern se-
hen der Entwicklung mit größerer 
Sorge entgegen als die der alten 
Bundesländer. 89 % der Ostdeut-
schen im Vergleich zu 82 % der 
Westdeutschen beurteilen den 
Rückgang des Anteils der jun-
gen Generation als schlecht oder 
sehr schlecht. Dies ist nicht wei-
ter verwunderlich angesichts der 
Tatsache, dass die Bevölkerung 
dort schneller als im Westen al-
tert und in einer Reihe von Regio-
nen Ostdeutschlands die Folgen 
des demographischen Wandels 
inzwischen ganz eindeutig sicht-
bar sind. Dies ist bedingt durch 
den mit der politischen Wende 
einsetzenden Geburteneinbruch, 
das seither trotz eines Anstiegs 
niedrig gebliebene Geburten-
niveau und die Abwanderung 
Jüngerer in den Westen. Zudem nehmen wir an, 
dass die Sorgen vor Einschnitten in das soziale 
Sicherungssystem bei der ostdeutschen Bevöl-
kerung im Jahr 2003 noch größer gewesen sein 
dürften, nicht zuletzt, weil das Vertrauen in die 
staatlichen Institutionen nicht über Jahrzehnte 
gewachsen ist.

Auch bei einem Vergleich von Altersgruppen 
zeigt sich das erwartete Muster. Die Älteren, das 
sind hier die 40- bis 65-Jährigen, schätzen die 
demographische Entwicklung negativer ein als 
die Jüngeren.

Zur demographischen Alterung hat also die 
Mehrheit der Menschen in Deutschland eine 

Ziel der PPA-Studie ist der internationale Vergleich zu Meinungen und Einstel-
lungen zum demographischen Wandel, dem generativen Verhalten, den Einstel-
lungen zu Ehe, Familie und Kindern, zu Gründen der persönlichen Entscheidung 
für oder gegen Kinder sowie Präferenzen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Darüber hinaus enthält die PPA-Studie Fragen zur Rolle der Geschlechter, zur Ak-
zeptanz und Inanspruchnahme von verschiedenen Formen der Kinderbetreuung, 
zu familialer Solidarität sowie zur Alterung der Bevölkerung, zu Möglichkeiten 
der Rentenfi nanzierung, zur Ausländer- und Migrationspolitik sowie Fragen zum 
demographischen Wissen der Bevölkerung. Neben Deutschland sind 12 weitere 
Länder (Belgien, Estland, Finnland, Italien, Litauen, die Niederlande, Österreich, 
Polen, Rumänien, Slowenien, Tschechien und Ungarn) an dem international ver-
gleichenden Projekt beteiligt. Die PPAS ist ein von der EU gefördertes Projekt

Die PPA-Studie wurde in Deutschland in der ersten Hälfte des Jahres 2003 erho-
ben. Befragt wurden 4.000 Frauen und Männer in West- und Ostdeutschland in 
der Altersgruppe 20 bis 74 Jahre. 

Die Arbeiten an der PPA-Studie erfolgen am Bundesinstitut für Bevölkerungsfor-
schung in zweifacher Hinsicht. Erstens fungierte das BiB im Rahmen der internati-
onalen PPA-Studie als Projektkoordinator und wissenschaftliches Sekretariat. Ver-
schiedene Mitarbeiter des BiB arbeiteten darüber hinaus in den internationalen 
Projektgruppen. Zweitens war es Aufgabe des Bundesinstituts für Bevölkerungs-
forschung, die deutsche PPA-Erhebung durchzuführen, zu analysieren und die Er-
gebnisse zu veröffentlichen. Das Projekt wurde vorläufi g mit der Veröffentlichung 
der international vergleichenden Ergebnisse in den European Studies of Populati-
on mit dem Titel „People, Population Change and Policies“ abgeschlossen.

Projektbeschreibung:  
Population Policy Acceptance Study

Aussagen %

1. Die Gesellschaft sollte die Probleme der älteren Menschen berücksichtigen 92,8

2. Die Gesellschaft sollte die Rechte der älteren Menschen berücksichtigen 92,3

3. Die jüngeren Generationen können von der Anwesenheit, dem Wissen und der Erfahrung älterer   
Menschen profi tieren

90,1

4. Dank ihrer großen Erfahrung sind ältere Menschen ein wertvoller Bestandteil für die Gesellschaft 89,5

5. Ältere gewährleisten die Aufrechterhaltung traditioneller Werte in der Gesellschaft 75,2

6. Ältere Menschen sind eine wichtige Quelle für emotionale Unterstützung 71,1

7. Die ältere Generation ist nicht mehr produktiv und stellt eine Belastung für die Gesellschaft dar 19,9

8. Ältere Menschen sind ein Hindernis für Veränderungen 15,9

9. Ältere Menschen sind eine Last für die Gesellschaft 10,5

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 2: Zustimmung zu Aussagen über die Rolle älterer Menschen in der Gesellschaft     
(„stimme zu“ und „stimme voll und ganz zu“ / in %) 
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dezidiert negative Meinung. Daher war es span-
nend zu untersuchen, wie die Rolle älterer Men-
schen in der Gesellschaft gesehen wird. Das Er-
gebnis war angesichts der Herausforderungen, 
die das Altern der Bevölkerung mit sich bringen,  
durchaus überraschend, denn ältere Menschen 
haben einen hohen Stellenwert in unserer Ge-
sellschaft. Dies ist eines der überaus positiven 
Ergebnisse der PPAS. 

Die Rolle älterer Menschen in der PPAS ist an-
hand verschiedener Aussagen überprüft wor-
den, die sich inhaltlich zu drei Themenbereichen 
zusammenfassen lassen. Erstens: Ältere als Ver-
mittler von Erfahrung, Tradition und emotionaler 
Unterstützung. Zweitens: Ältere als Belastung 
für die Gesellschaft. Drittens: Der gesellschaft-

liche Umgang mit den Rechten und Problemen 
älterer Menschen (Tab. 2). 

Die positiv formulierten Aussagen zur Rolle 
älterer Menschen haben in der Bevölkerung 
ein hohes Maß an Zustimmung erfahren. Das 
betrifft die Items „Die jüngeren Generationen 
können von der Anwesenheit, dem Wissen und 
der Erfahrung älterer Menschen profi tieren“ 
(Zustimmung: 90,1 %) und „Dank ihrer großen 
Erfahrung sind ältere Menschen ein wertvoller 
Bestandteil für die Gesellschaft“ (Zustimmung: 
89,5 %). Im Gegenzug wurden negativ formu-
lierte Statements wie „Die ältere Generation ist 
nicht mehr produktiv und stellt eine Belastung 
für die Gesellschaft dar“, „Ältere Menschen sind 
ein Hindernis für Veränderungen“ und „Ältere 
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Menschen sind eine Last für die Gesellschaft“ 
weitestgehend abgelehnt.

Eine übergroße Zustimmung erhielten durch die 
Befragten die Antwortvorgaben, dass die Ge-
sellschaft die Probleme (92,8 % Zustimmung) 
und Rechte (92,3 %) der Älteren berücksich-
tigen sollte. Eine etwas niedrigere Akzeptanz 
bei einem aber noch immer hohen Maß an Zu-
stimmung fanden die Aussagen, dass Ältere die 
Aufrechterhaltung traditioneller Werte gewähr-
leisten (75,2 %) und eine wichtige Quelle für 
emotionale Unterstützung sind (71,1 %). 

Die Bewertung altersspezifischer   
Reformmaßnahmen

Die Analysen zum Altern der Bevölkerung ha-
ben gezeigt, dass der Alterungsprozess auf de-
mographischen Wegen, etwa durch vermehrte 
Zuwanderung oder einen Anstieg der Gebur-
tenzahlen nur abgemildert, aber nicht zum Still-
stand gebracht werden kann. Dies hat zur Kon-
sequenz, dass nach Lösungen an den Stellen 
gesucht werden muss, die wie die sozialen Si-
cherungssysteme unmittelbar vom Altern betrof-
fen sind. Hierbei bieten sich eine ganze Reihe 
von Lösungsstrategien an. Würde z. B. das tat-
sächliche Renteneintrittsalter von ca. 60 Jahre 
auf 65 Jahre ansteigen, würde der Altenquotient 
nur von heute 46  auf 52 ansteigen. Bleibt das 
Renteneintrittsalter bei 60 Jahren, würde ein 
Anstieg auf 78 eintreten. Aufgrund solcher Mög-
lichkeiten wird in Deutschland seit einiger Zeit 
eine Reformdebatte um den Sozialstaat geführt, 
wie beispielsweise um die Rentensicherung.  

In der Population Policy Acceptance Study konn-
ten die Befragten aus 11 Möglichkeiten die aus 
ihrer Sicht wichtigste Maßnahme zur Sicherung 
der Finanzierung des Rentensystems auswählen 
(Tab. 3). Weit über ein Viertel der Befragten be-
fürwortet die Abschaffung von Frühverrentungs-
programmen als wichtigstes Mittel zur Renten-
sicherung. Ähnlich starke Zustimmung fand der 
Vorschlag, die Renten von der Anzahl der Kinder 
abhängig zu machen. Zusammen mit den bisher 
genannten Maßnahmen bilden die Anhebung 
des Rentenalters und eine Erhöhung von Steu-
ern und/oder Sozialversicherungsbeiträgen die 
fünf Maßnahmen, für die sich fast 60 % der Be-
fragten entschieden haben. Alle anderen Vor-
schläge sind im Vergleich dazu als unbedeutend 
einzustufen, darunter auch die höhere Gewich-
tung der privaten Vorsorge. Jedoch fast ein Fünf-
tel der Befragten bewertet alle diese Vorschläge 
als nicht akzeptabel

Differenziert man die Ergebnisse nach gesell-
schaftlichen Gruppen, bleibt die Abschaffung 
der Frühverrentung weiterhin an erster Stelle. 
Eine Ausnahme bilden nur die Befragten aus 
den neuen Bundesländern, die zunächst keine 
der Maßnahmen akzeptieren (28,7 %), doch 
auch hier befi ndet sich die Abschaffung der 
Frühverrentung noch immer unter den ersten 
drei Maßnahmen. Wenn auch nicht an erster 
Stelle, so fi ndet man doch ebenfalls über alle 
Gruppen hinweg die Ablehnung aller vorge-
schlagenen Maßnahmen immer unter den drei 
am häufi gsten genannten Antworten. Dabei ist 
auffällig, dass die Ablehnung  aller Maßnahmen 
bei Selbständigen, Älteren oder Ruheständlern 
weniger stark ausgeprägt ist.   

Maßnahmen %

1. Frühverrentungsprogramme abschaffen 27,5
2. Keine der genannten Maßnahmen ist akzeptabel 18,1
3. Die Rentenhöhe von der Anzahl der Kinder abhängig machen 17,0
4. Anhebung des Rentenalters 12,3
5. Erhöhung der Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge vom monatlichen Einkommen 9,8
6. Verringerung der Höhe der monatlichen Renten 7,2
7. Bestimmte gesellschaftliche Gruppen belasten 2,8
8. Die Kinder zwingen, ihre alten Eltern fi nanziell zu unterstützen 2,2
9. Mehr private Vorsorge 1,9
10. Abbau der Arbeitslosigkeit 0,6
11. Renten nur für Einzahler 0,4
12. Andere Möglichkeiten 0,2
Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 3:  Rangfolge der Maßnahmen zur Rentensicherung 
(Auswahl der wichtigsten Maßnahme, nur eine Antwort möglich / in %) 
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Letztlich zeigen die Ergeb-
nisse, dass die Bevölkerung 
zumindest zum Zeitpunkt der 
Befragung im Jahr 2003 einer 
Reformation des Systems skep-
tisch gegenüberstand. Dies 
zeigten einerseits der hohe 
Ablehnungsgrad gegenüber 
neuen Maßnahmen und  an-
dererseits die hohe Akzeptanz 
von Lösungswegen, die bereits 
beschritten werden, wie die 
Frühverrentung reduzieren und 
die Rentenhöhe an die Zahl 
der Kinder zu koppeln.  

Weiterbeschäftigung im   
Rentenalter

Bei der Bewertung der Maß-
nahmen zur Sicherung des 
Rentensystems erfuhr die Anhebung des Ren-
tenalters nur eine mittlere Akzeptanz. Um die-
sen Sachverhalt genauer zu untersuchen, hat 
das BiB im Jahr 2008 ein eigenständiges For-
schungsprojekt aufgelegt, in dem die Bedingun-
gen, Auswirkungen und Chancen einer Beschäf-
tigung über das Renteneintrittsalter hinaus 
untersucht werden sollten. 

Auch hier zeigt sich, dass ein großer Teil der 
befragten 55- bis 64-Jährigen einer Anhebung 
des gesetzlichen Renteneintrittsalters kritisch 
gegenüber steht. 17 % begrüßen diese Entwick-
lung, 13 % stehen ihr neutral gegenüber und die 
Mehrheit von 69 % lehnt dies ab. Dagegen ist 
fast die Hälfte (47 %) bereit, auch im Rentenal-

ter weiterzuarbeiten (Abb. 5), allerdings nur für 
eine kürzere Zeit. 8 % nannten 1 bis 2 Jahre und 
24 % gaben 3 bis 5 Jahre als Zeit für eine Wei-
terbeschäftigung an. Was das Arbeitszeitregime 
betrifft, wird auf individuelle Entscheidungsfrei-
heit und Teilzeitbeschäftigung großen Wert ge-
legt. 37 % sagten, dass sie über ihre Arbeitszeit 
völlig frei entscheiden möchten. 24 % gaben an, 
nur an ein bis zwei Tagen und 18 % an drei bis 
vier Tagen in der Woche arbeiten zu wollen. 

Für diejenigen, die sich eine Weiterbeschäfti-
gung mit großer Wahrscheinlichkeit vorstellen 
können, waren als Motivation ausschlagge-
bend: 

• Ich bleibe leistungsfähiger, wenn ich weiter-
arbeite.

• Ich möchte mein Wissen und meine Erfah-
rung weitergeben.

• Mir gefällt es nicht, ständig zu Hause zu 
sein.

• Ich fühle mich noch zu jung, um zu Hause zu 
bleiben.

• Meine Arbeit macht so viel Spaß, dass ich sie 
fortführen möchte. 

Weniger bedeutsam waren das Umsetzen einer 
neuen Geschäftsidee, der fi nanzielle Zwang, 
weiterarbeiten zu müssen, im Unternehmen ge-
braucht zu werden oder Neues lernen zu wollen. 
Bei den Motiven, nicht weiter zu arbeiten, waren 
der Wunsch, viel Zeit mit der Familie zu verbrin-
gen und den Ruhestand zu genießen, dominie-
rend. 

Das Projekt „Verlängerte Lebensarbeitszeit - Bedingungen, Aus-
wirkungen und Chancen“ verfolgt das Ziel, die Einstellungen in 
der Bevölkerung zu einer Weiterbeschäftigung über das 65. Le-
bensjahr hinaus zu erfahren und die Bedingungen und Wünsche 
älterer Menschen für eine verlängerte Einbindung in das Erwerbs-
leben zu ermitteln. Dazu werden neben Fakten wie der Berufs-
gruppe, der Größe und der Branche des Unternehmens oder der 
berufl ichen Stellung auch Einstellungen zur Anhebung des gesetz-
lichen Rentenalters, die Bereitschaft zur Weiterbeschäftigung, die 
Bewertung des Betriebsklimas, die Identifi kation mit der Firma, 
die Bewertung der Arbeitsbedingungen oder des individuellen 
Gesundheitszustandes erfragt. Dazu sind im Jahr 2008 ca. 1500 
nichtselbständig Beschäftigte (Arbeiter, Angestellte, Beamte) in 
der Altersgruppe 55 bis 64 Jahre befragt worden. Das Projekt führt 
das BiB in Kooperation mit der SRH Hochschule Berlin durch.  

Projektbeschreibung:  
Verlängerte Lebensarbeitszeit 

Abb. 5:  Gewünschte Erwerbstätigkeit nach dem Eintritt in das 
Rentenalter (in %) 
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Untersucht worden sind auch die Bedingungen, 
die für oder gegen eine Entscheidung zur Weiter-
arbeit im Rentenalter geführt haben.  

Die Entscheidung hängt z. B. von der Betriebs-
größe ab. Je kleiner die Unternehmen sind, des-
to höher ist der Anteil derjenigen, die zu einer 
Weiterbeschäftigung bereit sind. Zu 62 % mit 
„ja“ oder „eher ja“ antworteten die Befragten 
in einem Betrieb mit weniger als 10 Beschäftig-
ten. In einem großen Unternehmen mit mehr als 
500 Beschäftigten betrug dieser Anteil nur noch 
35,7 %. 

Stark beeinfl usst ist die Entscheidung für eine 
Weiterbeschäftigung auch von der unmittelbaren 
Situation am Arbeitsplatz. Dort, wo die Arbeits-
belastungen hoch sind, eine starke Konzentra-
tion erforderlich ist, ein hohes Arbeitstempo zu 
bewältigen oder die Arbeit anstrengend ist und 
zu Erschöpfungen führt, ist die Bereitschaft zur 
Weiterbeschäftigung geringer ausgeprägt. 

Erwartungsgemäß übt der zum Zeitpunkt der Be-
fragung bestehende Gesundheitszustand einen 
starken Einfl uss darauf aus, ob man im Rentenal-
ter weiterbeschäftigt sein möchte (Abb. 6). Die 
Befragten mit einem sehr guten Gesundheitszu-

stand haben zu 31,3 % mit „ja“ geantwortet, die 
mit einem sehr schlechten nur zu 14,3 %. Be-
fragte mit einem sehr schlechten Gesundheits-
zustand möchten zu 52,4 % nicht weiterarbei-
ten. Dagegen waren es bei denen mit einem sehr 
guten Gesundheitszustand nur 34,4 %. 

Ein eindeutiger Einfl uss geht auch vom Ein-
kommen aus. Personen mit einem sehr gerin-
gen Einkommen (unter 1000 Euro), bei denen 
auch niedrige Renten zu vermuten sind, wollen 
deutlich häufi ger auch nach dem Renteneintritt 
beschäftigt sein. Ist das Einkommen höher als 
2500 Euro, sinkt die Bereitschaft zu Weiterbe-
schäftigung. Dieses Ergebnis korreliert mit dem 
Umfang der Erwerbstätigkeit. Bei geringfügig 
Beschäftigten (denjenigen mit einem niedrige-
ren Einkommen), ist die Bereitschaft ebenfalls 
höher ausgeprägt. 

Auffällig war zudem, dass verheiratete und mit 
dem Partner zusammenlebende Befragte signi-
fi kant seltener weiterarbeiten wollen. Das korre-
spondiert mit der Entscheidung gegen eine Wei-
terbeschäftigung, um sich der Familie widmen 
zu können.   

Kein Einfl uss ist u.a. bei den Merkmalen Staats-
angehörigkeit (deutsche Staatsangehörigkeit ja/ 
nein), interessanterweise dem berufl ichen Bil-
dungsabschluss, der berufl ichen Stellung, dem 
Arbeitsklima und beim Geschlecht erkennen.

Forschungsprojekte zu den Folgen der demo-
graphischen Alterung

Inzwischen sind eine ganze Reihe von Politikbe-
ratungsfeldern unmittelbar durch den demogra-
phischen Wandel betroffen. Dazu gehören die 
Gebiete: 

•  Alternde Gesellschaft und soziale Siche-
rung,

•  Zu- und Abwanderungen und eine bevölke-
rungsorientierte Migrationspolitik, 

•  Wirtschaft, Arbeit und Beschäftigung, 

•  Regionen, Infrastrukturen und Verkehr,

• Wissenschaft, Bildung und lebenslanges Ler-
nen,

• Lebenserwartung, Gesundheit und medizini-
sche Versorgung,

• Weiterbeschäftigung, bürgerschaftliches En-
gagement und Ehrenamt,

• Demographie und Sicherheit,

• Familie, Lebensformen, Fertilität und bevöl-
kerungsorientierte Familienpolitik,

• Demographischer Wandel, Familien- und Ge-
nerationenbeziehungen.

In einigen dieser Forschungsfelder realisiert das 
BiB im Rahmen der Auftragsforschung eigene 
Forschungsprojekte mit dem Ziel der unmittelba-

Abb. 6:  Anteil der Befragten, die eine Weiterbe-
schäftigung im Rentenalter wünschen, 
nach dem Gesundheitszustand (in %) 
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ren Politikberatung. Dazu gehören die Projekte 
„Demographische Entwicklung - Potenziale für 
Bürgerschaftliches Engagement“, „Der Einfl uss 
des demographischen Wandels auf die födera-
len Finanzstrukturen“ und „Die Auswirkungen 
des demographischen Wandels in Deutschland 
auf die zentralen Arbeitsgebiete der Bundesres-
sorts“.

Bürgerschaftliches Engagement

Bürgerschaftliches Engagement ist von großer 
Bedeutung für den sozialen Zusammenhalt der 
Gesellschaft und die Lebensqualität im Lebens-
umfeld des Einzelnen. Deshalb widmet sich 
diese Studie des BiB der Frage, wie sich die de-

mographische Entwicklung auf die Potenziale 
für bürgerschaftliches Engagement auswirken 
wird, welcher zusätzliche Bedarf an solchen frei-
willigen Diensten entsteht, welche Gestaltungs-
spielräume die Kommunen haben und inwieweit 
die Bereitschaft geweckt werden kann, sich im 
Dienste der Mitmenschen zu engagieren.

Die Alterung der Bevölkerung und ein regional 
unterschiedlicher Bevölkerungsrückgang wer-
den dazu führen, dass die Bedeutung bürger-
schaftlicher Tätigkeiten in Zukunft zunimmt. So 
ist bürgerschaftliches Engagement in einer al-
ternden Gesellschaft in zweifacher Hinsicht von 
Nutzen: Zum einen kann sich das Engagement 
gerade älterer Menschen positiv auf die eigene 
Gesundheit und das persönliche Wohlbefi nden 
auswirken. Zum anderen können freiwillige Leis-
tungen für die Allgemeinheit in schrumpfenden 
und alternden Regionen dazu beitragen, die 
Versorgungsstrukturen vor Ort zu unterstützen. 

Besonders dort, wo die öffentliche Daseinsvor-
sorge nicht mehr die gewohnte Unterstützung 
liefern kann und Familiennetzwerke nicht immer 
vorhanden sind, spielt bürgerschaftliches Enga-
gement eine wichtige Rolle. Bürgerschaftliches 
Engagement kann sich in vielfältigen Formen 
wie Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und aktiver Be-
teiligung in informellen Gruppen, in Vereinen, 
Verbänden, Organisationen oder Einrichtungen 
ausdrücken. 

Die Studie stützt sich auf kleinräumige demo-
graphische Analysen und verschiedene Surveys. 
Ausgewertet wurden der Freiwilligensurvey des 
BMFSFJ, die Zeitbudgeterhebung in Deutschland 
2004, das Sozio-oekonomische Panel (SOEP), 

das SHARE-Projekt und der Alters-
survey. 

Die Ergebnisse zeigen ein beachtli-
ches Potenzial an freiwilligem Enga-
gement (Abb. 7). 2005 hatten nach 
dem SOEP 33 % der Bevölkerung 
ein Ehrenamt inne. Laut dem Frei-
willigensurvey 2004 waren 36 % 
freiwillig engagiert, 1999 waren es 
nur 29 %. Ein weiteres Indiz für den 
Anstieg des freiwilligen Engage-
ments ist die Zunahme des Anteils 
der aktiv Engagierten von 32 auf 
34 %. Hier liegt eine der Chancen, 
die es für die Bewältigung der He-
rausforderungen des demographi-
schen Alterns zu nutzen gilt. 

Im Einzelnen konnte zum bürgerschaftlichen En-
gagement festgestellt werden:

• Älteren kommt für das bürgerschaftliche En-
gagement im Zuge des demographischen 
Wandels künftig eine wichtigere Rolle zu.

• Alterung, Bevölkerungsrückgang sowie Inter-
nationalisierung und Heterogenisierung der 
Bevölkerungsstruktur sind Trends der demo-
graphischen Entwicklung, die sich räumlich 
differenziert vollziehen.

• Ungünstige Bevölkerungsentwicklung ist 
charakteristisch für die neuen Länder und 
peripheren Regionen.

• Ungünstige demographische Entwicklungen 
erschweren die regionalen Möglichkeiten zur 
Aufrechterhaltung des gewohnten Umfangs 
an Versorgungseinrichtungen und sozialer 
Infrastruktur.

• Bürgerschaftliches Engagement kann das 
kommunale Angebot an Infrastruktur ergän-

Abb. 7: Bereitschaft für ein freiwilliges Engagement, 2004 (in %) 
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zen und stützen und damit eine Bereiche-
rung und ein Standortvorteil für die Kommu-
ne sein.

• Bürgerschaftliches Engagement und Enga-
gierte gezielt zu unterstützen, erfordert einen 
koordinierten kommunalpolitischen Ansatz.

• Bürgerschaftliches Engagement und die ge-
nerelle Bereitschaft hierzu sind nach Ergeb-
nissen von Erhebungen in den letzten Jahren 
gestiegen, besonders bei Älteren und Ar-
beitslosen; aber auch bei Jugendlichen kann 
eine hohe Beteiligung gemessen werden.

• Bürgerschaftliches Engagement ist in den 
neuen Ländern noch unterdurchschnittlich 
verbreitet, der Abstand zu den alten Ländern 
verringert sich aber.

• Anliegen und Umfang des bürgerschaftli-
chen Engagements werden geprägt durch 
die soziale Herkunft der Engagierten. Es 
steigt mit dem Bildungs- und Berufsstatus, 
der Kirchenbindung und dem Grad der sozia-
len Integration an. 

• Bürgerschaftliches Engagement in Deutsch-
land hat im internationalen Vergleich noch 
Nachholbedarf. Länder wie die Niederlande, 
Dänemark oder Schweden weisen deutlich 
höhere Anteile an ehrenamtlich Tätigen auf.

• Modellrechnungen zeigen, dass alle Tätig-
keitsbereiche des bürgerschaftlichen Enga-
gements bei unverändertem Niveau dieses 
Engagements von einem Rückgang der Enga-
giertenzahl betroffen sein werden; Regionen 
mit ungünstiger demographischer Entwick-
lung werden davon am stärksten berührt 
sein. 

• Demographisches Potenzial für bürgerschaft-
liches Engagement wird gerade dort, wo die 
Tragfähigkeit der Infrastruktur am stärksten 
zurückgeht, in Zukunft am geringsten sein.

Positiv ist zu sehen, dass das Potenzial und der 
Anteil der Engagierten derzeit ansteigt, insbe-
sondere bei älteren Menschen. Hervorzuheben 
ist auch die hohe Beteiligung bei Jugendlichen 
und der Anstieg des bürgerschaftlichen Engage-
ments in den neuen Bundesländern, die sich in 
einem Aufholprozess befi nden. 

Der Einfluss auf die föderalen Finanzstrukturen

Um dem Institut spezifi sches Fachwissen zu-
gänglich zu machen, veranstaltet das BiB regel-
mäßige Workshops mit externen Spezialisten. 
So auch, um den Einfl uss des demographischen 

Wandels auf die föderalen Finanzstrukturen zu 
untersuchen. 

Vor dem Hintergrund einer alternden und regi-
onal zurückgehenden Bevölkerung stehen die 
öffentlichen Haushalte vor einschneidenden 
Umwälzungen. Welche Auswirkungen hat der 
demographische Wandel auf die öffentlichen 
Ausgaben? Wie werden sich die Einnahmen der 
Gebietskörperschaften entwickeln? Mit welchen 
Lösungsansätzen bereiten sich Länder und Kom-
munen auf die Veränderungen vor?

Zur Beantwortung dieser Fragen organisierte 
das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
einen Workshop und lud dazu Kollegen aus der 
Wissenschaft sowie Vertreter aus der Politik ein, 
die sich ausgiebig mit dieser Thematik beschäf-
tigen. Ziel des Workshops war es, die Finanzver-
fl echtungen zwischen den Gebietskörperschaf-
ten in Abhängigkeit von der demographischen 
Entwicklung sowie die Auswirkungen der Bevöl-
kerungsentwicklung auf die Ausgabenstruktu-
ren in den Ländern und Kommunen zu erörtern. 
Es wurde dabei großer Wert darauf gelegt, dass 
aktuelle Ergebnisse aus der scientifi c communi-
ty auf die Erfahrungen aus der politischen Praxis 
treffen.

Die auf dem Workshop präsentierten Ergebnis-
se zeigen, dass vor allem in ländlichen Kreisen 
und in dünnbesiedelten Regionen die Folgen 
des demographischen Wandels hinsichtlich der 
kommunalen Ausgabensituation spürbar sind. 
Das liegt daran, dass in diesen Kreisen die 
Pro-Kopf-Ausgaben zur Aufrechterhaltung der 
kommunalen Infrastrukturen höher sind als in 
Kreisen mit einer höheren Verdichtung. Solche 
Regionen fi nden sich vornehmlich in den neu-
en Bundesländern, werden zukünftig aber auch 
im früheren Bundesgebiet häufi ger anzutreffen 
sein. Hingewiesen wurde auf dem Workshop 
darauf, dass diese demographischen Proble-
me nicht allein über Finanzausgleichssysteme 
gelöst werden können. Vielmehr sind raumord-
nerische Handlungsstrategien erforderlich. In 
den ländlichen Regionen wird es nötig sein, um 
Mittel- und Kleinstädte herum Verdichtungen zu 
verstärken. Insbesondere das Zentrale-Orte-Sys-
tem muss den veränderten demographischen 
Bedingungen angepasst werden. Das betrifft in 
erster Linie die Bereiche Bildung, Gesundheit, 
öffentlicher Personennahverkehr und die Ver-
sorgungs- und Entsorgungsinfrastruktur. 

Übereinstimmend wurde darauf hingewiesen, 
dass seitens der Finanzpolitik die demographi-
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schen Veränderungen nicht ignoriert und schon 
gar nicht der Versuch unternommen werden 
sollte, die Probleme durch das Abwerben von 
Einwohnern aus anderen Kommunen zu lösen.  
Dies wird als ruinöse Konkurrenz der Kommu-
nen um Einwohner bezeichnet, da in der Ge-
samtsicht einzelne Kommunen immer nur auf 
Kosten der anderen ‚siegen‘.  

Die demographische Alterung ist für die öffent-
lichen Haushalte auch deshalb in einem hohen 
Maß relevant, da diese stark altersstrukturab-
hängig sind. Dies gilt insbesondere für die 
Ausgabenseite. Die demographischen Trends 
können dabei zur Entlastung der öffentlichen 
Haushalte beitragen, z.B. über verringerte Bil-
dungsausgaben durch den Rückgang der Schü-
lerzahlen. Dieses demographische Einsparungs-
potenzial muss aber durch eine Anpassung der 
Ausgabenstrukturen erschlossen werden.  

Eine schrumpfende und alternde Gesellschaft 
wird in den nächsten Jahren nicht nur das All-
tagsbild verändern, im Rahmen der demographi-
schen Prozesse werden auch fi skalische Auswir-
kungen immer deutlicher zu Tage treten. Wenn 
nicht rechtzeitig tragfähige fi nanzpolitische 
oder auch raumordnungsbezogene Maßnahmen 

ergriffen werden, ist die Handlungsfähigkeit der 
Gebietskörperschaften auf lange Sicht gefähr-
det, so die zentrale Botschaft des Workshops, 
dessen Inhalte im Band 39 der Schriftenreihe 
des BiB veröffentlicht wurden. 

Auswirkungen auf die zentralen Arbeitsgebiete 
der Bundesressorts 

Die abzusehenden Schrumpfungs- und Alte-
rungsprozesse in der Bevölkerung und ihre 
Konsequenzen für die Handlungsfähigkeit der 
Bundesverwaltung wurden in der Wissenschaft 
bislang wenig erörtert. Auswirkungen zeigen 
sich in verschiedenen Dimensionen, wie z. B. im 
Hinblick auf das Verhältnis zwischen Bürger und 
Bundesverwaltung, auf die Alters- und Qualifi -
kationsstruktur des Personals, auf Wissens- und 
Motivationsprobleme in der Belegschaft und auf 
die fi nanziellen Ressourcen der Bundesverwal-
tung. Die Schwerpunkte dieses Projekts lagen 
auf den Dimensionen Personal und Wissen in 
der öffentlichen Verwaltung, da hier die unmit-
telbaren Auswirkungen zu erwarten sind. Ziel ist 
es, die Herausforderungen für den Staat als Ar-
beitgeber und die Handlungsoptionen für eine 
demographiesensible Personalpolitik darzustel-
len, um auf die Auswirkungen des demographi-
schen Wandels rechtzeitig und angemessen re-
agieren zu können.

Im Jahr 2007 waren 289.600 Personen im unmit-
telbaren öffentlichen Dienst des Bundes (ohne 

Abb. 8:  Altersstruktur der Beschäftigten in der Bundesverwal-
tung im Vergleich zur Privatwirtschaft, 2007 (in %)
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Streitkräfte) beschäftigt. Der Anteil der Mitar-
beiterinnen in der Bundesverwaltung liegt mit 
34 % deutlich unter dem Anteil erwerbstätiger 
Frauen in der Privatwirtschaft (43 %). Während 
in der privaten Wirtschaft nur rund ein Viertel 
der Beschäftigten älter als 50 Jahre waren, stellt 
die gleiche Altersgruppe in der Bundesverwal-
tung einen Anteil von über 38 % des Personals 
(Abb. 8). Das Medianalter der im Öffentlichen 
Dienst Beschäftigten lag bei 45 Jahren und da-
mit um mehr als vier Jahre höher als bei den Be-
schäftigten in der Privatwirtschaft.

Um die zukünftigen Problemstellungen zu ver-
anschaulichen, sind die Personalstrukturen 
bis zum Jahr 2025 projeziert worden. Die Pro-
jektion der Altersstruktur des Personals der 
Bundesverwaltung basiert auf der Entwicklung 
der altersspezifi schen Beschäftigtenzahlen der 
Jahre 2000 bis 2007. Mittels der Kohorten-Kom-
ponentenmethode entstehen bei diesem Ver-
fahren Zugänge durch Eintritt als Beschäftigter 
und Abgänge durch Einstufungsgruppen- oder 
Dienstverhältniswechsel sowie durch Ausschei-
den aufgrund von Berufswechsel, Krankheit oder 
Ruhestand. Basierend auf dieser Projektion ist 

in den Jahren bis 2025 mit einer deutlichen Ab-
nahme des Beschäftigungsstandes um mehr als 
29 % auf 204.000 Personen zu rechnen.

Das Medianalter wird in den kommenden zehn 
Jahren weiter ansteigen. Lag es im Jahr 2000 
noch bei rund 43 Jahren, betrug es im Jahr 2007 
bereits 45 Jahre und steigt voraussichtlich auf 
fast 48 Jahre im Jahr 2018 an. Erst danach käme 
es zu einer Abnahme auf etwa 45 Jahre im Jahr 
2025. 

Für ein demographiensensibles Personalma-
nagement in der Bundesverwaltung ergeben 
sich zwei zentrale Empfehlungen: 

1. Junges Personal gewinnen: Eine möglichst 
ausgeglichene Altersstruktur erfordert die 
frühzeitige Rekrutierung qualifi zierten Per-
sonals.

2. Leistungsfähigkeit erhalten: Angesichts al-
ternder und schrumpfender Belegschaften 
ist es erforderlich, das vorhandene Personal 
durch lebensbegleitendes Lernen und ge-
nerationenübergreifendes Wissensmanage-
ment kontinuierlich weiterzuqualifi zieren.
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Aktuelle Veröffentlichungen aus dem BiB zur demographischen Alterung und ihren Folgen
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Auf aktuelle Trends der Bevölkerungsentwick-
lung, aber auch auf das Altern der Bevölkerung, 
die Geburten- und Sterbehäufi gkeiten oder die  
Zu- und Abwanderungen macht das BiB in sei-
nem schon seit der Gründung vorgelegten Be-
richt zur demographischen Lage in Deutschland 
aufmerksam. Dieser erscheint in der Zeitschrift 
für Bevölkerungswissenschaft, ist aber auch in 
einer Kurzfassung auf unserer Homepage als 
Download abrufbar. Der Bericht zur demogra-
phischen Lage wird zukünftig in einer veränder-
ten Fassung erscheinen.  

Bevölkerung 1950 - 2050

In Deutschland lebten am 31.12.2007 ca. 82,2 
Millionen Menschen. Nachdem sich in der Ver-
gangenheit die Einwohnerzahl nahezu kontinu-
ierlich erhöht hatte, ist für den Zeitraum 2003 
bis 2007 ein durchgehender Rückgang zu ver-
zeichnen. Im Jahr 2003 ist mit 82,4 Millionen 
die bislang höchste Bevölkerungszahl registriert 
worden (Abb. 9). Zur demographischen Alterung 
hat sich somit ein Schrumpfungsprozess ge-

sellt. Ob dieser sich in Zukunft fortsetzen wird, 
hängt in starkem Maß von der Wanderungsbi-
lanz Deutschlands ab. 

Geburten, Sterbefälle und Wanderungen

Die Ursache des Anstiegs der Bevölkerungs-
zahl in der Vergangenheit liegt darin, dass mehr 
Menschen nach Deutschland zugezogen als ab-

wandert sind (Abb. 10). Der Zuzugsüberschuss 
betrug beispielsweise 1991 noch 602 Tsd. Per-
sonen, 2000 waren es noch 167 Tsd., bis zum 
Jahr 2007 sank er auf nur noch 44 Tsd. Personen 
ab. Im Trend haben sich die Wanderungsgewin-
ne Deutschlands schon seit der ersten Hälfte der 
1990er Jahre verringert. Seit dem Jahr 2003 sind 
sie so niedrig, dass die negative natürliche Be-
völkerungsbilanz (Überschuss der Gestorbenen 
über die Lebendgeborenen) nicht mehr ausge-
glichen wurde. 

Die Bilanz der Lebendgeborenen zu den Gestor-
benen ist schon seit den 1970er Jahren negativ 
(Abb. 11). Der Gestorbenenüberschuss hat sich 
seither bei Schwankungen kontinuierlich ver-
größert, da bei einem allmählichen Rückgang 
der Gestorbenenzahlen die Geburtenhäufi gkeit 
schnell gesunken ist. Im Jahr 2007 sind 142 Tsd. 
Personen mehr gestorben als Kinder geboren 
wurden.   

Für die Zukunft prognostiziert das Statistische 
Bundesamt in seiner 11. koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung weitere 
Rückgänge der Bevölkerungs-
zahl. Würden jährlich 100 Tsd. 
Personen mehr zu- als abwan-
dern, dann verringert sich die 
Bevölkerungszahl auf 68,7 Millio-
nen. Wären es 200 Tsd. Personen, 
würde nur ein Rückgang auf 73,9 
Millionen Einwohner eintreten. 
Zum Bevölkerungsrückgang wird 
aber auch der weiter ansteigen-
de Überschuss der Sterbefälle 
beitragen. Treten die getroffenen 
Annahmen ein, wird  sich 2030 
der Sterbefallüberschuss auf 404 
bis 434 Tsd. Person erhöhen. Bis 
2050 könnte er in einen Bereich 
von 566 bis 602 Tsd. Personen 
ansteigen.

Unterschiedliche Trends in West- und Ost-
deutschland

Die Trends der Bevölkerungsentwicklung sind 
im früheren Bundesgebiet und den neuen Bun-
desländern (jeweils ohne Berlin) höchst unter-
schiedlich verlaufen. Bevölkerungsgewinne in 
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Abb. 9:  Bevölkerungszahl in Deutschland, 1950 - 2050 (in Millionen)
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den alten Bundesländern ste-
hen deutlichen Bevölkerungs-
verlusten in den neuen Bundes-
ländern gegenüber.

Gegenwärtig leben in den al-
ten Bundesländern 65,7 Milli-
onen Menschen, in den neuen 
Bundesländern 13,1 Millionen 
und Berlin zählt 3,4 Millionen 
Einwohner. Bis 2005 hatte sich 
die Einwohnerzahl in den alten 
Bundesländern stetig erhöht. 
2006 und 2007 sind erstmals 
seit langem leichte Rückgänge 
zu verzeichnen. Die seit den 
1970er Jahren negative natür-
liche Bevölkerungsbilanz steigt 
ab 1994 kontinuierlich an und 
kann seit 2006 nicht mehr durch 
die positive Wanderungsbilanz 
kompensiert werden. 

In den neuen Bundesländern ist 
sowohl die natürliche Bevölke-
rungsbilanz als auch die Wan-
derungsbilanz negativ. Beide 
haben dazu beigetragen, dass 
zwischen 1990 und 2007 ein 
Bevölkerungsrückgang um 1,6 
Millionen Menschen auf 13,1 
Millionen eingetreten ist. 

Ausländische Bevölkerung

Die Zahl der in Deutschland lebenden Ausländer 
beträgt nach der Bevölkerungsfortschreibung 
des Statistischen Bundesamts 7,2 Millionen. 
Das entspricht einem Anteil von 8,8 %. Die Antei-
le schwanken stark zwischen den alten und den 
neuen Bundesländern. Der höchste Anteil mit 
14,3 % fi ndet sich in Hamburg. Der niedrigste 
Anteil kennzeichnet Sachsen-Anhalt mit 1,9 %.

Die Zahl der Ausländer sollte nicht mit der Be-
völkerung mit Migrationshintergrund verwech-
selt werden, über die aktuell intensiv diskutiert 
wird. Die Zahl der Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund belief sich 2006 auf 15,1 Millionen 
Menschen (18,4 %). 

Demographisches Wissen zur Bevölkerungs-
zahl

Zusätzliche Forschung zur Entwicklung der Ein-
wohnerzahl über die Analyse des demographi-
schen Trends hinaus hat das BiB lediglich im 

Rahmen der Population Policy Acceptance Stu-
dy (siehe Projektbeschreibung S. 31) betrieben. 
Aufgrund der hohen Medienpräsenz demogra-
phischer Themen etwa seit dem Jahr 2000 lässt 
sich annehmen, dass sich in der Bevölkerung 
Kenntnisse über demographische Prozesse ver-
tieft haben. Im Rahmen der PPAS ging das BiB 
dieser These nach. 

Erfragt wurden im Kontext der Forschung zum 
demographischen Wissen der Bevölkerung die 
Kenntnisse zur Zahl der Bevölkerung in Deutsch-
land und zur Zahl der in Deutschland lebenden 
Ausländer. 

Die Angaben der Befragten zur Einwohnerzahl in 
Deutschland sind relativ genau. Zum Zeitpunkt 
der Befragung 2003 lebten 82,5 Millionen Men-
schen in Deutschland. Der durchschnittliche 
Schätzwert in der PPAS betrug 87,7 Millionen. 
Ist- und Schätzwert weichen nur um 6,3 % von-
einander ab. Noch treffender waren nur die An-
gaben zur Lebenserwartung. 

Abb. 10: Bilanz der Zu- und Fortzüge in Deutschland, 1991 - 2007 (in 1.000)
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Abb. 11: Bilanz der Lebendgeborenen und Gestorbenen, 1991 - 2007 (in 1.000)
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Ein gänzlich anderes Bild bieten die Angaben 
zur Zahl der in Deutschland lebenden Auslän-
der. Sie betrug im Jahr vor der Befragung 7,3 Mil-
lionen und wurde mit 10 Millionen um 36,4 % 
überschätzt. 

Zwischen sozialen Gruppen gibt es eine ganze 
Reihe von Unterschieden in den angegebenen 
Werten. Männer überschätzen mit 89,4 Millio-
nen die Zahl der Einwohner Deutschlands stär-
ker als Frauen (85,9 Millionen). Im Westen wird 
die Zahl mit 90,3 Millionen über- und im Osten 
mit 77,8 Millionen unterschätzt und Jüngere 
nehmen eine höhere Bevölkerungszahl als Äl-
tere an. Ähnlich sind die Wissensunterschiede 
auch bei der Zahl der Ausländer. Frauen gaben 
mit 10,3 Millionen einen höheren Wert als Män-
ner an (9,8 Millionen). Im Osten (8,4 Millionen) 
wird weniger überschätzt als im Westen (10,4 
Millionen). Des Weiteren gilt: Jüngere Befragte 
überschätzen tendenziell die Zahl der Ausländer 
stärker als Ältere und je niedriger der Bildungs-
abschluss, desto höher sind die Angaben zur 
Zahl der Ausländer in Deutschland (z. B. Befrag-
te ohne Abschluss: 12,4 Millionen).  

Einstellungen zur ausländischen Bevölkerung

Zunächst ist auf die Zahl von 7,3 Millionen Aus-
ländern Bezug nehmend gefragt worden, ob 
dies als zu viel, zu wenig oder gerade richtig an-
gesehen wird. Danach sind 62,5 % aller Befrag-
ten der Auffassung, dass in Deutschland zu viele 
Ausländer leben. 2,0 % sagen, dass es zu weni-
ge sind und 35,6 % meinen, dass es weder zu 
viele noch zu wenige sind. Frauen und Männer, 
Ältere und Jüngere denken in diesem Punkt sehr 
ähnlich. Die Auffassung, nach der die Anzahl 
der ausländischen Bevölkerung als zu hoch an-
gesehen wird, ist in Ostdeutschland noch deut-
licher auffi ndbar (70,6 %). Dem entspricht auch 
die hohe Zustimmung (81,8 %) zu der Aussage, 
dass es eine jährliche Höchstgrenze beim Zuzug 
von Ausländern geben sollte (Tab. 4).

Wenn im Zusammenhang mit Ausländern an Na-
tionalitäten gedacht wird, dann wird in erster Li-
nie die türkische Bevölkerung wahrgenommen, 
die ja auch die größte Nationalitätengruppe in 
Deutschland bildet. Ihr Bevölkerungsanteil ist 
aber bei weitem nicht so hoch, wie die Assozia-
tion Ausländer = Türke glauben machen könnte. 
69,7 % haben auf die Frage „Wenn wir von Aus-
ländern in unserem Land sprechen, an welche 
Nationalität denken Sie da?“ mit Türken geant-
wortet. Wahrgenommen werden auch Osteuro-

päer (Russen: 8,4 %, Polen: 3,7 % und Russ-
landdeutsche: 2,0 %) sowie Italiener (3,4 %).

Die Sicht der Bevölkerung auf die Ausländer ist 
ambivalent. In den vorliegenden Ergebnissen 
ist aber keine generelle Ausländerfeindlichkeit 
aufgefunden worden. Die Aussage „Deutsch-
land gehört den Deutschen, für Ausländer ist 
kein Platz“ fand nur zu 14,4 % Zustimmung und 
ist von 63,5 % abgelehnt worden. Die Mehrheit 
der Deutschen (52,4 %) sieht die Anwesenheit 
von Ausländern als einen Vorteil an, weil sie den 
Austausch mit anderen Kulturen erlaubt. Noch 
höher war die Zustimmung dazu, dass die eige-
nen Kinder im selben Klassenzimmer Unterricht 
haben sollten wie die Kinder von Zuwanderern 
(74,5 %). 

Ausländer werden schon als Konkurrenten auf 
dem Arbeitsmarkt gesehen. 33,7 % stimmten 
mit der Anwortvorgabe „Ausländer nehmen den 
Deutschen die Arbeit weg“ überein. Allerdings 
ist an dieser Stelle auf die Meinungen der ost-
deutschen Befragten hinzuweisen, die dazu 
eine deutlich kritischere Meinung als die West-
deutschen vertreten (die deutsch-deutschen 
Unterschiede werden auf der folgenden Seite 
noch ausführlicher behandelt).

Auch werden Ausländer kaum mehr als diejeni-
gen angesehen, die die Arbeiten übernehmen, 
die Deutsche nicht machen wollen. Hier beträgt 
der Anteil der zustimmenden Antworten 32,5 %.

Dagegen wird die ausländische Bevölkerung 
stärker mit Kriminalität und Terror in Verbin-
dung gebracht. Die Aussage, „die Zunahme 
der ausländischen Bevölkerung begünstigt die 
Ausbreitung von Kriminalität und Terrorismus“  
fand bei 61,8 % Zustimmung. Nur ein kleiner 
Teil von 17,8 % stimmte an dieser Stelle nicht 
zu. Von der deutschen Bevölkerung wird wenig 
unterstützt, dass Ausländer nach fünf Jahren 
ein kommunales Wahlrecht haben (nur 37,8 % 
Zustimmung). Fast die Hälfte ist aber der Mei-
nung, dass sie schnell die deutsche Staatsbür-
gerschaft erhalten sollten (45,4 %). 

Sehr kritisch wird illegale Einwanderung gese-
hen. Die Forderung, dass alle illegal Eingewan-
derten ausgewiesen werden sollten, fand bei 
72,8 % Zustimmung. Die Befragten sind gegen 
eine generelle Amnestie für illegale Einwanderer 
(nur 16,0 % stimmten einer Generalamnestie zu) 
und die Forderung, Firmen, die Illegale beschäf-
tigen, sollten hohe Geldstrafen erhalten, fand 
mit 87,5 % ein hohes Maß an Zustimmung. 
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In starkem Maße wird  von der ausländischen Be-
völkerung Integration gefordert. 86,4 % fi nden, 
dass Ausländer, die sich länger in Deutschland 
aufhalten wollen, auch die Sprache, Bräuche 
und Regeln lernen sollten. Die Integrationsfor-
derung zeigt sich auch in der Bewertung von 
Maßnahmen, die die Bundesregierung durch-
führen könnte. Integration sollte stärker geför-
dert werden (59,4 % Zustimmung) und Aus-
länder, die sich nach fünf Jahren nicht integriert 
haben, sollten nach Meinung der Befragten in 
ihr eigenes Land zurückkehren.  Eine Mehrheit 
an Zustimmung (57,8 %) fand sich auch für ei-
nen erleichterten Zugang gut ausgebildeter Aus-
länder in den Arbeitsmarkt. 

In einigen wenigen Punkten denken West- und 
Ostdeutsche ähnlich über das Thema „Ausländer 
in Deutschland“. Im Trend sind in Ostdeutsch-
land aber kritischere Haltungen gegenüber Aus-
ländern anzutreffen.  Wir gehen davon aus, dass 
in den neuen Bundesländern Existenzsorgen 
und die damit stärker gegebene Konkurrenzsi-

tuation zur ausländischen Bevölkerung die ne-
gativeren Haltungen speisen. 

Dazu einige Beispiele (Tab. 4):

• Die Anwesenheit von Ausländern wird viel 
seltener als Vorteil angesehen (Zustimmung 
West: 55,3 %, Ost: 40,9 %).

• Ausländer werden viel häufi ger als Kon-
kurrenten auf dem Arbeitsmarkt eingestuft 
(Ausländer nehmen den Deutschen die Ar-
beit weg, Zustimmung West: 30,3 %, Ost: 
47,2 %).  

• Dem Ausweisen illegaler Einwanderer wird 
im Osten viel häufi ger zugestimmt (West: 
70,7 %, Ost: 81,2 %). 

• Die Forderung, dass schlecht Integrierte in 
ihre Heimatländer zurück geschickt werden 
sollen, wird deutlich stärker bejaht (West: 
58,8 %, Ost: 74,1 %)

• Die Förderung der Integration von Ausländern 
wird seltener befürwortet (West: 62,5 %, Ost: 
47,2 %).

Maßnahmen Insges.        West            Ost

  %

1. Die Anwesenheit von Ausländern ist ein Vorteil, weil sie den Austausch mit anderen 
Kulturen erlaubt

52,4 55,3 40,9

2. Ausländer sind wichtig, um die Arbeit zu erledigen, die Deutsche nicht mehr machen 
wollen

32,5 34,5 24,6

3. Die Zunahme von Ausländern begünstigt die Ausbreitung von Kriminalität und 
Terrorismus

61,8 59,9 69,3

4. Ausländer nehmen den Deutschen die Arbeit weg 33,7 30,3 47,2
5. Deutschland gehört den Deutschen, für Ausländer ist kein Platz 14,4 12,9 20,4
6. Ausländer, die länger in unserem Land leben wollen, müssen unsere Sprache lernen 

und sich an die Bräuche und Regeln gewöhnen
86,4 86,2 87,2

7. Kinder von Einwanderern sollten in der Schule im selben Klassenzimmer Unter richt 
haben wie mein eigenes Kind

74,5 74,4 74,7

8. Es sollte eine Höchstgrenze geben, wie viele Ausländer jährlich ins Land dürfen 81,8 80,7 85,9
9. Ausländer, die mindestens fünf Jahre in unserem Land gelebt haben, sollten in 

Kommunalwahlen das Wahlrecht erhalten
37,8 37,7 38,4

10. Alle illegalen Einwanderer sollten aus unserem Land ausgewiesen werden 72,8 70,7 81,2
11. Ausländer, die integriert sind, sollten so schnell wie möglich die deutsche 

Staatsbürgerschaft erhalten
45,4 45,9 43,4

12. Firmen, die illegale Einwanderer be schäftigen, sollten eine hohe Geldstrafe 
bekommen

87,5 86,3 92,1

13. Die Bundesregierung sollte allen illegalen Einwanderern von Zeit zu Zeit eine 
generelle Amnestie gewähren

16,0 16,7 13,0

14 Die Integration von Ausländern sollte gefördert werden 59,4 62,5 47,2
15 Ausländer, die mindestens fünf Jahre in unserem Land gelebt haben und sich nicht 

integriert haben, sollten in ihr eigenes Land zurückkehren
61,9 58,8 74,1

16. Für gut ausgebildete Ausländer sollte es erleichtert werden, in Deutschland zu 
arbeiten

57,8 59,5 51,1

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 4:  Aussagen zum Thema „Ausländer in Deutschland“ („stimme zu“ und „stimme voll und ganz zu“ / in %) 
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Geburtenhäufigkeit

Im Jahr 2007 sind in Deutschland 684,9 Tsd. 
Kinder geboren worden, das sind etwa 12 Tsd. 
Kinder mehr als im Vorjahr. Damit sind erstma-
lig seit 1997 die Geburtenzahlen wieder leicht 
angestiegen. Im Vergleich zu den 1960er und 
1970er Jahren ist das Geburtenniveau sehr nied-
rig. 1960 kamen in Deutschland noch 1261,6 
Tsd. Kinder zur Welt. 1990 waren es immerhin 
noch 905,7 Tsd.   

Die zusammengefasste Geburtenziffer (zur Be-
rechnung und der Messgenauigkeit siehe un-
tenstehende Defi nitionsbox) des Jahres 2007 
betrug 1,37 Kinder je Frau.  Der Anstieg von 1,33 
in 2006 ist somit außerordentlich gering aus-
gefallen. Unterschiede zwischen dem früheren 
Bundesgebiet und den neuen Bundesländern 
bestehen nicht mehr.  

Deutschland ist damit weiterhin ein Niedrig-
Fertilitäts-Land. Das niedrige Geburtenniveau 

ist die Ursache dafür, dass die Kindergeneration 
jeweils immer um etwa ein Drittel kleiner als die 
Elterngeneration ist und damit einer der Gründe 
für das schnelle Altern der Bevölkerung.   

Der langfristige Trend – zusammengefasste 
Geburtenziffern und endgültige Kinderzahlen

Im langfristigen Trend sind sowohl die zusam-
mengefassten Geburtenziffern nach Kalender-
jahren als auch die endgültigen Kinderzahlen 
nach Geburtsjahrgängen gesunken. Die Abbil-
dungen 12 und 13 zeigen allerdings zwei ganz 
unterschiedliche Bilder des Geburtenrück-
gangs.  

Der Rückgang der zusammengefassten Gebur-
tenziffer von nahezu 5 Kindern je Frau auf das 
heutige Niveau von etwa 1,4 Kindern fand über 
größere Schwankungen statt (Abb. 12). Der Ver-
lauf ist von zwei Geburtenrückgängen und eini-
gen krisenbedingten Schwankungen geprägt. 
Der erste Geburtenrückgang fand in der Zeit des 
Übergangs vom 19. in das 20. Jahrhundert statt. 
Die zusammengefasste Geburtenziffer fi el zwi-
schen 1890 und 1915 von 4,7 auf 2,9. Dieser 
Geburtenrückgang ist Teil eines umfassenden, 
mit den Folgen der Industrialisierung verbunde-
nen demographischen Wandels. In der Phase 
des Übergangs sind zunächst die Sterbeziffern 
als unmittelbare Reaktion auf die Veränderung 
der Lebensbedingungen (Eindämmung von Seu-
chen, verbesserte Hygiene, gesündere Ernäh-
rung) zurückgegangen. Zeitlich verzögert folgten 
dann die Geburtenziffern, deren Rückgang mit 
dem Wissen einherging, dass in einer moderni-
sierten Gesellschaft weniger Kinder pro Familie 
die Zukunftschancen dieser Kinder verbessern.  
Das Zusammenspiel von bereits gesunkenen 
Sterbeziffern und noch hohen Geburtenziffern 
verursachte die Bevölkerungsexplosion in der 
damaligen Zeit. Aufgrund des Verlaufs der Ge-
burten- und Sterbeziffern in dieser Zeit in einer 
Vielzahl von Ländern ist das Schema des demo-
graphischen Übergangs entwickelt worden. 

An die Zeit des ersten demographischen Über-
gangs schließen sich starke Schwankungen der 
zusammengefassten Geburtenziffer an, die die 
Ursache für die Unregelmäßigkeiten im Alters-

Geburten 

Die zusammengefasste Geburtenziffer gibt an, wieviele Kinder 
1000 Frauen zur Welt bringen würden, wenn das Fertilitätsni-
veau des jeweiligen Kalenderjahres über das gesamte gebärfä-
hige Alter zwischen dem 15. und 49. Lebensjahr konstant blei-
ben würde.

In jüngster Zeit haben die Demographen sehr viel Forschung in 
die Frage nach der Messgenauigkeit dieser Kennziffer investiert. 
Ausgehend von der Erkenntnis, dass die Geburtenziffern in 
Zeiten des schnellen Anstiegs des durchschnittlichen Gebäral-
ters besonders niedrige Werte aufwiesen, ist nach der Größen-
ordnung dieses Effekts, dem sogenannten Tempoeffekt, gesucht 
worden. Das niedrige Geburtenniveau ist danach auf zwei Fak-
toren zurückzuführen: erstens den Rückgang der durchschnitt-
lichen Kinderzahl je Frau und zweitens die Unterschätzung des 
Geburtenniveaus durch die zusammengefasste Geburtenziffer 
bei steigendem Gebäralter (negativer Tempoeffekt). Aufgrund 
dessen sind verschiedene Vorschläge zur Berechnung einer an-
gepassten Geburtenziffer gemacht worden. 

Berechnungen für verschiedene europäische Länder zeigen, 
dass bis auf Ausnahmen die angepasste Geburtenziffer die zu-
sammengefasste Geburtenziffer um etwa 0,2 übersteigt.

Definition:  
Zusammengefasste Geburtenziffer
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aufbau der deutschen Bevöl-
kerung sind. Die Geburtentiefs 
sind entstanden in der Zeit des 
Ersten Weltkriegs, der Weltwirt-
schaftskrise und der Zeit des 
Zweiten Weltkriegs.

Der Zeit des Zweiten Weltkriegs 
folgt gleichermaßen in beiden 
Teilen Deutschlands das Gebur-
tenhoch der Nachkriegszeit, das 
im früheren Bundesgebiet durch 
den zweiten Geburtenrückgang 
abgelöst wird. Aufgrund der rela-
tiven Gleichzeitigkeit in Europa 
wird diese Zeit nach Dirk van de 
Kaa auch als Europe‘s Second 
Demographic Transition bezeich-
net.  Vom zweiten Geburtenrück-
gang sind damals alle Bevölke-
rungswissenschaftler gründlich 
überrascht worden. Der Grün-
dungsdirektor des BiB, Her-
mann Schubnell, schrieb dazu 
Ende der 1980er Jahre: „Millio-
nen von Frauen, von Ehepaaren 
in Ländern mit unterschiedlichen 
politischen und wirtschaftlichen 
Ordnungssystemen, mit kommu-
nistischen, sozialistischen und 
kapitalistischen Ideologien, mit 
höchst divergierenden Lebens-
formen, Lebensstandards und 
sozialen Sicherungssystemen 
begannen fast zum gleichen 
Zeitpunkt und fast in gleichem 
Ausmaß, die Zahl ihrer Kinder zu 
beschränken“. Ron Lesthaeghe 
berichtete 2004, dass man zu-
nächst einen Zusammenhang 
zur Ölkrise vermutete. Es dauerte geraume Zeit, 
bis der Geburtenrückgang mit einem generellen 
Wertewandel in Verbindung gebracht wurde. 

Der Geburtenrückgang war aus Lesthaeghes 
Sicht verknüpft mit:

• der Betonung der individuellen Autonomie 
in ethischer, moralischer und politischer Hin-
sicht,

• der damit einhergehenden Ablehnung aller 
Formen institutioneller Kontrolle und Autori-
tät und

• mit der zunehmenden Verbreitung expressi-
ver Werte, die mit den höheren Bedürfnissen 
der Selbstverwirklichung verbunden sind.

Beide Geburtenrückgänge unterscheiden sich 
inhaltlich voneinander, z.B. hinsichtlich der 
Gründe des Geburtenrückgangs, aber auch 
im Hinblick auf das Zusammenwirken von Ge-
burten- und Sterbehäufi gkeiten. Sie sind aber 
aus der familiensoziologischen Sicht, was den 
Wandel der Institution Ehe und Familie betrifft, 
miteinander verknüpft.  Im ersten Geburtenrück-
gang hat sich die heutige Normalfamilie (verhei-
ratete Eltern mit Kindern) als Mainstream-Modell 
herausgebildet. Mit dem zweiten Geburtenrück-
gang beginnt die Dominanz dieser Familienform 
zu schwinden. Selbstverwirklichung, Erwerbs-
orientierung der Frau oder außerhäusliche An-
erkennung wurden immer bedeutsamer und ge-
hen mit geringeren Kinderzahlen einher.  

Abb. 12: Zusammengefasste Geburtenziffern in Deutschland, 1871 - 2007
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Abb. 13: Endgültige Kinderzahlen nach Geburtsjahrgängen 1865 - 1967 und die für 
den Ersatz der Elterngenerationen notwendige Kinderzahl 
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Seit dem Ende des zweiten Geburtenrückgangs 
in der Mitte der 1970er Jahre ist das Geburten-
niveau, gemessen an der zusammengefassten 
Geburtenziffer zumindest in Westdeutschland 
weitestgehend stabil. In der ehemaligen DDR 
blieb der Wechsel zwischen Geburtentiefs und 
-hochs erhalten. Dem Nachkriegsgeburtenhoch 
folgte ein Rückgang, der auf den Zugang zu Kon-
trazeptiva 1965 und auf die Legalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs 1972 zurückzufüh-
ren ist. Als Reaktion auf pronatalistische Maß-
nahmen (u.a. Geburtenprämie, bezahlte Frei-
stellung nach der Geburt, Ehekredit) gemeinsam 
mit dem Nachholen von Geburten begann in der 
Mitte der 1970er Jahre ein weiterer Geburtenan-
stieg. Ein deutlicher Einbruch der Geburtenhäu-
fi gkeit – verbunden mit dem Ende der DDR – trat 
dann in der ersten Hälfte der 1990er Jahre ein. 
Der schnelle soziale Wandel, individuelle Unsi-
cherheiten oder Existenzsorgen ließen einen Teil 
der Frauen ihre Geburtenbiographie abbrechen.  
Die Jüngeren haben mit einem Verschieben der 
Familiengründung  in einen späteren Lebensab-

schnitt reagiert. Das Zusammenspiel beider Pro-
zesse hat zu dem rasanten Absinken der Gebur-
tenziffern geführt. In der zweiten Hälfte setzte 
dann ein erneuter Anstieg des Geburtenniveaus 
ein, dessen vorläufi ges Ergebnis eine exakt glei-
che zusammengefasste Geburtenziffer in beiden 
Regionen Deutschlands ist.  

Der Verlauf des Geburtenrückgangs, betrachtet 
nach den endgültigen Kinderzahlen der Geburts-
jahrgänge, zeigt ein deutlich ausgeglicheneres 

Bild (Abb. 13). Dabei ist zu beachten, dass durch 
das BiB die endgültigen Kinderzahlen der jün-
geren Geburtsjahrgänge geschätzt worden sind.

Der ausgeglichenere Verlauf ist ein Indiz dafür, 
dass die starken Schwankungen der zusammen-
gefassten Geburtenziffer durch das Aufschieben 
und Nachholen von Geburten entstanden sind 
(Timingeffekte).  Starke Rückgänge fi nden sich 
bei den Frauenjahrgängen, die zwischen 1865 
und 1900 geboren wurden. Sie sind die Träger 
des Geburtenrückgangs in der Zeit des ersten 
demographischen Übergangs. Ein kurzer Wie-
deranstieg ist bei den nach 1930 Geborenen zu 
verzeichnen. Dies sind die Jahrgänge, die mit 
ihrem generativen Verhalten das Nachkriegs-
geburtenhoch verursacht haben. Danach ge-
hen die endgültigen Kinderzahlen allmählich 
zurück. Für den Geburtsjahrgang 1967 ist eine 
endgültige Kinderzahl von etwa 1,47 (geschätzt) 
zu erwarten. In den neuen Bundesländern liegt 
dieser Wert für den gleichen Jahrgang mit 1,54 
(geschätzt) noch ein wenig höher. 

Altersspezifische Geburten-
ziffern

Kinder in Deutschland werden 
immer später im Lebensverlauf 
ihrer Eltern geboren. Im Jahr 
2007 betrug das durchschnitt-
liche Alter der Mütter bei der 
Geburt ihrer Kinder 29,8 Jahre1. 
1990 waren es noch 27,6 Jahre 
(Abb. 14). 

Die Gründe für das spätere Kin-
derkriegen sind ähnlich vielfältig 
und ebenso stark mit der Indivi-
dualisierung von Entscheidungen 
zum Lebensverlauf verbunden, 
wie die Frage der Eheschließung. 
Als besondere Einfl ussfaktoren 
gelten die längeren Ausbildungs-
zeiten und die steigende Bil-
dung, die höhere Erwerbsbeteili-

gung von Frauen im Vergleich zu den 1950er und 
1960er Jahren oder die Einstellung, erst Kinder 
zu bekommen, wenn die angestrebte berufl iche 
Position erreicht ist und dem Kind eine gesicher-
te Zukunftsperspektive geboten werden kann.

1 Dieser Wert ist anhand der altersspezifi schen Geburtenzif-
fern berechnet worden. Erfolgt die Berechnung auf der Ba-
sis der Zahl der Lebendgeborenen nach dem Alter der Mut-
ter, beträgt das durchschnittliche Gebäralter 30,2 Jahre.

Abb. 14: Durchschnittsalter der Mütter bei der Geburt ihrer Kinder in Deutsch-
land, dem früheren Bundesgebiet und den neuen Bundesländern,  
1960 - 2007 (in Jahren)



Geburten

47

Damit hat sich die altersspezifi -
sche Verteilung der Geburtenzif-
fern zwischen dem 15. und 49. 
Lebensjahr in zweifacher Hin-
sicht verändert. Erstens ist die 
linkssteile Verteilung in eine fast 
Normalverteilung übergegangen. 
Zweitens sind die Gipfelwerte 
deutlich niedriger geworden. 

Nach wie vor bestehen Unter-
schiede zwischen dem früheren 
Bundesgebiet und den neuen 
Bundesländern. Westdeutsche 
Frauen bekommen ihre Kinder im 
Alter von 30 Jahren, die ostdeut-
schen Frauen sind ca. ein Jahr 
jünger. Allerdings verläuft der An-
stiegtrend in den neuen Bundes-
länder in einem höheren Tempo, 
so dass eine zukünftige Anglei-
chung zu erwarten ist. Nach wie 
vor ist das durchschnittliche Gebäralter verheira-
teter Frauen höher. Nach den Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes waren 2007 die ver-
heirateten Frauen 30,2 und die unverheirateten 
Frauen 28,1 Jahre alt. Bei beiden ist ein weiterer 
Anstieg des Gebäralters zu verzeichnen. 

Im Zuge dieses Trends sind die altersspezifi -
schen Geburtenziffern der Frauen über 30 Jah-
re deutlich angewachsen (Abb. 15). Dies ist in 
noch stärkerem Maße in den neuen Bundeslän-
dern zu beobachten, allerdings von einem sehr 
niedrigen Niveau in der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre kommend. Aufmerksam zu machen ist auf 
die Situation im Jahr 2007, in dem es schnellere 
Anstiege der altersspezifi schen 
Geburtenziffern gegeben hat, die 
auf die Einführung des Elterngel-
des zurückzuführen sein dürften. 
Ob sich dieser Effekt allerdings 
fortsetzt, bleibt abzuwarten. Noch 
können die familiendemographi-
schen Wirkungen des Elterngeldes 
nicht abschließend beurteilt wer-
den, da nicht abgeschätzt werden 
kann, ob es sich um Timingeffekte 
oder eine nachhaltige Entwicklung 
handelt. Es besteht die Möglich-
keit, dass Geburten im Jahr 2006 
aufgeschoben wurden und dann 
erst 2007 erfolgten. Letztlich 
kann die Situation erst beurteilt 
werden, wenn die endgültigen 
Kinderzahlen für die betreffenden 
Geburtsjahrgänge vorliegen.  

Nichteheliche Geburten

Der Anstiegstrend bei den Anteilen der Kinder, die 
von nicht verheirateten Müttern zur Welt gebracht 
werden, setzt sich bei starken Unterschieden zwi-
schen dem früheren Bundesgebiet und den neuen 
Bundesländern unvermindert fort (Abb. 16). In den 
neuen Bundesländern werden inzwischen 60 % 
aller Kinder nichtehelich geboren. Da diese Mütter 
jünger als die verheirateten sind, trägt diese Situ-
ation zum niedrigeren durchschnittlichen Gebäral-
ter in den neuen Bundesländern bei. Seit 2005 ist 
aber ein Abfl achen des Anstiegs nichtehelicher 
Geburten zu erkennen. Im früheren Bundesgebiet 
setzte sich der Anstieg unvermindert fort, erreich-
te  in 2007 allerdings nur einen Wert von 25 %. 

Abb. 16: Anteile der von unverheirateten Frauen geborenen Kinder im früheren 
Bundesgebiet und den neuen Bundesländern, 1960 - 2007 (in %)

Abb. 15: Altersspezifische Geburtenziffern deutscher Frauen im Alter zwischen 30 
und 39 Jahren im früheren Bundesgebiet, 1990 - 2007 (je 1000 Frauen)
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Kinderlosigkeit

Kinderlosigkeit gilt nach wie als ein unterer-
forschtes demographisches Thema, obwohl 
Deutschland im internationalen Vergleich eine 
hohe Kinderlosigkeit aufweist. Allerdings gilt 
die Datenlage als unsicher, da die Bevölkerungs-
wissenschaftler gezwungen waren, die Anteile 
kinderloser Frauen anhand verschiedener Da-
tensätze zu schätzen (vgl. die Textbox „Kinder-
losigkeit“ auf dieser Seite).

Die bislang vorliegenden Forschungsergebnisse 
zeigen folgende Situation: 

• Die Kinderlosigkeit steigt in Deutschland wie 
im internationalen Maßstab an. Im früheren 
Bundesgebiet ist der Anstieg schon seit län-
gerem zu beobachten. Der erreichte Anteil 
kinderloser Frauen ist überdurchschnittlich 
hoch. Die Schätzungen über die Anteile kin-

derloser Frauen gehen auseinander, bestäti-
gen aber den ansteigenden Trend.

• Zwischen dem früheren Bundesgebiet und 
den neuen Bundesländern bestehen erheb-
liche Unterschiede bei der Kinderlosigkeit. In 
der ehemaligen DDR war Kinderlosigkeit au-
ßerordentlich niedrig. In jüngster Zeit ist, be-
ginnend mit den Geburtsjahrgängen ab der 
Mitte der 1960er Jahre, auch in den neuen 
Ländern ein Anstieg zu verzeichnen.  

• Die Schätzungen über die Anteile kinderlo-
ser Frauen gehen auseinander, bestätigen 
aber einheitlich die Anstiegstrends und die 
West-Ost-Unterschiede.  Im Geburtsjahrgang 
1940 ist mit den verschiedenen Schätzun-
gen ein Anteil kinderloser Frauen von ca. 
10 % sowohl im früheren Bundesgebiet als 
auch in den neuen Bundesländern ermittelt 
worden. Für den Geburtsjahrgang 1965 sind 
für das frühere Bundesgebiet Werte um 25 % 
geschätzt worden. Für die neuen Bundeslän-
der sind es 12 %. Für den Geburtsjahrgang 
1967 könnte der Wert im Westen auf 28 % 
und im Osten auf 15 % steigen. Ähnliches 
zeigt auch die Freiwilligenbefragung des Sta-
tistischen Bundesamtes zur Zahl der gebo-
renen Kinder. Der Kinderlosenanteil bei den 
Frauen im früheren Bundesgebiet beträgt 19 
% in den Jahrgängen 1952 - 1956 und 23 % 
in den Jahrgängen 1957 - 1961. In den neu-
en Bundesländern waren die Frauen, die zwi-
schen 1957 und 1961 geboren wurden, zu 
10 % kinderlos.

• Eine höhere Kinderlosigkeit ist bei den 
Hochqualifi zierten anzutreffen. Die Schere 
zwischen den Akademikerinnen und den üb-
rigen Qualifi kationsgruppen ist bei den jün-
geren Geburtsjahrgängen weiter auseinan-
der gegangen. Allerdings stimmen Angaben 
zur Kinderlosigkeit bei Akademikerinnen 
von über 40 % nicht. Analysen auf der Basis 
des Mikrozensus zeigen, das Akademikerin-
nen des Geburtsjahrgangs 1960 im früheren 
Bundesgebiet zu ca. 30 % kinderlos waren. 
Für den Jahrgang 1965 ist ein Wert von 38 % 
berechnet worden. 

• Wenig erforscht sind bislang die Wege in 
die Kinderlosigkeit. Es scheint einen relativ 
kleinen Anteil von Frühentscheidern zu ge-
ben, für die schon um das 20. Lebensjahr 
feststeht, keine Kinder haben zu wollen. 
Die Mehrheit dürfte die Entscheidung gegen 
Kinder erst relativ spät im Biographieverlauf 
fällen. Sei es, weil dann kein geeigneter Part-

Mit der Kinderlosigkeit wird angegeben, wie viele Frauen und 
Männer eines Geburtsjahrgangs niemals leibliche Eltern gewor-
den sind. 

Exakte Berechnungen der Kinderlosigkeit waren in Deutschland 
anhand der Daten der amtlichen Statistik bislang aus zweierlei 
Gründen nicht möglich. Erstens sind in der Geburtenstatistik die 
Lebendgeborenen nach der Parität nur in der jeweils bestehen-
den Ehe klassifi ziert worden. Um die Kinderlosigkeit zu berech-
nen, muss der Anteil der Frauen bekannt sein, die wenigstens 
ein Kind geboren haben. Für die nichtehelich Lebendgeborenen 
musste dieser Anteil geschätzt werden, was insbesondere in den 
neuen Bundesländern bei einer Nichtehelichenquote von über 
50 % zu deutlichen Abweichungen geführt hat. 

In der zweiten Datenquelle, dem Mikrozensus, wurde bis  2007 
nicht nach der Zahl der leiblichen Kinder, sondern nach der Zahl 
der im Haushalt lebenden Kinder gefragt. Zur Schätzung der 
Kinderlosigkeit wurde die Altersgruppe der 35- bis 39-jährigen 
Frauen herangezogen, für die angenommen wurde, dass nur 
noch wenige erste Kinder geboren werden und nur wenige Kin-
der den elterlichen Haushalt bereits verlassen haben. Dies hat 
insbesondere bei der Kinderlosigkeit der Hochqualifi zierten zu 
Überschätzungen geführt.

In jüngster Zeit hat sich die Situation durch eine Freiwilligenbe-
fragung (veröffentlicht durch das Statistische Bundesamt in „Ge-
burten in Deutschland“) und durch die Aufnahme der Frage nach 
der Zahl der geborenen Kinder in den Mikrozensus 2008 (Daten 
lagen bei Redaktionsschluss dem BiB noch nicht vor), deutlich 
gebessert.

Definition und Datenlage:  
Kinderlosigkeit 
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ner für eine Familiengründung vorhanden 
ist oder sich eine Gewöhnung an einen Le-
bensstil ohne Kinder eingestellt hat.  Ein ent-
sprechendes Forschungsprojekt ist 2008 am 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
begonnen worden. Ungeklärt ist auch das 
Verhältnis von freiwilliger und unfreiwilliger 
Kinderlosigkeit.   

Bewertung der familiendemographischen 
Trends

Von den beschriebenen Trends der Geburten-
entwicklung waren in der Population Policy Ac-
ceptance Study (vgl. Projektbeschreibung S. 31) 
der Rückgang der Geburtenzahlen, die Zunahme 
nichtehelicher Geburten und die Zunahme der 
(freiwilligen) Kinderlosigkeit zu bewerten.  

Sehr kritisch gesehen wird der Rückgang der Ge-
burtenzahlen. 84 % sind der Auffassung, dass 
dies überwiegend oder sehr negativ ist (Tab. 5). 
Nur 4 % sehen dies positiv. Dies korrespondiert 
mit unseren Forschungsergebnissen zur demo-
graphischen Alterung, die mit Sorge betrachtet 
wird. Gleiches trifft auf die verursachenden de-
mographischen Prozesse zu. In dieses Bewer-
tungsmuster passt ebenfalls, dass alle demo-
graphischen Trends, in denen eine Gefährdung 
der Familie zum Ausdruck kommt, generell ne-
gativ gesehen werden. 

Dies gilt auch für die zunehmende freiwillige 
Kinderlosigkeit. Mit 69 % überwiegend oder 
sehr negativ fällt die Bewertung nicht so deut-
lich wie bei den rückläufi gen Geburtenzahlen 
aus, dennoch vertritt die überwiegende Mehr-
heit eine kritische Sicht. Im Unterschied zur Ge-
burtenentwicklung hat ein höherer Anteil (24 %) 
allerdings mit weder noch geantwortet. 

Eher neutral wird dagegen die Zunahme der 
nichtehelichen Geburten gesehen. Mit 57 % hat 
die Mehrheit hier eine neutrale Haltung einge-
nommen (Skalenpunkt „weder noch“). 19 % 
haben diesen Trend positiv und 24 % negativ 
beurteilt. In dieser Antwortverteilung zeigt sich 

wie auch an anderen Stellen (Rückgang der Ehe-
schließungen, Zunahme unverheirateter Paare) 
eine bestehende Distanz zur Ehe, nicht aber zur 
Familie. 

Da die analysierten demographischen Trends 
der Geburtenhäufi gkeit starke West-Ost-Unter-
schiede aufweisen, ist auch das Antwortverhal-
ten in dieser Differenzierung untersucht worden. 
Hinsichtlich der Veränderungen in den familien-
demographischen Trends denken West- und Ost-
deutsche nicht generell anders, es lassen sich 
aber einige Besonderheiten fi nden, die auch in 
den tatsächlichen Mustern der Familienbildung 
auffällig sind. Erstens wird der Geburtenrück-
gang in den neuen Bundesländern negativer 
gesehen als im früheren Bundesgebiet. Es ist 
zu vermuten, dass diese Beurteilung auch un-
ter dem Eindruck des drastischen Geburtentiefs 
in der ersten Hälfte der 1990er Jahre zustande 
gekommen ist.  Zweitens wird Kinderlosigkeit in 
den neuen Bundesländern stärker abgelehnt. 
67 % im Westen und 75 % im Osten beurteilen 
die steigende Kinderlosigkeit als einen negati-
ven Trend. Ebenfalls in Übereinstimmung zur 
demographischen Situation wird die steigende 
Zahl der nichtehelichen Geburten in den neu-
en Bundesländern weniger negativ und stärker 
neutral beurteilt.

Starke Unterschiede fanden sich auch nach 
dem Alter der Befragten. Ältere waren durch-
gängig traditioneller gegenüber der Familie 
eingestellt. Beispielsweise wird die ansteigen-
de freiwillige Kinderlosigkeit bei den 20- bis 
29-Jährigen zu 59 %, bei 50- bis 64-Jährigen zu 
79 % abgelehnt. Ähnliches gilt für die steigen-
de Anzahl der nichtehelichen Geburten. Hier 
beträgt der Unterschied zwischen den beiden 
Altersgruppen 14 Prozentpunkte (Ablehnung: 
20 - 29: 20 %, 50 - 64: 34 %). 

Die demographischen Analysen haben gezeigt, 
dass das Geburtenniveau weiterhin sehr niedrig 
ist, die Kinderlosigkeit anwächst und im frühe-
ren Bundesgebiet mit mehr als 25 % bereits eine 

Trends der Geburtenentwicklung überwiegend 
oder sehr positiv 

weder noch überwiegend oder 
sehr negativ

1. Rückgang der Geburtenzahlen 4,1 11,6 84,4

2. Zunahme der (freiwilligen) Kinderlosigkeit 7,2 23,8 69,0

3. Zunahme nichtehelicher Geburten 19,2 56,7 24,1

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 5:  Bewertungen demographischer Trends  („überwiegend oder sehr positiv“, „weder noch“ und „überwiegend 
oder sehr negativ“ / in  %) 
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erhebliche Größenordnung erreicht und dass 
die Familiengründung nach wie vor in einen im-
mer späteren Abschnitt des Biographieverlaufs 
verschoben wird. Damit traten Forschungen im-
mer stärker in Vordergrund, die sich am Konzept 
von Europe‘s Second Demographic Transition 
orientierten. Es wurden die Einstellungen zu 
Kindern oder zum Wandel der Lebensformen, 
die Motive, die für oder gegen die Geburt von 
Kindern sprechen und auch der Kinderwunsch 
selbst analysiert. Forschungen, die sich am Bio-
graphieverlauf orientierten, zum Vereinbaren 
von Familie und Erwerbstätigkeit, zum Wandel 
der sozialen Institution Ehe/Familie oder zum 
Schwangerschaftsabbruch sind als Themen im-
mer wichtiger geworden.

In der Forschungsarbeit des BiB hatte die Be-
schäftigung mit derartigen Fragestellungen 
schon immer einen hohen Stellenwert. In den 
1980er Jahren sind beispielsweise Forschungs-
arbeiten zum Konzept des Familienzyklus ge-
leistet worden. Das klassische Konzept, das 
von einer nahezu vollständigen Verheiratung 
der Generationen ausging, hatte sich unter dem 
Eindruck des Wandels in den Lebensformen als 
nicht mehr tragfähig erwiesen und wurde auf ein 
Lebenszykluskonzept mit vielfältigen Übergän-
gen erweitert. Wichtig war in dieser Zeit auch die 
Frage, welchen Einfl uss familienpolitische Maß-
nahmen auf die Geburtenentwicklung haben 
können - ein Thema, das sich heute einer neuen 
Aktualität erfreut (vgl. auch den Abschnitt zur 
Familie). Die damaligen Ergebnisse wirkten al-
lerdings eher ernüchternd. Es entstand der An-
schein, als könnten die Geburtenzahlen nicht 
dauerhaft durch staatliche Maßnahmen erhöht 
werden. Außer kurzfristigen Effekten zeigten 
sich keine langfristigen Auswirkungen auf die 
durchschnittlichen Kinderzahlen der Frauenge-
nerationen. Dies wurde gleichermaßen für West- 
und Osteuropa konstatiert. Konnten quantitati-
ve Wirkungen in einzelnen Ländern festgestellt 
werden, dann führte dies mehrheitlich zu der 
Schlussfolgerung, dass der Geburtenrückgang 
kurzzeitig verzögert oder ein Geburtenhoch aus-
gelöst wurde, das durch Vorziehen oder Nach-
holen von Geburten entstanden war. 

In den 1980er Jahren war die Panelstudie „Fa-
milienbildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land“ das dominierende familiensoziologische 
Forschungsprojekt des Instituts, in ihr wurden 
deutsche verheiratete Frauen der Heiratskohorte 
1974/1975 in einem Zeitraum von 10 Jahren in 5 
Wellen befragt. Eines der Hauptergebnisse war, 

dass unterschiedliche Bedingungen für die Erfül-
lung des Kinderwunsches nicht erst im weiteren 
Lebensverlauf entstehen und zu differenzierten 
Kinderzahlen führen. Sondern die Unterschiede in 
den Lebenssituationen der Familien waren bereits 
nach einjähriger Ehedauer auffi ndbar, sodass 
den Ausgangsbedingungen eine entscheidende 
Rolle für den Verlauf der Familienbildung zuge-
schrieben wurde. Es waren auch weniger die ma-
teriellen Ausgangsbedingungen entscheidend, 
sondern weit mehr die Frage, ob beide Partner 
mit dem Wunsch nach (mehreren) Kindern und 
einem richtigen Familienleben geheiratet haben 
und wie schnell die Geburt des ersten Kindes rea-
lisiert werden konnte. In diesem Zusammenhang 
war es sehr wichtig, ob die Partner vor der Heirat 
eine berufl iche Ausbildung abgeschlossen hat-
ten und darauf aufbauend, sich zutrauten, den 
Lebensunterhalt der Familie zu sichern.

Anfang der 1990er Jahre wurden im Family and 
Fertility Survey nochmals Biographieverläufe 
abgefragt. Die Analysen führten zu der These, 
dass für die Familienbildung der Aufschub aller 
privaten Veränderungen im Biographieverlauf 
prägend gewesen ist. Für die früheren Bundes-
länder war das ein bereits längerfristig verlau-
fender Prozess, in den neuen Bundesländern 
hatte er sich erst nach der Wende eingestellt. 
Die im Lebensverlauf zu durchlaufenden alters-
spezifi schen Phasen wurden nach den Ergeb-
nissen viel weniger normentypisch durchlau-
fen und die Grenzen zwischen biographischen 
„Räumen“ sind zunehmend unbestimmter ge-
worden. Das betrifft die Grenzen zwischen Bil-
dungs- und Erwerbsbiographie, zwischen dem 
Leben im Elternhaus und den Partnerschaften 
sowie zwischen Ehe und Elternschaft. Festle-
gungen auf ein Familienengagement werden 
zunehmend gemieden und Veränderungen hin-
ausgeschoben. Biographische Ereignisse wie 
Bildungsende, Auszug aus dem Elternhaus, die 
Gründung eines eigenen Haushalts, das Zusam-
menwohnen mit dem Partner, Eheschließung 
oder Geburt des ersten Kindes werden immer 
weiter aufgeschoben.     

Familien- und bevölkerungssoziologische For-
schungen sind auch in den neueren Erhebungen 
des BiB wie der Population Policy Acceptance 
Study oder dem Generations and Gender Survey 
erhalten geblieben, wobei insbesondere die Er-
gebnisse zum Kinderwunsch zur Aktivierung der 
Forschungsarbeit geführt haben. Einige Ergeb-
nisse daraus sind:     
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Einstellungen gegenüber Kindern

Was sich in vielen Befragungen zum Thema Fa-
milie zeigt, ist auch in den Surveys des BiB ge-
funden worden: Das Zusammenleben mit Kin-
dern in einer Familie erfährt nach wie vor eine 
sehr hohe Wertschätzung, die aber nicht mehr 
einheitlich von der gesamten Bevölkerung ge-
teilt wird.

Bei der Antwort auf die Frage nach der Bedeutung 
von Kindern wurden, wie nicht anders zu erwar-
ten, am stärksten die emotionalen Aspekte der 
Beziehung zu Kindern betont (Tab. 6). Man hat 
Kinder gern, weil sie einem das Gefühl geben, 
gebraucht zu werden; die Enge der Beziehung 
zu Kindern und die Freude am Zusammensein 
mit Kindern sind von den Befragten herausge-
stellt worden. Allerdings sollte nicht übersehen 
werden, dass nahezu 58 % geantwortet haben, 
dass man auch ohne Kinder glücklich sein kann. 
Zudem erhält man ein anderes Ergebnis, wenn 
nur die Antworten der Kinderlosen betrachtet 
werden. Hier wird am häufi gsten der Aussage 
„man kann auch ohne Kinder glücklich sein“ 
zugestimmt. Die niedrigste Akzeptanz fand die 
Antwortvorgabe „Kinder zu haben ist eine Ver-
pfl ichtung gegenüber der Gesellschaft“. Dem-
gegenüber zeigt sich bei der Bewertung der fa-
milienpolitischen Maßnahmen, dass Staat und 
Gesellschaft bei der Gestaltung der familialen 
Lebensbedingungen durchaus in der Pfl icht ge-
sehen werden.

Der Kinderwunsch

Der niedrige Kinderwunsch in Deutschland hat 
jüngst eine verstärkte wissenschaftliche und 
auch politische Aufmerksamkeit erfahren. Im 
BiB ist er ist in den letzten Jahren sowohl in der 
Population Policy Acceptance Study als auch im 
Generations and Gender Survey erfragt und aus-

führlich erforscht worden (siehe Defi nitionsbox 
Kinderwunsch). Beide Befragungen erbrachten 
tendenziell die gleichen Resultate.  

Bereits aufgrund der Auswertungen der PPAS 
ist durch das BiB darauf hingewiesen worden, 
dass der Kinderwunsch in Deutschland deutlich 
gesunken ist. Es zeigten sich für das Jahr 2003 
folgende Ergebnisse:

Kinder und Familie werden nach wie vor ge-
wünscht. Ca. 80 % der Befragten im Alter zwi-
schen 20 und 39 Jahren wollen Kinder haben 
oder leben bereits mit Kindern zusammen. Die-
ses Ergebnis ist bereits aus vielen Forschungen 
zum Kinderwunsch bekannt. Als neu ist die Er-
kenntnis einzustufen, dass immer weniger bzw. 
überhaupt keine Kinder gewünscht werden. 
Frauen wollen im Durchschnitt 1,74 und Männer 
1,57 Kinder haben. West-Ost-Unterschiede sind 
im Durchschnitt des Kinderwunsches kaum noch 
anzutreffen. Der Kinderwunsch der  Frauen ist im 
Osten mit 1,78 Kindern (Westen: 1,73) etwas 
höher und bei den Männern mit 1,46 Kindern 

Aussagen %
1. Ich habe Kinder gern, weil sie einem das Gefühl geben, wirklich gebraucht zu werden 68,6
2. Die engste Beziehung, die man überhaupt zu jemandem haben kann, ist die Beziehung zum eigenen Kind 67,6
3. Ich genieße es immer, wenn ich Kinder um mich habe 67,3
4. Wenn man sich als Vater oder Mutter bewährt hat, kann man mit seinem Leben rundum zufrieden sein 61,0
5. Ich glaube, dass man auch ohne Kinder glücklich sein kann 57,7
6. Glücklich und zufrieden kann man sich in unserer heutigen modernen Welt nur in der Familie, zu Hause mit 

seinen Kindern fühlen
45,8

7. Kinder zu haben ist eine Verpfl ichtung gegenüber der Gesellschaft 45,5

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 6:  Bedeutung von Kindern für Eltern, Deutschland 
(Anteile der Antworten „stimme voll zu“ und „stimme eher zu“ / in %) 

Der Kinderwunsch wird üblicherweise mit der Frage ermittelt, wie 
viele Kinder haben Sie schon und wie viele Kinder möchten Sie 
noch haben.  Mit dieser Fragestellung wird die gewollte Zahl der 
Kinder in Abhängigkeit von den gegebenen Lebensumständen 
betrachtet. Der Kinderwunsch sagt etwas darüber aus, wie hoch 
das Geburtenniveau etwa wäre, wenn alle Kinderwünsche erfüllt 
würden. Allerdings sollte nicht vom Kinderwunsch unmittelbar 
auf das tatsächliche Verhalten geschlossen werden, da immer 
ungeplante Umstände eintreten können.

Davon zu unterscheiden ist der ideale Kinderwunsch, der von 
den gegebenen Lebensumständen abstrahiert und zeigt, wie 
viele Kinder gewünscht sind, wenn alle Bedingungen so wären, 
wie man sie sich für eine Familiengründung vorstellt.

Definition:  
Kinderwunsch
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(Westen: 1,59) etwas niedriger. Es sind also vor 
allen Dingen die Männer, die ihren Kinderwunsch 
deutlich reduziert haben. Sieht man sich die Ver-
teilungen nach der Kinderzahl an, ist noch immer 
eine Orientierung auf die Familie mit zwei Kin-
dern zu beobachten (Tab. 7). 53,1 % der Frauen 
und 40,9 % der Männer favorisieren im Durch-

schnitt für Deutschland diese Familiengröße. Die 
zweitgrößte Gruppe sind aber bereits diejeni-
gen, die keine Kinder haben wollen. 14,6 % der 
Frauen und 26,3 % der Männer geben an, sich 
keine Kinder zu wünschen. Ausgeprägt ist dies 
insbesondere bei den westdeutschen Männern 
(27,2 %), während Frauen in Ostdeutschland nur 
zu 5,8 % kinderlos bleiben wollen.

Wenn auch in den Durchschnitten keine West-
Ost-Unterschiede mehr auffi ndbar sind, zeigt 
die Aufteilung des Kinderwunsches nach der 
Kinderzahl noch immer Besonderheiten. Im Os-
ten ist der Kinderwunsch weniger auf Kinderlo-
sigkeit, dafür aber mehr auf die Ein-Kind-Familie 
ausgerichtet. 

Die deutliche Orientierung auf Kinderlosigkeit 
ist aus Kinderwunschforschungen in diesem 
Ausmaß bisher nicht bekannt und zeigt, dass 
bereits im Wunsch nach Kindern eine Vorent-
scheidung zwischen Kinder haben und kinder-
los bleiben getroffen wird. Dies gilt als ein Indiz 
der Ausbreitung freiwilliger Kinderlosigkeit. 

Nicht überraschend ist hingegen der geringe 
Wunsch nach 3 und mehr Kindern. 15,3 % der 
Frauen und 17,8 % der Männer wollen drei oder 
mehr Kinder haben. 

Ein noch deutlicheres Bild über den niedrigen 
Kinderwunsch ergibt sich, wenn man nur die 
Aussagen der Kinderlosen im Alter zwischen 20 
und 39 Jahren betrachtet. Sie wünschen sich im 
Durchschnitt nur 1,3 Kinder. 36 % der Kinderlo-

sen wollen auch kinderlos bleiben. 10 % möch-
ten ein Kind, 43 % hätten gern 2 Kinder und 8 % 
möchten 3 Kinder. Auch in dieser Gruppe ist die 
Orientierung auf die Zwei-Kind-Familie erkenn-
bar.  Ein beachtlicher Teil der Befragten in dieser 
Altersgruppe (27 %) hat allerdings noch keine 
Vorstellung über die zukünftige Kinderzahl. 

Diese Ergebnisse haben den Diskussionen um 
das niedrige Geburtenniveau in Deutschland 
neuen Nährstoff gegeben. Vom BMFSFJ ist der 
Begriff der bevölkerungsorientierten Familien-
politik geprägt und mit der Fragestellung ver-
bunden worden, wie aus einer wachstumsorien-
tierten Sicht ein Anstieg der Geburtenzahlen mit 
einer Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit und 
besseren Bildungschancen für Kinder einherge-
hen kann. 

Für das BiB stellte sich in diesem Kontext u.a. 
die Frage, ob sich mit dem niedrigen Kinder-
wunsch eine nachhaltige Barriere für eine Erhö-
hung der zusammengefassten Geburtenziffer 
aufgetan hat und welche Gründe in der heutigen 
Zeit gegen die Geburt von Kindern sprechen. Un-
bestritten ist, dass ein niedriger Kinderwunsch, 
insbesondere wenn er mit einer gewünschten 
Kinderlosigkeit einhergeht, einen Anstieg der 
Geburtenhäufi gkeit erschwert und der Fami-
lienpolitik wenig Spielraum lässt. Angesichts 
solcher Fragestellungen hat sich das BiB weiter 
intensiv mit der Kinderwunschforschung be-
fasst. Einerseits hat es einen Methodenwork-
shop organisiert, der sich mit dem Problem 
der Kinderwunschmessung befasste. Ohne im 
Detail auf den Workshop und seine Ergebnisse 
eingehen zu können, wurden Probleme bei der 
Formulierung der Kinderwunschfrage oder der 
Genauigkeit der Kinderwunschmessungen er-
örtert. Diskutiert wurde zum Beispiel, dass die 
ermittelten Kinderwünsche in verschiedenen 
Befragungen voneinander abweichen. Die Grün-
de für diese unterschiedlichen Ergebnisse sind 
vielfältig und beginnen bereits mit der konkre-
ten Fragestellung, die das Ergebnis im Falle des 
Kinderwunsches stark beeinfl usst. So gilt ganz 
allgemein, dass die genannte Kinderzahl umso 
niedriger ist, je direkter auf die persönliche Situ-
ation abgestellt wird und je konkreter und enger 
der Zeitraum ist, nach dem gefragt wird.

Andererseits sind die im Generations and Gen-
der Survey zum Kinderwunsch erzielten Ergeb-
nisse detailliert ausgewertet und in Zusammen-
arbeit mit der Robert-Bosch-Stiftung unter dem 
Titel „Kinderwünsche in Deutschland - Konse-

Tab. 7: Kinderwunsch nach der Zahl der gewünschten Kinder und 
im Durchschnitt (in %) 

Kinderzahl  Früheres Bundes-
gebiet

Neue Bundesländer

Frauen Männer Frauen Männer

keine Kinder 16,6 27,2 5,8 21,1
ein Kind 14,5 13,0 28,7 24,2
zwei Kinder 53,7 40,0 50,6 45,0
drei Kinder 11,6 16,2 11,6 7,6
vier und mehr Kinder 3,7 3,5 3,3 2,0
Durchschnittliche 
Kinderzahl 1,73 1,59 1,78 1,46

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003
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quenzen für eine nachhaltige Familienpolitik“ 
veröffentlicht worden. Die in den Analysen er-
zielten Ergebnisse waren eher ernüchternd und 
lassen einen nachhaltigen Geburtenanstieg un-
wahrscheinlich erscheinen. 

Der für Deutschland in der ersten Welle der GGS-
Befragung (vgl. Projektbeschreibung GGS auf 
der Seite  86) 2005 ermittelte durchschnittliche 
Kinderwunsch von 1,75 entspricht fast exakt 
dem in der PPAS erzielten Ergebnis von 1,74. 
Aufmerksam gemacht wurde in der Studie auch 
auf die Besonderheit der deutschen Situation. 
In Europa will niemand so wenig Kinder wie die 
Deutschen. Ebenfalls sehr niedrige Kinderwün-
sche fi nden sich in Österreich und Italien. Bestä-
tigt hat sich auch der hohe Wunsch nach Kinder-
losigkeit bei den deutschen Männern.

Sehr wichtig für die Zahl der geborenen Kinder 
ist die rechtzeitige Verwirklichung der Kinder-
wünsche. So sagten im GGS von den bislang 
kinderlosen Frauen im Alter zwischen 20 und 29 
Jahren ein Drittel, dass sie auch weiterhin kin-
derlos bleiben wollen. Bei den 30- bis 39-Jähri-
gen erhöhte sich dieser Anteil schon auf 64 %, 
und in der Altersgruppe der 40- bis 49-Jährigen 
wollten 96 % der Frauen, die bis zu diesem Zeit-
punkt kinderlos geblieben waren, auch endgül-
tig kein Kind mehr. Dieses Ergebnis stützt die 
These, dass einer der Wege in die Kinderlosig-
keit über das stetige Hinausschieben der Geburt 
des ersten Kindes führt. Kinderlosigkeit kann 

damit auch als ein 
Effekt des kontinu-
ierlich steigenden 
durchschnittlichen 
Gebäralters inter-
pretiert werden. 

Gründe gegen die 
Geburt von Kindern

In der PPAS ist de-
tailliert nach Grün-
den gefragt worden, 
die der Geburt ei-
nes weiteren Kin-
des im Wege stehen 
(Tab. 8). Am häu-
fi gsten wurden ne-
ben den Gründen, 
die sich aus beson-
deren Situationen 
in unterschiedlichem Lebensalter ergeben, die-
jenigen Gründe genannt, die mit der privaten 
Lebenssituation verbunden sind. 

Es bedarf keiner weiteren Erklärung, dass die 
über 30-Jährigen und insbesondere die über 
40-Jährigen am häufi gsten sagen, dass sie kei-
ne Kinder mehr möchten, weil ihr Kinderwunsch 
bereits erfüllt ist bzw. man sich als zu alt sieht.

Unter den privaten Lebensumständen ist es vor 
allem die Partnersituation (man lebt allein oder 
hat keinen festen Partner), die die Erfüllung des 

Grund   Altersgruppen

20-29 30-39 40-49
1. Ich lebe alleine und habe keinen festen Partner 83,1 74,4 56,3
2. Ich habe schon so viele Kinder, wie ich möchte, bzw. ich möchte 

keine Kinder
41,7 76,2 80,1

3. Ich mache mir zu viele Sorgen darüber, welche Zukunft meine  
Kinder erwartet

59,4 55,2 53,9

4. Ich möchte meinen jetzigen Lebensstandard beibehalten 61,8 52,4 47,2
5. Ein (weiteres) Kind würde zu hohe Kosten verursachen 47,8 41,4 42,6
6. Ich bin / mein Partner ist zu alt 11,8 20,8 58,6

7. Mein Partner ist dagegen 31,6 25,5 36,7
8. Ich könnte mein Leben nicht mehr so genießen wie bisher 39,9 27,8 29,6
9. Ich könnte es nicht mit meiner Berufstätigkeit vereinbaren 41,6 35,7 36,1

10. Ich müsste Freizeitinteressen aufgeben 44,5 22,0 23,2
11. Mein Gesundheitszustand erlaubt es nicht 25,9 20,5 29,0
12. Meine Partnerschaft funktioniert nicht so, wie ich es mir 

vorstelle
26,6 17,1 20,8

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 8: Gründe gegen ein (weiteres) Kind bei Frauen nach Altersgruppen, Deutschland 
(Anteile der „sehr wichtig“- und „wichtig“-Antworten / in %)  
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Kinderwunsches verhinderte. Nicht verwun-
derlich ist, dass 83,1 % der unter 30-Jährigen 
diesen Grund als sehr wichtig oder wichtig ein-
stufen. Aber auch bei den Frauen in der Alters-
gruppe von 30 bis 39 Jahren spielt dieser Grund 
eine wichtige Rolle (74,4 %).

In den nachfolgenden Argumenten kommen die 
Ängste über die Zukunft, die das Kind erwarten 
würde, und die hohen Kinderkosten zum Aus-
druck. Sorgen über die Zukunft der Kinder sind in 
allen drei Altersgruppen ähnlich stark ausgeprägt. 
Zwischen 59,4 % (20- bis 29-Jährige) und 53,9 
% (40- bis 49-Jährige) hielten diesen Grund für 
wichtig oder sehr wichtig. Sorgen darüber, dass 
sich der Lebensstandard verschlechtern könnte, 
sind bei den Jüngeren mit weniger gesicherten 
sozialen Positionen stärker ausgeprägt. 61,8 % 
der unter 30-Jährigen gaben diesem Grund eine 
(sehr) hohe Bedeutung. In den nachfolgenden Al-
tersgruppen gehen die Anteile der „sehr wichtig“ 
und „wichtig“ Antworten auf 52,4 % bzw. 47,2 % 
zurück, bleiben im Vergleich mit anderen Grün-
den aber auf einem relativ hohen Niveau. Als 
ähnlich bedeutsam wird ein Grund gesehen, der 
ebenfalls den Kostenfaktor abbildet. „Ein (wei-
teres) Kind würde zu hohe Kosten verursachen“ 
ist von 47,8 % (Altersgruppe 20 - 29 Jahre), 41,4 
% (30 - 39 Jahre) und 42,6 % (40 - 49 Jahre) als 
„wichtig“ oder „sehr wichtig“ bewertet worden. 

Danach folgen erneut persönliche Gründe, die 
gegen die Geburt von Kindern sprechen, denen 
aber bereits deutlich weniger Bedeutung bei-

gemessen wurde. Es sind die Einschätzungen, 
selbst zu alt für ein (weiteres) Kind zu sein bzw. 
der Partner ist gegen die Geburt eines Kindes.  

Eine relativ niedrige Bedeutung ist den freizeit- 
und berufsrelevanten Argumenten beigemes-
sen worden. „Ich könnte mein Leben nicht mehr 
so genießen”, „ich könnte es nicht mit der Be-
rufstätigkeit vereinbaren” oder „ich müsste die 
Freizeitinteressen aufgeben” spielen als Grün-
de gegen die Erfüllung des Kinderwunsches im 
Durchschnitt der Befragten keine übergeordne-
te eine Rolle. Allerdings sollte nicht übersehen 
werden, dass gerade bei den jüngeren Befrag-
ten diese Gründe eine höhere Bedeutung als bei 
den Älteren besitzen. Der Gesundheitszustand 
und Krisen in der Paarbeziehung sind nahezu 
bedeutungslos. 

Mit den Daten des GGS sind darüber hinaus ei-
nige spezielle Analysen vorgenommen worden.  
Es zeigte sich:

Anstieg der Lebensfreude ist begrenzt

Der „Nutzen“ von Kindern ist in der heutigen 
Gesellschaft überwiegend emotionaler Natur 
(Liebe, Glück, Zufriedenheit). Dies scheint für 
immer weniger Menschen persönliche Gültig-
keit zu besitzen. Von den befragten Frauen und 
Männern gehen nur etwa ein Viertel davon aus, 
dass ein erstes bzw. ein weiteres Kind ihre Le-
bensfreude und -zufriedenheit erhöhen würde. 
Fast zwei Drittel erwarten dagegen keine we-
sentlichen Veränderungen. Bei den Kinderlosen 

zeigt sich ein etwas positiveres 
Bild. 44 % rechnen mit höherer 
Lebensfreude und -zufrieden-
heit, während 46 % indifferent 
bleiben (Abb. 17). Eltern mit ei-
nem Kind verbinden mit der Ge-
burt eines weiteren Kindes be-
reits zu 65 % keine Veränderung 
ihrer Lebensfreude mehr. Diese 
Ergebnisse zeigen, dass Kinder 
haben natürlich von hoher emo-
tionaler Bedeutung ist, dies aber 
bereits durch wenige Kinder er-
reicht werden kann.   

Kein höheres Prestige durch  
Kinder

Es war im GGS nur eine klei-
ne Gruppe von Befragten, die 
glaubt, dass die Geburt eines 
weiteren Kindes die Meinung 
„der Leute“ über sie verbessern 

Abb. 17:  Bewertung der Folgen der Geburt von Kindern für Lebensfreude und  
 Zufriedenheit (in %)
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würde. Der Großteil war der Auf-
fassung, dass eine Geburt an der 
Anerkennung von Freunden und 
Nachbarn nichts ändern würde. 
Bei den Kinderlosen sind es im-
merhin 18 % der Männer und 
13 % der Frauen, die eine Verbes-
serung des eigenen Ansehens 
erwarten. Im Gegensatz dazu 
glaubt ein Fünftel der Eltern, die 
schon drei oder mehr Kinder ha-
ben, dass sich mit einer weiteren 
Geburt die Meinung des sozialen 
Umfelds verschlechtern würde. 

Elternschaft ist zu einem Wert 
unter vielen geworden 

Weder Frauen noch Männer se-
hen Kinder als unerlässlich für 
ein erfülltes Leben an. Kinder 
sind zu einem Wert unter meh-
reren geworden, die sinnstiftend 
für das Leben sein können. Kin-
der sind nicht unwichtig, nehmen aber auch kei-
ne Sonderrolle unter den Biographieoptionen 
mehr ein. Die Hälfte der  befragten Frauen in der 
Altersgruppe 20 - 39 Jahre sind der Meinung, 
dass Kinder für ein erfülltes Frauenleben nicht 
mehr notwendig sind. Diese Einstellung ist ins-
besondere bei Kinderlosen in stärkerem Maße 
ausgeprägt. 

Frauen befürchten Verschlechterungen ihrer  
beruflichen Chancen

Die Sicherheit des Arbeitsplatzes 
ist eine der wichtigsten Bedin-
gungen für die Erfüllung des Kin-
derwunsches. Daher stimmen die 
nachfolgenden Ergebnisse sehr 
bedenklich. Zwei Drittel der Frau-
en rechnen mit einer deutlichen 
Verschlechterung ihrer Beschäf-
tigungschancen, falls sie (noch) 
ein Kind bekommen würden. Die-
ser Anteil sinkt mit mehreren Kin-
dern, erreicht aber bei Frauen mit 
drei oder mehr Kindern immerhin 
noch 58 %. Männer hingegen se-
hen ihre Beschäftigungschancen 
durch die Geburt von Kindern 
kaum betroffen. 80 % antwor-
teten mit „weder noch“, 16 % 
erwarten eine Verschlechterung 
(Abb. 18).

Einschränkungen des Freiraums durch Kinder

Die Ergebnisse zeigen, dass erwartete Verände-
rungen im Lebensstil und bei den Freizeitinter-
essen ein Hindernis für die Erfüllung des Kin-
derwunsches darstellen. Vor allem Kinderlose 
betrachten Kinder als Einschränkung des eige-
nen Freiraums. Frauen sehen eine Verschlech-
terung ihrer Freizeitsituation, während Männer 
stärker von einer unveränderten Lage ausgehen. 
Frauen erwarten zu 59 % eingeschränkte Freiräu-
me, während es  bei den Männern 46 % sind. 

Abb. 18: Bewertung der Folgen der Geburt von Kindern für die Beschäftigungs- 
chancen  (in %)
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Abb. 19: Bewertung der Folgen der Geburt eines (weiteren) Kindes für die   
finanzielle Situation (in %)
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Kinder kosten Geld - Finanzielle Sorgen

Ein sehr wichtiger Grund, der für eine Entschei-
dung gegen Kinder genannt wurde, war die Be-
fürchtung, dass sich die fi nanzielle Situation 
verschlechtern könnte. 65 % der Frauen und 
60 % der Männer waren dieser Auffassung 
(Abb. 19). 36 % Männer und 33 % Frauen gin-
gen davon aus, dass sich die fi nanzielle Situa-
tion weder verschlechtern noch verbessern wür-
de. Es ist anzunehmen, dass sich die stärkeren 
Befürchtungen der Frauen daraus erklären, dass 
üblicherweise sie es sind, die nach der Geburt 
ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen, einschrän-
ken oder aufgeben, wodurch sich das zweite 
Einkommen reduziert oder wegbricht und die 
fi nanzielle Abhängigkeit vom Partner steigt. 

Strukturelle Rücksichtslosigkeiten gegen-
über Kindern

Wie viele Kinder geboren werden, hat auch 
mit dem familienfreundlichen Klima in der Ge-

sellschaft zu tun. Franz-Xaver Kaufmann hat in 
diesem Kontext das Konzept von der strukturel-
len Rücksichtslosigkeit der Gesellschaft gegen-
über den Familien entwickelt. Es besagt, dass 
in den Bereichen Wirtschaft, Gesellschaft und 
Bildung zu wenig auf die Belange von Familien 
eingegangen wird. Dies lässt sich nur an ganz 
konkreten Sachverhalten beurteilen, von denen 
wir einige alltägliche Bedingungen des Lebens 
mit Kindern in der Öffentlichkeit zur Diskussion 
gestellt haben. Es zeigt sich, dass die Befragten 
vor allen Dingen der Auffassung sind, dass auf 
die Belange der Kinder im Straßenverkehr zu we-
nig Rücksicht genommen wird und dass es eine 
Intoleranz im Wohnumfeld gegenüber Kindern 
gibt, wenn diese laut sind. 72,0 % und 65,9 % 
stimmen diesen Aussagen zu. Weniger kritisch 
wird das Vorhandensein von Kinderspielplätzen 
in der Nachbarschaft und die Benutzung öffent-
licher Verkehrsmittel mit kleinen Kindern gese-
hen. Deutschland kann in vielen Punkten kin-
derfreundlicher werden - diese gehören dazu.  
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Eheschließungshäufigkeit

Die Zahl der Eheschließungen 
ist ähnlich wie die Geburtenhäu-
fi gkeit seit den 1960er Jahren 
deutlich gesunken. Im Jahr 2007 
sind in Deutschland 368.922 
Ehen geschlossen worden. Die 
Zahl der Eheschließungen folgt 
damit einem kontinuierlich sin-
kenden Trend, der nur in Ausnah-
mejahren unterbrochen worden 
ist. Im Jahr 1960 haben 689.028 
Eheschließungen stattgefunden, 
1990 waren es noch 516.388. 

Der tendenzielle Rückgang der 
Eheschließungen ist seit der 
zweiten Hälfte der 1970er Jahre 
in erster Linie auf den Rückgang 
der Zahl der Personen in den Al-
tersjahren mit der höchsten Hei-
ratsintensität zurückzuführen. 

Der Verlauf der Heiratsneigung wird in aller Re-
gel mit der zusammengefassten Erstheiratsziffer 
beschrieben, die über den Trend Auskunft gibt, 
aber nicht als Anteil der jemals Heiratenden 
interpretiert werden kann (vgl. Defi nitionsbox 
zusammengefasste Erstheiratsziffer). Die Abbil-
dung 20 zeigt  für das frühere Bundesgebiet und 
die neuen Bundesländer sehr unterschiedliche 
Verläufe. Parallel zum Geburtenrückgang hat 
sich im früheren Bundesgebiet in der Zeit von 
Europe‘s Second Demographic Transition mit 

dem Geburtenrückgang auch eine Verringerung 
der Heiratsintensität eingestellt. Der Rückgang 
der zusammengefassten Erstheiratsziffer fand 
in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre seinen 
Abschluss. Seither ist das Niveau wie bei der 
Geburtenhäufi gkeit stabil niedrig. In der ehe-
maligen DDR ist die zusammengefasste Ersthei-
ratsziffer leicht gesunken und damit auf einem 
höheren Niveau verblieben. Ebenfalls parallel 
zum Geburtenrückgang ist die Heiratsneigung 
1990/1991 drastisch gesunken. Es wird ange-
nommen, dass mit dem Verzicht auf die Geburt 
von Kindern in dieser Zeit das zentrale Hei-
ratsmotiv entfallen ist. Nachfolgend sind die 

zusammengefassten Ersthei-
ratsziffern wieder angestiegen 
und erreichten 2007 sogar ein 
etwas höheres Niveau als im 
früheren Bundesgebiet.

Soll der Anteil der Erstehe-
schließungen je 100 Ledige 
gezeigt werden, müssen die 
Ergebnisse von Erstheiratsta-
feln herangezogen werden. 
Danach gehen gegenwärtig 
im früheren Bundesgebiet 
77 % der Frauen und 67 % 
der Männer eine Erstehe ein. 

Eheschließungen

Eheschließungen 

Abb. 20:  Zusammengefasste Erstheiratsziffern der Frauen im früheren   
Bundesgebiet und den neuen Bundesländern, 1960 - 2007  

Die zusammengefassten Erstheiratsziffern sind die Summe der 
altersspezifi schen Erstheiratsziffern (ledige Eheschließende be-
zogen auf die ledige Bevölkerung im jeweiligen Alter, aufsum-
miert bis zum Alter von 50 Jahren). Sie können jedoch nicht als 
der Anteil derjenigen interpretiert werden, die zumindest einmal 
in ihrem Leben heiraten, da die Addition der altersspezifi schen 
Erstheiratsziffern den Wert 100 für 100 Ledige überschreiten 
kann (vgl. Abb. 19 für den Zeitraum vor 1970). Der exakte Anteil 
der Erstheiratenden von 100 ledigen Personen kann nur über die 
Berechnung von Erstheiratstafeln ermittelt werden. 

Definition:  
Zusammengefasste Erstheiratsziffer
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Anfang der 1970er Jahre waren dies noch 93 %  
bei den Frauen und 87 % bei den Männern. In 
den neuen Bundesländern ist die hohe Heirats-
neigung bis zum Ende der DDR bestehen geblie-
ben. Noch 1990 heirateten 92 % der Frauen und 
88 % der Männer zumindest einmal im Leben. 
Inzwischen hat sich die Heiratshäufi gkeit in den 
neuen Bundesländern dem niedrigen westdeut-
schen Niveau angeglichen.    

Anstieg des Erstheiratsalters

Das durchschnittliche Erstheiratsalter steigt 
wie das durchschnittliche Alter der Mütter bei 
der Geburt ihrer Kinder weiterhin kontinuierlich 
an (Abb. 21). Im Jahr 2007 heirateten ledige 
Männer im Durchschnitt im Alter von 32,7 Jah-
ren. Bei den Frauen betrug der Wert 29,8 Jahre. 
Selbst die Anstiege gegenüber 1991 (Männer: 

28,5 Jahre, Frauen: 26,1 Jahre) 
sind beträchtlich. Die Anfang 
der 1990er Jahre bestehenden 
Unterschiede von ca. 2 Jahren 
zwischen dem früheren Bun-
desgebiet und den neuen Bun-
desländern sind komplett ver-
schwunden. 

Bewertung der rückläufigen 
Heiratsneigung

Der Rückgang der Zahl der Ehe-
schließungen wird etwa im Ver-
gleich zum Geburtenrückgang 
oder der steigenden Schei-
dungshäufi gkeit weniger kritisch 
gesehen. 50 % sagten in der Po-
pulation Policy Acceptance Stu-
dy, dass sie diesen Trend weder 
positiv noch negativ bewerten. 

41 % schätzten diesen Trend überwiegend oder 
sehr negativ ein. Die stärker distanzierte Bewer-
tung der rückläufi gen Heiratsneigung ist ebenso 
wie die vergleichbare Sicht auf den Anstieg der 
Zahl nichtehelicher Geburten von einer wach-
senden Distanz gegenüber der Ehe in einem Teil 
der Bevölkerung geprägt (vgl. Die Bewertung der 
sozialen Institution „Ehe“, S. 59).  

Gründe für das Aufschieben der   
Eheschließungen

Die niedrige Geburten- und Heiratshäufi gkeit 
geht nicht nur mit der späten Geburt der Kin-
der, sondern auch mit  auch mit immer späteren 
Eheschließungen einher. Die Gründe dafür wer-
den vor allem in veränderten Einstellungen der 
jüngeren Bevölkerung und der wirtschaftlichen 

Abb. 21:  Durchschnittliches Erstheiratsalter der Frauen im früheren Bundesgebiet 
und den neuen Bundesländern, 1990 - 2007 
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Grund %

1. Der wachsende Wunsch junger Menschen nach Unabhängigkeit und Selbständigkeit 75,5

2. Die Probleme für junge Menschen, eine Arbeit zu fi nden 73,7

3. Die zunehmende Akzeptanz von nichtehelichen Lebensgemeinschaften 61,9

4. Die Weigerung, Verantwortung zu übernehmen 59,3

5. Einkommen, die für eine Heirat zu niedrig sind 58,3

6. Die sinkende Wertschätzung der Ehe 57,1

7. Die Möglichkeit intimer Beziehungen auch außerhalb der Ehe 50,5

8. Die Vorteile und Annehmlichkeiten, die es mit sich bringt, wenn man bei den  Eltern wohnt 49,4

9. Dass mit der späteren Geburt der Kinder auch die Heirat aufgeschoben wird 47,5

10. Die schwierige Lage auf dem Wohnungsmarkt 47,0

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 9: Gründe für das Aufschieben der Eheschließung, Frauen und Männer, Deutschland (Anteile der „sehr wichtig“- 
und „wichtig“- Antworten / in %)  
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Situation gesehen (Tab. 9). Die mit Abstand als 
am wichtigsten eingestuften Argumente sind das 
Streben junger Menschen nach Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit und die Probleme, Arbeit zu 
fi nden. Als wichtig für die späte Familiengrün-
dung wurden auch die Akzeptanz nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften und die Weigerung, die 
mit einer Familiengründung entstehende Verant-
wortung zu übernehmen, genannt. Als ähnlich 
wichtig wurden die für eine Heirat zu niedrigen 
Einkommen und die sinkende Wertschätzung 
der Ehe eingestuft.      

In Ostdeutschland werden in stärkerem Maße 
materielle Gründe (die Probleme junger Men-
schen, eine Arbeit zu fi nden und zu niedrige 
Einkommen) als Ursachen für aufgeschobene 
Eheschließungen angegeben. Veränderte Ein-
stellungen zur Institution Ehe, die sinkende 
Wertschätzung der Ehe und die stärkere Ak-
zeptanz nichtehelicher Lebensgemeinschaften 
werden dagegen weniger als verursachend an-
gesehen. Auch wird von den jungen Menschen 
im Osten seltener angegeben, dass sie sich wei-
gern, Verantwortung durch Familienbildung zu 
übernehmen.  

Die Bewertung der sozialen Institution Ehe

Die Bewertung der sozialen Institution der Ehe 
war anhand von vier Aussagen vorzunehmen: 
Erstens „Die Ehe ist eine überholte Einrichtung“, 
zweitens „Es ist in Ordnung, wenn ein Paar zu-
sammenlebt ohne die Absicht zu heiraten“, 
drittens „Verheiratete Menschen sind norma-
lerweise glücklicher als nicht verheiratete“ und 
viertens „Das Zusammenleben von Mann und 
Frau ist nur in einer Ehe akzeptabel“ (Tab. 10).

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass es keine 
generelle Ablehnung der sozialen Institution Ehe 
gibt. 76 % haben die Aussage, dass die Ehe eine 
überholte Einrich-
tung ist, nicht akzep-
tiert, während nur 
24 % zustimmend 
geantwortet haben. 
Dahinter sind al-
lerdings deutliche 
Bewertungsunter-
schiede verborgen. 
Einerseits stimmen 
Jüngere der Aussa-
ge deutlich stärker 
zu und andererseits 
sind es die Befrag-

ten in den neuen Bundesländern, die der Institu-
tion Ehe distanzierter gegenüberstehen. So fand 
sich bei den Männern in den neuen Bundeslän-
dern in der Altersgruppe 20 - 29 Jahre mit 41 % 
der höchste Grad der Zustimmung. Bei den Män-
nern im früheren Bundesgebiet waren es 38 %. 
Frauen hingegen sehen die Institution weniger 
kritisch. In der gleichen Altersgruppe akzeptier-
ten die Aussage 27 % (West) bzw. 32 % (Ost). 
Bei den Älteren sind die Zustimmungsanteile 
deutlich niedriger. In der Altersgruppe 50 - 65 
Jahre sahen nur 11 - 15 % die Ehe als eine über-
holte Einrichtung an. 

Bereits bei der Beurteilung der demographi-
schen Trends hat sich gezeigt, dass Ehe und 
partnerschaftliches Zusammenleben nicht mehr 
unbedingt zusammengehören. Dies bestätigt 
sich, wenn die Bewertung unverheirateten Zu-
sammenlebens betrachtet wird. Der Aussage 
„Es ist in Ordnung, wenn ein Paar zusammen-
lebt ohne die Absicht zu heiraten“ wurde von 
der überwiegenden Mehrheit von 86 % zuge-
stimmt. Gleichzeitig lehnten es 88 % ab, dass 
das Zusammenleben von Frau und Mann nur in 
einer Ehe akzeptabel ist (Tab. 10). Bei der dif-
ferenzierten Betrachtung nach Alter, Geschlecht 
und West-Ost zeigen sich ähnliche Unterschiede 
wie bei der Bewertung der Ehe als Institution.

Darüber hinaus wird in der Bevölkerung auch 
nicht angenommen, dass das Verheiratetsein 
Glück und Lebensfreude steigert. 72 % vertra-
ten die Meinung, dass verheiratete Menschen 
normalerweise nicht glücklicher sind als unver-
heiratete (Tab. 10). 

Es zeigt sich, dass die Institution Ehe nach wie 
vor in der Bevölkerung akzeptiert ist, sie aber bei 
der Verhaltensorientierung (man muss heiraten, 
um zusammenzuleben und Kinder zu haben)  an 
Bedeutung eingebüßt hat.

Grund Prozent

Zustimmung Ablehnung

1. Die Ehe ist eine überholte Einrichtung 24 76
2. Es ist in Ordnung, wenn ein Paar zusammenlebt ohne die 

Absicht zu heiraten
86 14

3. Verheiratete Menschen sind normalerweise glücklicher als
nicht verheiratete

28 72

4. Das Zusammenleben von Mann und Frau ist nur in einerr 
Ehe akzeptabel

12 88

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 10: Zustimmung und Ablehnung zu Aussagen über die Einstellungen zur Ehe (in %)  
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Familien 2007

Nach dem Mikrozensus des Jahres 2007 lebten 
in Deutschland 12,3 Millionen Familien, wobei 
zu den Familien alle Lebensformen von Erwach-
senen mit Kindern in einem Haushalt gezählt 
wurden. In den 12,3 Millionen Familien war 
in 8,6 Millionen Familien das jüngste Kind un-
ter 18 Jahre und in 3,7 Millionen Familien das 
jüngste Kind mindestens 18 Jahre.  Betrachtet 
man nur die Familien mit dem jüngsten Kind un-
ter 18 Jahre, setzen diese sich aus 6,3 Millionen 
Ehepaaren, 675 Tausend Lebensgemeinschaf-
ten mit Kindern und 1,6 Millionen Alleinerzie-
henden zusammen. Im allgemeinen Verständnis 
von Familie allerdings, zu der dann auch Eltern-
Kind-Beziehungen in räumlicher Distanz gezählt 
werden, ist die Zahl der bestehenden Familien 
deutlich größer.

Wertschätzung der Familie

Die Familie genießt in Deutschland nach wie vor 
eine sehr hohe Wertschätzung. Das haben nicht 
nur die Surveys des Bundesinstituts für Bevöl-
kerungsforschung gezeigt, vielmehr ist dieses 
Ergebnis in einer Vielzahl familiensoziologischer 
Forschungen kontinuierlich bestätigt worden. 
Seitens des BiB ist dieser Frage sowohl in der 
PPAS als auch im GGS nachgegangen worden.   

In der PPAS ist eine Batterie von 16 Wertori-
entierungen abgefragt worden. Es zeigte sich, 
dass Kinder- und Partnerorientierungen in der 
Wertehierarchie die vorderen Plätze einnehmen 

(Tab. 11). Im Einzelnen sind das: Erstens „Mit 
seinem Partner in Harmonie zusammenleben“, 
zweitens “In der Lage sein, seinen Kindern ge-
nug Liebe und Aufmerksamkeit zu widmen“ und 
drittens „Seinen Kindern eine gute Ausbildung 
ermöglichen“. Im Rahmen einer Faktorenanalyse 
konnten vier grundlegende Orientierungen er-
mittelt werden:

1. Der Faktor Partnerschaft und Kinder (den 
Kindern Liebe und Aufmerksamkeit geben, 
ihnen eine gute Ausbildung ermöglichen, 
eine harmonische Partnerschaft führen).  

2. Der Faktor Selbstverwirklichung und Freizeit 
(nach Selbstverwirklichung streben, Urlaub 
und Zeit für Freunde haben und außerhalb 
der Familie anerkannt sein). Dieser Faktor ist 
eng mit den auf Erwerbstätigkeit und Karrie-
re gerichteten Werten verknüpft.

3. Der Faktor Gleichstellung der Geschlechter 
und Vereinbarkeit (gleichmäßige Aufteilung 
der Hausarbeit, genug Zeit für Haushalt und 
Erwerbstätigkeit haben und Frau und Mann 
verdienen ihr eigenes Geld).

4. Der Faktor Einkommen und Wohlstand (schö-
nes und geräumiges Haus, Urlaub, genügend 
Geld haben). Hier ergibt sich ebenfalls eine 
enge Verknüpfung zu den erwerbsorientier-
ten Werten. 

In den Wertorientierungen sind mit dem Faktor 
„Familie“ und mit dem Faktor „Selbstverwirkli-
chung“ sowohl die Familienbildung fördernde als 
auch hemmende Wertedimensionen enthalten. 

Familie und Lebensformen 

Grund %

1. Mit seinem Partner in Harmonie zusammenleben 63,9

2. In der Lage sein, seinen Kindern genug Liebe und Aufmerksamkeit zu widmen 63,9

3. Seinen Kindern eine gute Ausbildung ermöglichen 63,6

4. Mit seiner Arbeit zufrieden sein 48,1

5. Genügend Geld / Einkommen haben 45,0

6. Nahestehenden Menschen Sicherheit bieten 38,0

7. Genug Zeit für sich selbst und die eigenen Interessen haben 34,1

8. Mindestens einmal im Jahr Urlaub haben 28,9

9. Genug Zeit für seine Freunde haben 21,4

10. In einem schönen und geräumigen Haus leben 20,6

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 11: Rangfolge der 10 wichtigsten Wertorientierungen nach dem Anteil der „sehr wichtig“ - Antworten (in %)



Familie und Lebensformen

61

Im GGS sind einige spezifi sche Aspekte der Fa-
milienorientierung untersucht worden, die den 
zur Bedeutung der Familie gewonnenen Eindruck 
stützen. 55 % haben der Aussage zugestimmt, 
dass man sich in unserer heutigen modernen 
Welt nur in der Familie, zu Hause mit Kindern 
wohlfühlen kann. 23 % haben dem nicht zuge-
stimmt. 68 % stimmen mit der Aussage über-
ein „Ich genieße es immer, wenn ich Kinder um 
mich habe“. 70 % gaben ihre Zustimmung zu 
dem Statement „Wenn man sich als Vater oder 
Mutter bewährt hat, kann man mit seinem Le-
ben rundum zufrieden sein“.  

Lebensformen 1996 und 2007 im Vergleich

In den letzten Jahren hat sich das BiB relativ 
ausführlich mit dem Wandel der Lebensformen 
in Deutschland beschäftigt. Die Größenordnung 
des Zusammenlebens in Familien bzw. die Ver-
teilung der Bevölkerung auf die einzelnen Le-
bensformen lässt sich am besten anhand des 
Konzepts „Lebensformen“ im Mikrozensus dar-
stellen (vgl. Definitionsbox „Lebensformen“).  

Dies ist 1996 erstmals in das Befragungspro-
gramm des Mikrozensus aufgenommen worden.

Im Zeitraum zwischen 1996 und 2007 hat sich in 
Deutschland der Wandel der Lebensformen wei-
ter fortgesetzt. Dazu wird zunächst die Situation 
in der Altersgruppe der 35- bis 39-jährigen Frau-
en betrachtet, in der bei den Hochqualifi zierten 
noch Geburten zu erwarten sind, ansonsten die 

Unter Lebensformen wird im Mikrozensus die Konstellation des 
Zusammenlebens nach dem Bezug zu Ehe, Partnerschaft und Kin-
dern verstanden. Danach ergeben sich 6 grundlegende Arten von 
Lebensformen: Alleinstehende, Alleinerziehende, nichteheliche 
Lebensgemeinschaften mit und ohne Kinder und Ehepaare mit 
und ohne Kinder. Aufgrund der Datenerhebung im Mikrozensus 
kann bei den Alleinstehenden und den Alleinerziehenden nicht 
ermittelt werden, ob sie in einer Partnerschaft mit getrennter 
Haushaltsführung leben. Bei den Kindern handelt es sich um die 
im Haushalt lebenden Kinder. 

Definition:  
Lebensformen

Lebensformen Jahr / Region

1996 2007

Deutschl. West* Ost** Deutschl. West* Ost**

1 Ehepaare / keine Kinder 8,6 9,9 4,0 8,9 9,6 5,8

2 Ehepaare / ein Kind 18,5 17,8 21,2 17,0 16,6 18,6

3 Ehepaare / zwei Kinder 34,3 33,2 38,6 28,2 29,4 22,8

4 Ehepaare / drei und mehr Kinder 14,1 15,2 10,0 10,7 11,6 6,6

5 Ehepaare mit Kindern 66,9 66,1 69,7 55,9 57,7 48,0

6 Ehepaare insgesamt 75,6 76,1 73,8 64,8 67,3 53,8

7 Nichteheliche Lebensgem. / keine Kinder 2,7 3,0 1,7 4,9 5,2 3,5

8 Nichteheliche Lebensgem. / ein Kind 1,7 1,3 3,1 3,2 2,3 7,4

9 Nichteheliche Lebensgem. / zwei Kinder 1,1 0,8 2,3 1,8 1,3 4,0

10 Nichteheliche Lebensgem. / drei u. m. K. 0,5 0,4 1,1 0,6 0,5 1,0

11 Nichteheliche Lebensgem. mit Kindern 3,4 2,5 6,6 5,6 4,1 12,4

12 Nichteheliche Lebensgem. insgesamt 6,1 5,5 8,3 10,5 9,3 16,0

13 Alleinstehende 8,9 9,9 5,2 13,0 13,2 12,3

14 Alleinererziehende / ein Kind 5,0 4,6 6,5 6,6 5,7 10,5

15 Alleinererziehende / zwei Kinder 3,3 3,0 4,7 3,8 3,4 5,8

16 Alleinererziehende / drei u. m. Kinder 1,1 1,0 1,5 1,3 1,2 1,7

17 Alleinerziehende insgesamt 9,4 8,5 12,7 11,7 10,3 18,0

Datenquelle: Mikrozensus 2007, Statistisches Bundesamt, * West ohne Berlin, ** Ost einschließlich Berlin
Die Prozentuierung erfolgte zeilenweise. Die Zeilen 6, 12, 13, 17 sowie 1-4, 7-10, 13 und 14-16 ergeben jeweils 100 %.

Tab. 12: Lebensformen von Frauen in der Altersgruppe 35 - 39 Jahre in Deutschland, 1996 und 2007 (in %)
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Familienbildung weitgehend abgeschlossen ist 
und der Auszug aus dem Elternhaus eher noch 
eine Seltenheit darstellt. Daher wird davon aus-
gegangen, dass die Anteile der Bevölkerung an 
den Lebensformen weitgehend die Situation 
der Familienbildung in Deutschland abbilden 
(Tab. 12). Nicht in die Betrachtung einbezogen 
wurden die gleichgeschlechtlichen Lebensge-
meinschaften. 

Sowohl 1996 als auch 2007 bilden die Ehe-
paare mit Kindern die Mehrheit innerhalb der 
Altersgruppe der 35- bis 39-Jährigen. Diese 
Mehrheit wird allerdings immer kleiner. Waren 
es in Deutschland 1996 noch 66,9 %, so ist die-
ser Anteil im Jahr 2007 auf 55,9 % gesunken. In 
den neuen Bundesländern ist dies 2007 bereits 
nicht mehr gegeben. Der Anteil der verheirateten 
Paare mit Kindern im Haushalt beträgt 48,0 %. 
Die Anteile der Ehepaare ohne Kinder haben 
sich kaum verändert. Es gilt nach wie vor, dass 
die Mehrheit der Bevölkerung verheiratet ist. Bei 
ebenfalls fallenden Anteilen sind dies 2007 im 
früheren Bundesgebiet 64,8 % (1996: 75,6 %) 
und in den neuen Bundesländern 53,8 % (1996: 
73,8 %). 

Dementsprechend haben die nichtehelichen 
Lebensformen einen Bedeutungszuwachs er-
fahren. Der Anteil der nichtehelichen Lebens-

gemeinschaften ist in Deutschland von 6,1 auf 
10,5 % angewachsen. Wieder sind die Größen-
ordnungen in beiden Regionen Deutschlands 
unterschiedlich. Ein Anstieg von 5,5 auf 9,3 % 
im früheren Bundesgebiet steht einer Erhöhung 
in den neuen Bundesländern von 8,3 auf 16,0 % 
gegenüber. Die erhöhten Anteile sind auf Anstie-
ge bei den nichtehelichen Lebensgemeinschaf-
ten sowohl mit als auch ohne Kinder zurückzu-
führen. Leichte Zuwächse fi nden sich auch bei 
den Alleinerziehenden. In Deutschland hat sich 
ihr Anteil von 9,4 auf 11,7 % erhöht. 2007 war 
ihr Anteil an den Lebensformen in den neuen 
Bundesländern mit 18,0 % fast doppelt so hoch 
wie im früheren Bundesgebiet mit 10,3 %. Die 
Zunahme des Anteils der Alleinlebenden ist in 
ähnlichen Dimensionen verlaufen. Er betrug in 
Deutschland im Jahr 1996 8,9 %, 2007 waren es 
13,0 %. Hier ist der Anteil im früheren Bundes-
gebiet mit 13,2 % gegenüber 12,3 % im frühe-
ren Bundesgebiet nur geringfügig höher. 

Betrachtet man über die verschiedenen Lebens-
formen hinweg das Zusammenleben mit Kin-
dern, lässt sich folgendes feststellen: Der An-
teil derjenigen, die ohne Kinder leben, hat sich 
erhöht (Abb. 22). Der Anteil der Frauen in der 
Altersgruppe 35 bis 39 Jahre, die ohne Kinder 
im Haushalt leben, hat sich von 20,3 auf 26,8 % 

erhöht. Im Westen 
hat sich der bekannte 
Anstiegstrend fortge-
setzt (1996: 22,8 %, 
2007: 28,0 %). Der 
Anstieg im Osten ist 
deutlicher ausgefallen 
(1996: 11,0 %, 2007: 
21,6 %) und hat damit 
zu einer Annäherung 
an die Situation im 
früheren Bundesge-
biet geführt.  

Der Anteil der Fami-
lien mit einem Kind 
im Haushalt ist in 
Deutschland im be-
trachteten Zeitraum 
von 25,2 auf 26,8 % 
geringfügig ange-
wachsen. Hier be-
stehen nach wie vor 
deutliche West-Ost-
Unterschiede. In den 
neuen Bundesländern 
ist auch 2007 der An-

Abb. 22:  Frauen in der Altersgruppe 35 - 39 Jahre nach der Zahl der im Haushalt lebenden 
Kinder im früheren Bundesgebiet und in den neuen Bundesländern, 2007 (in %)  
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teil der Ein-Kind-Familien mit 36,4 % höher als 
im früheren Bundesgebiet mit 24,7 %. 

Die Anteile der Familien mit 2 und 3 oder mehr 
Kindern sind gesunken. Bei den Zwei-Kind-Fami-
lien ist in Deutschland ein Rückgang von 38,8 
auf 33,8 % und bei den Familien mit 3 und mehr 
Kindern ein Rückgang von 15,7 auf 12,6 % zu 
verzeichnen. Die Rückgänge bei Familien mit 
2 Kindern sind in den neuen Bundesländern 
erheblich stärker ausgefallen (1996: 45,6 %, 
2007: 32,6 %), so dass auch hier eine Annähe-
rung an das frühere Bundesgebiet stattgefunden 
hat. Die Anteile der Familien mit mindestens 3 
Kindern sind niedrig und nochmals geringfügig 
gesunken. Der Anteil ist im Westen (13,3 %) et-
was höher als im Osten.    

Noch immer fi nden sich trotz eines Annähe-
rungstrends unterschiedliche Muster der Fami-
lienbildung in beiden Teilen Deutschlands. Die 
Unterschiede bei den Familien mit 2 und 3 oder 
mehr Kindern haben sich erheblich verringert, 
wobei im Westen etwas höhere Anteile zu fi nden 
sind. Die Differenzen fi nden sich bei den Frauen 
mit keinem Kind bzw. einem Kind im Haushalt. 
Eine höhere Kinderlosigkeit im Westen geht mit 
einem höheren Anteil der Frauen mit einem Kind 
im Osten einher. 

Die sinkenden Anteile bei den Ehepaaren insge-
samt und bei den Ehepaaren mit Kindern, die An-
stiege bei den Kinderlosen, den nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften und den Alleinlebenden 
sind auf den verhaltensbedingten Wandel in 
den Lebensformen, dem Bedeutungsrückgang 
der Ehe als bevorzugter Lebensform, aber auch 
auf die Anstiege der durchschnittlichen Ersthei-
rats- und Erstgebäralter zurückzuführen. 

Aus der Sicht von Ehe und Familie hat man es 
mit  der selteneren Wahl dieser Lebensformen 
zu tun. Bei einem Anteilsrückgang der auf Ehe 
basierenden Lebensformen und der weiteren 
Entkoppelung des Zusammenhangs von Ehe 
und Leben mit Kindern haben nichteheliche und 
kinderlose Lebensformen einen Bedeutungszu-
wachs erfahren. Eine weitere Pluralisierung ist 
dadurch nicht eingetreten, es gibt lediglich eine 
veränderte Verteilung der Bevölkerung auf die 
Lebensformen.

Einstellungen zum Wandel der Lebensformen 
und die Akzeptanz von Lebensformen

Die in den vorherigen Abschnitten beschrie-
benen familiendemographischen Trends der 

zunehmenden Anteile der nichtehelichen Le-
bensgemeinschaften und der Alleinerziehenden 
waren in der Population Policy Acceptance Study 
zu bewerten.  

Beide Trends werden in der Bevölkerung sehr 
unterschiedlich gesehen. Die Zunahme der Zahl 
der nichtehelichen Lebensgemeinschaften ge-
hört zu den indifferent bewerteten Entwicklun-
gen. 50 % antworteten, dass dies weder positiv 
noch negativ sei. Jeweils 25 % sahen es über-
wiegend oder sehr positiv bzw. überwiegend 
oder sehr negativ. Mit der wachsenden Zahl 
Alleinerziehender wird die Gefährdung der Exis-

tenz der „Normalfamilie“ (Paar mit Kind(ern)) in 
Verbindung gebracht. Entsprechend kritisch fällt 
die Bewertung aus. Eine deutliche Mehrheit von 
71 % sieht diesen Trend als überwiegend oder 
sehr negativ an (Abb. 23).    

In der Gender and Generations Study  ist die Ak-
zeptanz der beiden Lebensformen untersucht 
worden. Überraschend ist im Gegensatz zur 
Bewertung der demographischen Trends in der 
PPAS die Akzeptanz beider Lebensformen hier 
gleichermaßen hoch. Sowohl der Aussage „Es 
ist in Ordnung, wenn ein Paar zusammenwohnt 
ohne die Absicht zu heiraten“ als auch der Aus-
sage „Wenn eine alleinstehende Frau ein Kind, 
aber keine feste Partnerschaft will, so sollte das 
akzeptiert werden“ hat die überwiegende Mehr-
heit der Befragten zugestimmt. Im ersten Fall 
betrug der Anteil der zustimmenden Antworten 
74 % und im zweiten Fall 76 %. 

Abb. 23:  Bewertung der zunehmenden Zahl Alleinerziehender (in %) 
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Bevorzugte Lebensformen

Mit der Frage nach der bevorzugten Lebensform 
wurde in der PPAS ein Zusammenhang zwischen 
partnerschaftlichen Lebensformen, deren Über-
gang ineinander (z. B. von einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft in eine Ehe) und dem Le-
ben mit Kindern hergestellt. Die von den Be-
fragten als bevorzugt angesehenen Lebensfor-
men offenbaren das häufi g im Kontext solcher 
Forschungen auffi ndbare Spannungsfeld von 
traditionellen und ehe- und familienkritischen 
Einstellungen (Abb. 24). Dargestellt sind die 
Antworten der Frauen und Männer in der Alters-
gruppe 20 bis 39 Jahre:

•  Die Mehrheit, 56,6 %, bevorzugt nach wie 
vor die Ehe als Lebensform. Der größte Teil 
dieser Gruppe sieht es dabei als günstig an, 
zuvor in einer nichtehelichen Lebensgemein-
schaft gelebt zu haben und dann zu heiraten. 

•  Insgesamt 67,6 % präferieren eine Lebens-
form, zu der auch Kinder gehören.

•  Wer Ehe wünscht, möchte in aller Regel auch 
Kinder haben. Die Gruppe, die Ehe ohne Kin-
der möchte, ist mit 5,1 % sehr klein. 

•  25,5 % der Frauen und Männer bevorzugen 
mit dem „Living-Apart-Together“ oder dem 
Ideal „ohne festen Partner leben“ eine Le-
bensform, die stärker Chancen für individu-
alisierte Lebensstile bietet. Wird eine solche 
Lebensform favorisiert, dann sind Kinder 
mehrheitlich nicht gewünscht. 2,9 % wollen 
ohne Partner leben und Kinder haben. 4,4 % 
würden idealerweise eine Partnerschaft mit 
getrennter Haushaltsführung und Kinderha-
ben verbinden.

•  Nichteheliche Lebensgemeinschaften stel-
len eher eine Vorstufe zur Ehe dar als eine 
auf Dauer angelegt Partnerschaft. Nur 5,7 % 
geben die nichteheliche Lebensgemein-
schaft ohne nachfolgende Ehe als die ideale 
Lebensform an. 

•  Wohngemeinschaften mit mehreren Perso-
nen spielen kaum eine Rolle.

Die Sicht auf die Lebensformen der  Kinder

Fragen, die die Lebensformen der Kinder thema-
tisieren, also ob Kinder mit beiden Elternteilen 
aufwachsen, ob die Eltern verheiratet sein soll-
ten, ob ein Elternteil allein genauso gut erziehen 
kann, polarisieren relativ stark. Eine relativ hohe 
Einigkeit ist bei der Bewertung des Statements 
„Um glücklich aufzuwachsen, braucht ein Kind 
ein Zuhause mit Vater und Mutter“. Dies ist so-
wohl in der PPAS als auch im GGS aufgefunden 
worden. Der Anteil der zustimmenden Antworten 
betrug 72 bzw. 80 %. Zweigeteilt ist die Bevölke-
rung dagegen, ob Eltern verheiratet sein sollten. 
46 % haben zugestimmt und 54 % haben dies 
abgelehnt. Ähnliches gilt für die Frage, ob ein 
Elternteil genauso gut erziehen kann wie beide. 
48 % der Befragten antworteten zustimmend, 
52 % glauben das nicht. 

Bewertung der familiendemographischen 
Trends und die Akzeptanz der Lebensformen -  
Zusammenfassung

In den Surveys des BiB der Befragten lassen sich 
vier grundlegende Trends erkennen:

Erstens: Was sich in vielen Befragungen zum 
Thema „Familie“ zeigt, ist auch 
in der PPAS gefunden worden. 
Familie erfährt nach wie vor eine 
hohe Wertschätzung und es ist 
keine generelle Ablehnung der 
Institution „Ehe“ festzustellen. 
Allerdings spricht sich etwa ein 
Viertel der Bevölkerung gegen 
die Institution aus. Auf der Ebe-
ne allgemeiner Orientierungen 
gibt es also keinen generellen 
Bedeutungsverlust der Institu-
tion. Wenn allerdings weiter ins 
Detail gegangen wird, so zeigt 
sich ein differenziertes Bild. 

Zweitens: Bereits bei der Beur-
teilung der demographischen 
Trends zeigt sich, dass Ehe und 
partnerschaftliches Zusammen-

Abb. 24:  Bevorzugte Lebensformen in der Altersgruppe 20 bis 39 Jahre (in %) 
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leben nicht mehr unbedingt zusammengehören. 
Dies bestätigt sich, wenn die Bewertung partner-
schaftlicher Lebensformen betrachtet wird. Um in 
Partnerschaft zu leben, wird die Ehe nicht mehr 
als Notwendigkeit angesehen. Das ist die Basis 
auf der Ebene der Einstellungen dafür, dass es 
eine breite Toleranz für vielfältige Formen part-
nerschaftlichen Zusammenlebens gibt.

Drittens: Was in den neuen Bundesländern 
bereits Realität im tatsächlichen Verhalten ist, 
zeichnet sich auch in den Einstellungen ab. 
Eine Entkoppelung von Ehe und Kinderhaben 
wird von einer knappen Mehrheit toleriert. Die 
Meinungen in der Bevölkerung hierzu gehen al-
lerdings weit auseinander, die Bevölkerung ist 
in ihren Einstellungen zu der familienpolitisch 
wichtigen Frage der Verknüpfung von Ehe und 
Kinderhaben also gespalten.

Viertens: In der Bevölkerung herrscht die Mei-
nung vor, dass Kinder von beiden Eltern betreut 
in einem Zuhause aufwachsen sollten. Alleiner-
ziehenden wird zwar nicht generell die Fähigkeit 
abgesprochen, Kinder genauso gut zu erziehen 
wie vollständige Familien, etwas mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung glaubt aber nicht daran, 
dass sie dies können. Die Urteile gegenüber den 
Lebensformen der Kinder sind nicht mehr gene-
rell traditionell, sondern es fi nden sich Polarisie-
rungen und deutlich unterschiedliche Haltungen 
in sozialen Gruppen. 

Die Situation der Alleinerziehenden

In den Familien- oder Armutsberichten wird 
immer wieder auf die besondere Situation 
der Alleinerziehenden hingewiesen. Das 
BiB hat daher auf der Datenbasis des GGS 
eine gesonderte Untersuchung zur Lage 
dieser Lebensform an Beat Fux (Universität 
Zürich) mit dem Titel „Sozioökonomische 
Situation und soziale Beziehungen von Al-
leinerziehenden“ in Auftrag gegeben. 

Alleinerziehende sind keine neuartige his-
torische Erscheinung, sind zunächst aber 
marginal (z.B. als Kriegerwitwen) wahr-
genommen worden. Erst seit den 1970er 
Jahren werden Alleinerziehende als eine 
familiale Lebensform gesehen. In der Stu-
die wurden drei Analyseschwerpunkte be-
arbeitet: erstens der sozialökonomische 
Status der Alleinerziehenden, zweitens die 
Dynamik des Ein- und Austritts in die Einel-
ternfamilie und drittens die Sozialkapital-
ausstattung. 

Unbestritten ist, dass sich Alleinerziehende in 
einer wesentlich ungünstigeren wirtschaftlichen 
Lage als Singles, Familien oder nichteheliche 
Lebensgemeinschaften befi nden. Allerdings 
verbessert sich mit zunehmendem Alter und 
längerer Dauer des Alleinerziehendseins die 
fi nanzielle Lage. Entscheidend dabei ist die In-
tegration in den Arbeitsmarkt. Bereits eine Teil-
zeitbeschäftigung verringert das Armutsrisiko 
erheblich. Unterstützende Effekte haben aber 
auch die staatlichen Transfers. Insbesondere die 
Zahl und das Alter der Kinder in Kombination mit  
einer Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt wir-
ken sich ungünstig auf die wirtschaftliche Lage 
aus. Das größte Gefährdungspotenzial wurde 
einerseits bei jungen, außerpartnerschaftlichen 
Alleinerziehenden und andererseits bei älteren 
nachpartnerschaftlichen Einelternhaushalten 
mit mehreren Kindern vorgefunden. 

Die Ein- und Austrittsdynamik in die und aus 
der Einelternschaft zeigt eine eindeutige Abhän-
gigkeit von der wirtschaftlichen Situation. Die 
Unterschiede sind für das frühere Bundesge-
biet in Abbildung 25 anhand der Verweildauer-
wahrscheinlichkeiten dargestellt. Wirtschaftlich 
Bessergestellte verlassen diese Lebensform re-
lativ rasch und bauen eine neue Partnerschaft 
auf. Ein großer Teil verändert den Einelternsta-
tus bereits in den ersten 4 bis 5 Jahren wieder, 

Abb. 25:  Verweildauer in Ein-Eltern-Familien nach der Armutsgefährdung 
im früheren Bundesgebiet (Verweildauerwahrscheinlichkeiten)
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während die Armutsgefährdeten nur zögerlich in 
eine andere Lebensform übergehen. 

Deutlich unterscheiden sich auch die vor- und 
außerpartnerschaftlichen Alleinerziehenden 
von den nachpartnerschaftlich Alleinerziehen-
den. Die erstere Gruppe hat weniger Kinder, 
wodurch das Eingehen neuer Partnerschaften 
erleichtert wird. Von den nachpartnerschaftlich 
Alleinerziehenden ist anzunehmen, dass die 
negativen Scheidungs- bzw. Trennungserfah-
rungen dazu führen, dass die Einelternschaft 
häufi ger als längerfristig angelegter Lebens-
entwurf konzipiert ist. Diejenigen, die in einer 
Einelternschaft verbleiben, sind nicht nur als 
der Personenkreis zu sehen, der ungünstige 
Chancen hat, diese Lebensform zu verlassen. 
Mit zunehmender Tendenz fi ndet sich unter den 
Alleinerziehenden eine Teilgruppe, die, geleitet 
von modernen Werthaltungen, diese Lebens-
form als dauerhafte Alternative zu Partnerschaft 
oder Ehe ansieht. 

Hinsichtlich der sozialen Kapitalausstattung 
Alleinerziehender sind die festgestellten Unter-
schiede relativ gering. Allerdings kennzeichnet 
die Frühphase der Einelternschaft durch den 
Wegfall des Partners, seiner Familie und auch 
gemeinsamer Freunde eine Ausdünnung des 
Beziehungsnetzes. Eine Konzentration auf die 
eigene Mutter setzt ein. Aber bereits nach kur-
zer Zeit werden Strategien zur Erweiterung des 
sozialen Netzes entwickelt. Die Beziehungen zu 
den eigenen Kindern intensivieren sich und die 

Interaktionen mit Freunden werden ausgebaut. 
Mit zunehmendem Alter und zunehmender 
Verweildauer in dieser Lebensform schaffen es 
Alleinerziehende, breite und intensive soziale 
Netzwerkstrukturen zu entwickeln. 

Das Fazit von Beat Fux lautet: Alleinerziehende 
sind nach dem Eintreten in diese Lebensform 
in einer relativ kurzen Phase von 4 bis 5 Jahren 
multiplen Gefährdungen ausgesetzt. Nach die-
ser Frühphase setzt aber eine wirtschaftliche 
Konsolidierung und eine Anhäufung von Sozial-
kapital ein. 

Living-Apart-Together - Kontakte und Heirats-
absichten

Eine bislang wenig beachtete Lebensform sind 
die Partnerschaften mit einer getrennten Haus-
haltsführung (Living-Apart-Together - LAT). Dies 
ist der Tatsache geschuldet, dass sie im Mikro-
zensus nicht aufgefunden werden können und in 
Surveys häufi g unterrepräsentiert sind (0,85 % 
der im GGS-Befragten lebten in einer LAT).

Ermittelt wurde einerseits die Intensität der 
Beziehung anhand der Häufi gkeit des Sehens. 
Es zeigt sich, dass die überwiegende Mehrheit 
sehr enge Kontakte pfl egt (Abb. 26). Fast 83 % 
sehen sich zumindest einmal in der Woche, 
darunter 22 % täglich und 49 % mehrmals in 
der Woche. Die Gruppe mit einer geringen Kon-
takthäufi gkeit ist außerordentlich klein. Etwa 
jeweils 3 % treffen sich persönlich einmal im 
Monat oder seltener.  

Andererseits scheint das 
LAT nur für die Hälfte der zu 
dieser Lebensform Gehören-
den das Sprungbrett für ein 
späteres Zusammenleben 
zu sein. Gefragt, ob sie vor-
haben, in den nächsten 3 
Jahren mit dem Partner/der 
Partnerin zusammenzuzie-
hen, ergab sich bei den Ant-
worten ein differenziertes 
Bild. 32 % sagten „sicher 
nicht“ oder „wahrscheinlich 
nicht“. 49 % antworteten 
mit „sicher ja“ oder „wahr-
scheinlich ja“. 18 % hatten 
dazu keine Meinung.

Abb. 26:  Kontakthäufigkeit im Living-Apart-Together (in %) 
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Ehescheidungen

Ehescheidungshäufigkeit

Im Jahr 2007 sind in Deutschland 187.072 Ehen 
geschieden worden. Die höchste Zahl an Schei-
dungen hatte es im Jahr 2003 mit 213.975 ge-
geben. Seit 2004 sind die Scheidungszahlen 
rückläufi g, nachdem sie in der Vergangenheit im 
Trend angestiegen sind.

Der Anstieg der Scheidungshäufi gkeit hat ge-
meinsam mit den rückläufi gen Heiratszahlen 
dazu beigetragen, dass die Zahl der bestehen-
den Ehen in Deutschland immer kleiner wird. 
Gegenwärtig übersteigt die Zahl der Ehelösun-
gen (Ehescheidungen plus Aufl ösung der Ehe 
durch den Tod eines Partners) die Zahl der Ehe-
schließungen um 154.844. 

Abbildung 27 zeigt anhand der zusammenge-
fassten Ehescheidungsziffern den Verlauf der 
Scheidungsneigung in Deutschland seit 1970. 
Im Trend ist die Scheidungsneigung seit die-
ser Zeit angestiegen. Unterbrochen wurde der 
Trend im früheren Bundesgebiet in der zweiten 
Hälfte der 1970er Jahre mit der Umstellung des 
Scheidungsrechts vom Schuld- auf das Zerrüt-
tungsprinzip und einem seither vorgeschriebe-
nen Trennungsjahr. Mit der Übertragung dieses 
Scheidungsrechts auf die neuen Bundesländer 
kam es auch dort zu einem 
kurzzeitigen Scheidungstief 
nach 1990. Der nachfolgende 
Anstieg ließ die Scheidungs-
häufi gkeit fast das westdeut-
sche Niveau erreichen. Mit 
diesem Anstieg ist auch das 
hohe Scheidungsniveau in 
der ehemaligen DDR in den 
1980er Jahren wieder er-
reicht worden. 

Nach der zusammengefassten 
Ehescheidungsziffer beträgt 
das gegenwärtige Scheidungs-
risiko in Deutschland 37,9 %, 
berechnet bis zu einer Ehedau-
er von 25 Jahren. Im früheren 
Bundesgebiet sind es 38,8 %, 
in den neuen Bundesländern 
32,7 %. 1990 lag dieser Wert 
noch bei 27,4  %. 

Betrachtet man die Scheidungshäufi gkeit nach 
Heiratsjahrgängen, zeigt sich ein niedrigeres 
Niveau. Das liegt zum einen daran, dass für die 
älteren Heiratsjahrgänge, die bereits 25 Ehejah-
re durchlebt haben, noch ein niedrigeres Schei-
dungsniveau kennzeichnend war. Für den Ehe-

Ehescheidungen

Die zusammengefasste Ehescheidungsziffer gibt an, wieviele 
Ehen geschieden würden, wenn das Scheidungsniveau des je-
weiligen Kalenderjahres über eine Ehedauer von 25 Jahren kon-
stant bleiben würde.

Die über die zusammengefasste Ehescheidungsziffer gewon-
nenen Werte der Scheidungsneigung geben gegenwärtig nicht 
den tatsächlichen Anteil der in Deutschland zur Scheidung ge-
langenden Ehen an. Dieser Fall tritt erst dann ein, wenn die Zif-
fern über den Zeitraum von 25 Jahren auf einem gleichmäßigen 
Niveau bleiben. Da die Werte in den letzten Jahren allerdings 
stark angestiegen sind, wird das Scheidungsniveau überschätzt. 
Die Scheidungsneigung nach Heiratsjahrgängen zeigt niedrigere 
Werte an. Das liegt daran, dass die Heiratsjahrgänge, für die ge-
nügend Daten vorliegen, die ersten, scheidungsintensiven Jah-
re ihres Bestehens in einer Zeit durchlebt haben, in denen das 
Scheidungsniveau noch deutlich niedriger war.

Definition:  
Zusammengefasste Ehescheidungsziffer

Abb. 27:  Zusammengefasste Ehescheidungsziffern in Deutschland, 1970 - 2007 (in%) 
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schließungsjahrgang 1960 wurde ein Wert von 
20,8 % berechnet.  Andererseits weisen die jün-
geren Heiratsjahrgänge aufgrund der kürzeren 
Ehedauern ebenfalls niedrigere Werte auf. Der 
Heiratsjahrgang 1980 war nach Erreichen der 
25-jährigen Ehedauer im Jahr 2005 zu 33,6 % 
geschieden.   

Durchschnittsalter der Geschiedenen und Ehe-
scheidungen nach der Ehedauer

Das durchschnittliche Alter der geschiedenen 
Frauen und Männer steigt kontinuierlich an. 
2007 waren in Deutschland Frauen zum Zeit-
punkt der Scheidung 40,9 Jahre alt, Männer 
43,7 Jahre. Diese Werte sind gegenüber 1990 
deutlich angestiegen, damals betrugen sie 35,7 
(Frauen) bzw. 38,5 Jahre (Männer). Dies ist so-
wohl auf den Anstieg des durchschnittlichen 
Heiratsalters als auch auf das längere Bestehen 
der zur Scheidung gelangenden Ehen zurück-
zuführen. 1990 betrug die Dauer dieser Ehen 

durchschnittlich 11,5 Jahre. Bis 2007 ist die 
durchschnittliche Ehedauer auf 13,9 Jahre an-
gestiegen. 

Es bestehen erhebliche Unterschiede zwischen 
dem früheren Bundesgebiet und den neuen Bun-
desländern. Im früheren Bundesgebiet ist die 
durchschnittliche Ehedauer bis zur Scheidung 
moderat von 12,0 auf 13,6 Jahre angestiegen. 
In den neuen Bundesländern ist eine Erhöhung 
von 9,6 auf 16,0 Jahre eingetreten. Der schnelle 
Anstieg ist darauf zurückzuführen, dass die Zahl 

der Scheidungen mit einer längeren Ehedauer 
angewachsen ist. Die zahlenmäßig starken Hei-
ratsjahrgänge aus der zweiten Hälfte der 1980er 
Jahre in der DDR erreichen eine immer höhere 
Ehedauer und erlangen dadurch bei der Berech-
nung der Ehedauer ein immer höheres Gewicht. 

Vergleicht man die ehedauerspezifi schen Schei-
dungsziffern für Deutschland von 1990 und 
2007, ist die verlängerte Ehedauer der zur Schei-
dung gelangenden Ehen ebenfalls erkennbar 
(Abb. 28). Der Scheidungsgipfel hat sich vom 
4. in das 5. Ehejahr verlagert und die ehedauer-
spezifi schen Ziffern erreichen 2007 ab dem drit-
ten Ehejahr höhere Werte als 1990.   

Bewertung der steigenden Scheidungszahlen

Ebenso wie z. B. der Rückgang der Geburtenzah-
len wurde die steigende Anzahl von Ehescheidun-
gen 2003 von der Bevölkerung außerordentlich 
negativ bewertet. 74 % sahen den demogra-
phischen Trend negativ, 22 % antworteten mit 

„weder positiv noch negativ“ 
und nur 4 % mit „positiv“. 
Die Entwicklung wird im frü-
heren Bundesgebiet und 
den neuen Bundesländern 
gleichermaßen als ungünstig 
eingestuft. Dagegen gibt es 
nach dem Alter unterschied-
liche Bewertungen. Je jünger 
die Befragten sind, desto 
niedriger ist der Anteil derje-
nigen, die eine negative Sicht 
auf die steigenden Schei-
dungszahlen entwickeln. In 
der Altersgruppe 20 bis 29 
Jahre sind dies 69 %, bei den 
50- bis  65-Jährigen 81 %. Es 
zeigt, dass sich die Akzep-
tanz von Ehescheidungen er-
höht hat, aber auch unter den 
Jüngeren lehnt eine Mehrheit 

diese Entwicklung ab.

Qualität der Paarbeziehungen

Im GGS sind 9 Punkte abgefragt worden, über 
die Paare sich streiten können (wie oft in den 
letzten 12 Monaten). Dazu gehörten die Haus-
arbeit, Geldangelegenheiten, die Freizeitgestal-
tung, Sex, die Beziehung zu Freunden, zu Eltern 
und Schwiegereltern, Erziehungsfragen, die 
Erfüllung des Kinderwunsches und der Alkohol-
konsum. Mehrheitlich ist angegeben worden, 

Abb. 28:  Ehedauerspezifische Scheidungsziffern in Deutschland, 1990 und 2007 
(Ehescheidungen je 1 000 bestehende Ehen gleicher Dauer) 
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dass es zu diesen Dingen selten 
oder nie Streit gibt. Etwas häufi -
ger wird über die Beziehung zu 
Eltern bzw. Schwiegereltern, die 
Verteilung der Hausarbeit, die 
Freizeitgestaltung und über das 
Sexualleben gestritten. Zu die-
sen Punkten gaben 80 bis 82 % 
an, dass dies selten oder nie vor-
kommt. Noch seltener sind die 
Erfüllung des Kinderwunsches, 
der Alkoholkonsum und die Be-
ziehung zu Freunden Streitpunk-
te. In einem Bereich von 86 zu 
92 % ist „selten“ oder „nie“ an-
gegeben worden. 

Differenzierter waren die Ant-
worten zu der Frage, wie Paare 
mit ihren Meinungsverschieden-
heiten umgehen. In der Literatur 
zu den Ursachen von Scheidungen wird davon 
ausgegangen, dass eine gut funktionierende 
Kommunikation zwischen den Partnern eine der 
Grundlagen für eine gut funktionierende Bezie-
hung ist. Erwartungen oder Probleme können 
im Gespräch gelöst werden, wodurch das Kon-
fl iktpotenzial der Beziehung reduziert werden 
kann. In diesem Kontext war es spannend her-
auszufi nden, wie oft Meinungsverschiedenhei-
ten nicht thematisiert bzw. auf welche Weise sie 
ausgetragen werden. Dazu ist zunächst gefragt 
worden, wie oft im Fall von Meinungsverschie-
denheiten die Meinung für sich behalten wird. 
Die Mehrheit von 56 % der Befragten gab an, 
dass dies selten oder nie vorkommt (Abb. 29). 
Immerhin bei 31 % kommt es manchmal vor. 

Bei 12 % der Paare, die mit häufi g bzw. sehr 
oft geantwortet haben, dürften ernsthafte Kom-
munikationsstörungen vorliegen. Werden die 
Meinungsverschiedenheiten besprochen, wer-
den sie in aller Regel ruhig ausdiskutiert. 59 % 
antworteten, dass dies häufi g oder sehr oft ge-
schieht. 14 % gaben an, dass diese Gespräche 
selten oder nie ruhig verlaufen. Es gibt danach 
einen relativ kleinen Teil an Paaren, die nicht 
kommunizieren und falls ein Austausch stattfi n-
det, erfolgt dieser im Streit. Dem entsprechen 
die Antworten auf die Frage, ob in den letzten 
12 Monaten über eine Scheidung nachgedacht 
worden ist. 7 % haben mit ja geantwortet. Der 
übergroße Teil mit 92 % hatte dies allerdings 
nicht in Erwägung gezogen. 

Abb. 29:  Zurückhalten der eigenen Meinung bei Meinungsverschiedenheiten in 
Paarbeziehungen (in %)
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Familienpolitik in Deutschland - Ein Paradig-
menwechsel

In internationalen Klassifi zierungen der Fa-
milienpolitiken, z.B. nach Anne Gauthier, war 
Deutschland der Gruppe von Ländern zuge-
ordnet, in denen relativ viel Geld an Familien 
transferiert, das Vereinbaren von Familie und 
Erwerbstätigkeit und eine Realisierung der Kin-
derwünsche aber weniger unterstützt wird. In 
letzter Zeit hat allerdings hinsichtlich des Kon-
zepts der Familienpolitik in Deutschland ein 
Umdenken stattgefunden. Inzwischen wird von 
einer bevölkerungsorientierten Familienpolitik 
gesprochen. Im Gutachten „Wachstumseffekte 
einer bevölkerungsorientierten Familienpolitik“ 
wurden einer nachhaltigen Familienpolitik an-
gesichts des demographischen Wandels drei 
Zielstellungen zugeordnet: erstens eine Erhö-
hung der Geburtenrate, zweitens eine Erhöhung 
der Erwerbstätigkeit und eine Verbesserung des 
Bildungsniveaus der Kinder. Mit Maßnahmen 
wie dem Elterngeld oder dem Ausbau der An-
gebote für die Kinderbetreuung sind in diesem 
Sinne wichtige familienpolitische Vorhaben auf 
den Weg gebracht worden. Familienpolitik hat 
damit an Bedeutung gewonnen.  

Bei der Darstellung der gewünschten Maßnah-
men der Familienpolitik ist zu beachten, dass 
der GGS im Jahr 2005 erhoben wurde und damit 

die Neuorientierung in der deutschen Famili-
enpolitik noch nicht in die Anworten einfl ießen 
konnte. Dennoch ist es interessant, die Antwor-
ten der Befragten im Licht der veränderten Ziel-
richtung der Familienpolitik zu sehen. 

Gewünschte familienpolitische Maßnahmen

Im Generations and Gender Survey war eine 
Batterie von Maßnahmen zu bewerten, die es 
erleichtern könnten, Kinder zu bekommen, zu er-
ziehen und für sie zu sorgen (Tab. 13). Generell 
zeigt sich, dass familienpolitische Maßnahmen, 
unabhängig davon, in welche Richtung sie zielen, 
einen hohen Stellenwert besitzen. Das zeigt sich 
an den hohen Anteilen derjenigen, die mit  „sehr 
wichtig“ und „wichtig“  geantwortet haben. 

Sieht man sich die Bewertung der einzelnen 
Maßnahmen an, dann gilt, dass Zeitautonomie 
besonders hoch eingeschätzt wird. An der Spit-
ze der bewerteten Maßnahmen fi nden sich mit 
„Mehr und bessere Teilzeitarbeitsmöglichkeiten 
für Eltern mit Kindern“ (90 %) und „Flexible Ar-
beitszeiten für berufstätige Eltern mit kleinen 
Kindern“ (89 %) zwei, die auf die Verbesse-
rung des Zeitregimes abzielen. Danach folgt 
auf Rangplatz 3 mit „Bessere Möglichkeiten zur 
Tagesbetreuung von Kindern ab drei Jahren bis 
zum Schulalter“ eine Maßnahme, die auf eine 
Verbesserung der Infrastruktur hinsichtlich des 

Familienpolitik

Mögliche Maßnahmen %

1. Mehr und bessere Teilzeitarbeitsmöglichkeiten für Eltern mit Kindern 90

2. Flexible Arbeitszeiten für berufstätige Eltern mit kleinen Kindern 89

3. Bessere Möglichkeiten zur Tagesbetreuung von Kindern ab drei Jahren bis zum Schulalter 87

4. Finanzieller Zuschuss für Familien mit Kindern, dessen Höhe vom Familieneinkommen abhängig ist 85

5. Niedrigere Lohn- und Einkommenssteuern für Eltern minderjähriger Kinder 85

6. Finanzielle Unterstützung für Mütter und Väter, die ihre Berufstätigkeit aufgeben, weil sie sich um ihre 
Kinder kümmern möchten, solange sie klein sind

81

7. Bessere Möglichkeiten zur Tagesbetreuung von Kindern unter drei Jahren 79

8. Betreuungseinrichtungen für Schulkinder nachmittags und in den Schulferien 77

9. Ein beträchtlicher Anstieg des Kindergeldes auf 250 Euro pro Kind und Monat 74

10. Besseres Angebot an Ganztagsschulen 72

11. Finanzieller Zuschuss bei der Geburt eines Kindes 69

Datenquelle: BiB, Generations and Gender Survey 2005

Tab. 13: Rangfolge der 11 wichtigsten gewünschten familienpolitischen Maßnahmen nach dem Anteil der   
„sehr wichtig“- und „wichtig“-Antworten (in %)
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Vereinbarens von Familie und 
Erwerbstätigkeit abzielt. Auf den 
Rangplätzen vier bis sechs sind 
Maßnahmen eingestuft worden, 
die zur Verbesserung der fi nan-
ziellen Situation von Familien 
beitragen (fi nanzieller Zuschuss 
für Familien mit Kindern, dessen 
Höhe vom Familieneinkommen 
abhängig ist, niedrigere Lohn- 
und Einkommenssteuern für 
Eltern minderjähriger Kinder, fi -
nanzielle Unterstützung für Müt-
ter und Väter, die ihre Berufstä-
tigkeit aufgeben, weil sie sich 
um ihre Kinder kümmern möch-
ten, solange sie klein sind). 

Es zeigt sich, dass die Verbesse-
rung der zeitlichen Situation von 
Familien vor einer fi nanziellen 
Unterstützung und dem Ausbau 
der Kinderbetreuungseinrich-
tungen rangiert. Die Unterschie-
de zwischen den Maßnahmen 
sind allerdings sehr gering. Es 
liegt daher die Schlussfolgerung 
nahe, dass ein Maßnahmenmix 
der erfolgversprechendste An-
satz für die Familienpolitik sein dürfte. Das wird 
auch durch die Ergebnisse gestützt, dass in un-
terschiedlichen Lebensformen, Qualifi kations-
gruppen sowie in den alten und neuen Bundes-
ländern besondere Präferenzen bestehen. 

So wünschen sich Kinderreiche in stärkerem 
Maße fi nanzielle Unterstützungen als Familien 
mit einem oder zwei Kindern. Bei Ein-Kind-Fami-
lien haben bessere Kinderbetreuungsangebote 
einen relativ höheren Stellenwert. Es ist anzu-
nehmen, dass Paare mit nur einem Kind eher 
bestrebt sind, Familie und Erwerbstätigkeit zu 
vereinbaren als die Mehr-Kind-Familien, denen 
dies viel größere Schwierigkeiten bereitet. Für 
beide Gruppen haben aber fl exiblere Arbeitszei-
ten oberste Priorität. 

In den neuen Bundesländern haben familienpo-
litische Maßnahmen generell eine höhere Be-
deutung als im früheren Bundesgebiet. Gleiches 
gilt für Frauen im Vergleich zu den Männern. 
Frauen in den neuen Bundesländern haben da-
nach die höchsten familienpolitischen Erwar-
tungen. Wiederum ist Zeit der wichtigste Faktor. 

Bei den geringer Qualifi zierten ist eine stärke-
re Orientierung auf fi nanzielle Unterstützung 

feststellbar. Während sich Personen mit nied-
rigem Bildungsniveau zu 93 % für fi nanzielle 
Maßnahmen aussprechen, sinkt dieser Anteil 
mit steigendem Bildungsniveau kontinuierlich 
auf rund 80 %. Das umgekehrte Bild zeigt sich 
bei der Zustimmung zu einem Ausbau der Inf-
rastruktur (Abb. 30). Höher Qualifi zierte wollen 
bessere Betreuungsmöglichkeiten. Hier steigt 
der Anteil, der bei den Befragten mit niedriger 
(Aus-)Bildung bei 77 bzw. 70 % liegt, auf 82 % 
bei Befragten mit (Fach-)Hochschulabschluss. 
Damit bestätigt sich die Theorie der Opportuni-
tätskosten, worauf Rürup und Gruescu in ihrem 
Gutachten zur Familienpolitik hingewiesen ha-
ben. Demnach sind die »Kosten« eines Kindes 
dann sehr hoch, wenn ein Elternteil mit hohem 
Einkommen (und damit häufi g auch hohem Bil-
dungsgrad) wegen der Kinderbetreuung seine 
Erwerbstätigkeit stark reduziert oder ganz auf-
gibt. Für viele Eltern aus entsprechenden Bil-
dungs- bzw. Einkommensgruppen sprechen die-
se Opportunitätskosten offenbar häufi g gegen 
ein Kind. Staatliche Leistungen scheinen diesen 
Personen, die viel Zeit und Geld in ihre Bildung 
investiert haben, keinen Ausgleich für (potenzi-
ell) entgangenes Einkommen zu bieten, so dass 
sie kaum relevant für diese Gruppe sind. Viel-

Abb. 30:  Anteil der Befragten, die Maßnahmen zur  Verbesserung der finanziellen, 
infrastrukturellen und zeitlichen Situation präferieren, Anteile der „sehr 
wichtig“- und „wichtig“-Antworten (in %) 

0

20

40

60

80

100

Geld Infrastruktur Zeit

81 82

92

82 80

8987

79

9189

70

9293

77

87

Kein Schulabschluss bzw. Haupt- oder Volksschule
Haupt- oder Volksschule und abgeschlossene Ausbildung
Realschule und evtl. abgeschlossene Ausbildung
(Fach-) Hochschulreife und evtl. abgeschlossene Ausbildung
(Fach-) Hochschulabschluss

Prozent
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mehr geht es hier im Kern um die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Diese Personengruppe 
unterstützt man daher am besten mit Arbeits-
plätzen, die eine fl exible Zeiteinteilung ermög-
lichen sowie durch einen umfassenden Ausbau 
der Betreuungsplätze.

Bei Alleinerziehenden fi nden sich grundsätzlich 
höhere Erwartungen an die Familienpolitik. Sie 
wünschen sich in den Bereichen Geld, Infra-
struktur und Zeit noch umfassendere staatliche 
Hilfen. Dies zeigt die Abbildung 31, in der Allein-
erziehende und Befragte mit Paarbeziehungen 
verglichen werden. Die Unterschiede sind ins-
besondere bei den Kinderbetreuungseinrichtun-
gen deutlich. Die Verbesserung der Infrastruktur  
halten 83 % der Alleinerziehenden und 75 % 
der Personen in Paarbeziehungen mit Kindern 
für wichtig / sehr wichtig. 

Abschließend zu diesem Punkt ist auf die be-
sonderen familienpolitischen Erwartungen der 
Kinderlosen hinzuweisen. Für sie sind fi nanziel-
le Maßnahmen weniger bedeutsam. Eine höhere 
Bedeutung besitzen dagegen Maßnahmen, die 
das Vereinbaren von Familie und Erwerbstätig-
keit (Kinderbetreuung) verbessern. Das Schaf-
fen einer größeren Zeitautonomie ist wie bei an-
deren Vergleichen der wichtigste Punkt, wobei 
es keine unterschiedlichen Bewertungen nach 

der Kinderzahl gibt. Wird beachtet, dass Kinder-
losigkeit unter den höher qualifi zierten Frauen, 
die sich ebenfalls stärker eine Verbesserung der 
Infrastrukturen wünschen, weiter verbreitet ist, 
kann durch bessere Kinderbetreuungsmöglich-
keiten der Übergang zum ersten Kind gerade in 
dieser erheblich erleichtert werden.    

Effekte solcher Maßnahmen aus der Sicht der 
Befragten

Die Analysen zum Kinderwunsch in Deutschland 
zeigen, dass trotz des niedrigen Kinderwun-
sches noch immer eine Lücke zur tatsächlich 
realisierten Kinderzahl klafft, die als Wirkungs-
potenzial der Familienpolitik gesehen werden 
kann. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die 
Entscheidung für die Erfüllung des Kinderwun-
sches von einer Vielzahl an Faktoren beeinfl usst 

wird und nicht nur von einem Pa-
ket von Maßnahmen und schon 
gar nicht von einzelnen Maßnah-
men bestimmt ist. Das ist auch 
die Ursache dafür, warum in der 
familiendemographischen For-
schung die Auffassung vorherr-
schend ist, dass der Einfl uss der 
Familienpolitik auf das Gebur-
tenniveau eher begrenzt ist.

Dennoch ist es wichtig, For-
schungen zu den möglichen 
demographischen Effekten der 
Familienpolitik anzustellen. Es 
ist gefragt worden, welche Fol-
gen es für die eigene Lebensge-
staltung haben würde, wenn die 
für wünschenswert gehaltenen 
Maßnahmen eingeführt würden. 
Das Hauptergebnis ist, dass die 
Familienpolitik dazu beitragen 
kann, Kinderwünsche erfüllba-
rer zu machen. Die Möglichkeit, 
dass sich Frauen / Familien zu 
einem weiteren, über den ur-
sprünglichen Kinderwunsch hin-

ausgehenden, Kind entscheiden, ist begrenzt 
gegeben. 

Die Entscheidung für ein (weiteres) Kind auf-
grund von Maßnahmen der Familienpolitik ist 
bei denjenigen besonders wahrscheinlich, de-
ren Kinderwunsch noch nicht erfüllt ist. 80 % 
stimmten der Aussage zu “Es wäre leichter für 
mich, so viele Kinder zu haben, wie ich mir wün-
sche“. 78 % würden sich dann wahrscheinlich 

Abb. 31:  Zustimmung zu Maßnahmen zur  Verbesserung der finanziellen, infrastruk-
turellen und zeitlichen Situation bei Alleinerziehenden und Befragten in 
Paarbeziehungen mit Kindern, Anteile der „sehr wichtig und wichtig“ -  Ant-
worten  (in %) 
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für ein weiteres Kind entschei-
den. 58 % würden es sich noch 
einmal überlegen, ob sie nicht 
doch ein weiteres Kind möchten 
und 60 % meinten, sie könnten 
das ohnehin gewünschte Kind 
früher bekommen (Abb. 32). 
Diese Antwort passt sehr gut 
in die Erfahrungswelt der de-
mographischen Forschung zu 
den Effekten familienpolitischer 
Maßnahmen. In aller Regel be-
wirken solche Maßnahmen Ti-
mingeffekte, das Vorziehen und 
in begrenztem Umfang auch das 
Nachholen von Geburten. 

Allerdings könnte eine passen-
de Familienpolitik einen Teil 
der Kinderlosen bzw. derjeni-
gen Frauen, die keinen Kinder-
wunsch mehr haben, in ihrer 
Entscheidung umstimmen. Hier 
ist die entscheidende Frage, ob 
die geäußerte Präferenz für Kin-
derlosigkeit bzw. für kein weite-
res Kind offen für eine Revision 
ist, falls das familienpolitische 
Angebot stimmt. Von dieser Gruppe von Frauen, 
die für familienpolitische Maßnahmen eigent-
lich kaum mehr erreichbar erscheinen, würden 
20 % es sich noch einmal überlegen, ob sie nicht 
doch noch ein (weiteres) Kind haben möchten, 
und 17 % vermuten sogar, dass sie sich wahr-
scheinlich für ein (weiteres) Kind entscheiden 
würden. Sicher ist bei der Bewertung dieser 
Ergebnisse zu berücksichtigen, dass eine Inter-
viewsituation keiner echten Entscheidungssitu-
ation entspricht. Es ist zu bezweifeln, dass alle 
diese Frauen im gegebenen Fall tatsächlich ein 
(weiteres) Kind bekommen würden. Dennoch 
bleibt festzuhalten, dass eine Entscheidung ge-
gen (weitere) Kinder bei aller Vorsicht begrenzt  
beeinfl ussbar scheint.     

Eltern mit einem Kind würden nach ihren Aus-
sagen positiver als Kinderlose oder Familien 
mit 2 und mehr Kindern auf familienfördernde 
Leistungen reagieren. Gleiches gilt für Frauen 
mit einem höheren Bildungsniveau. Sie geben 
an, dass es dann leichter wäre, so viele Kinder 
zu haben, wie sie sich wünschen und es ihnen 
ermöglichen würde, diese Kinder früher zu be-
kommen.  

Das Vereinbaren von Familie und    
Erwerbstätigkeit

Die Diskussionen in Deutschland um die niedrige 
Geburtenhäufi gkeit und die hohe Kinderlosigkeit 
werden immer wieder an den Bedingungen des 
Vereinbarens von Familie und Erwerbstätigkeit 
verankert. Weitgehende Einigkeit besteht dabei 
bei der Beurteilung der Vereinbarkeitsbedin-
gungen. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sollte deshalb im Mittelpunkt der Bemühungen 
um eine bevölkerungsorientierte Familienpolitik 
stehen. Nur wenn das Spannungsverhältnis zwi-
schen beiden Lebensbereichen entschärft wird, 
lassen sich Geburtenrate und Frauenerwerbs-
tätigkeit erhöhen. Junge Frauen aller Bildungs-
schichten, aber vor allem Akademikerinnen 
wollen eher keine Kinder haben, wenn sie darin 
ein Entfaltungs- oder Karrierehemmnis sehen. 
In diesem Kontext scheint es interessant, die 
Auffassungen der Betroffenen zu hören. In der 
PPAS wurden Frauen und Männer (Alter: 20 bis 
39 Jahre) nach ihren Idealen für das Vereinbaren 
von Familie und Erwerbstätigkeit befragt, wobei 
die Männer aufgefordert waren, das Modell an-
zugeben, welches sie für ihre Partnerin als die 
günstigste Lösung ansehen. 

Abb. 32: Effekte möglicher familienpolitischer Maßnahmen nach dem Kinder-
wunsch, Anteile der „stimme sehr zu“- und „stimme zu“-Antworten  
der Frauen (in %)
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Nach den Antworten zeigt sich ein eindeutiger 
Wille, Familie und Erwerbstätigkeit zu vereinba-
ren, der in den neuen Bundesländern deutlich 
stärker als im Westen ausgeprägt ist (Tab. 14). 
61,3 % der Frauen im Westen und 82,9 % im 
Osten wollen in dieser oder jener Form verein-
baren. Von den Männern gaben 62,3 % der Be-
fragten im Westen und 83,9 % im Osten für ihre 
Partnerin ein Vereinbarkeitsmodell als ideal an. 
Wenn ein Wunsch nach Vereinbaren besteht, 
dann ist die größte Gruppe der befragten Frauen 
(47,4 %) im Westen auf Teilzeiterwerbstätigkeit 
und Kinderhaben orientiert. Im Osten wird das 
Modell Vollzeiterwerbstätigkeit und Kinderha-
ben bevorzugt (44,5 %).

Das zweitwichtigste Vereinbarkeitsmodell ist für 
die westdeutschen Frauen der zeitlich begrenz-
te Ausstieg aus dem Erwerbsleben, solange die 
Kinder klein sind. 24 % gaben dies als ideales 
Modell des Vereinbarens an. Im Osten spielt eine 
solche Möglichkeit nur eine untergeordnete Rol-
le. Neben der Orientierung auf Vollzeiterwerbs-
tätigkeit ist hier die Teilzeitbeschäftigung zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gewünscht.

Die auf die Frage nach den Idealen des Vereinba-
rens gegebenen Antworten zeigen sehr deutlich, 
dass West- und Ostdeutsche in ihren Denkmus-
tern unterschiedliche Modelle der Familienpoli-
tik verinnerlicht haben. Bei den Westdeutschen 
ist das aktuelle Modell der Familienpolitik stark 
präsent, also die Förderung der modernisierten 
Versorgerehe mit starken auf die Ehe gerichteten 
Transferleistungen. Die Kinderbetreuung wird in 
diesem familiären Umfeld organisiert und geht 
mit einem Berufsausstieg vor allem der Frauen 
einher. In den neuen Bundesländern ist dage-
gen noch das Familienpolitikmodell der ehema-
ligen DDR präsent, das auf das Vereinbaren von 

Erwerbstätigkeit und Familie in Form der Voller-
werbstätigkeit gerichtet war.

Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass Wahlfrei-
heit in der Familienpolitik gewünscht ist. Es gibt 
kein Modell, das sich als eindeutig dominie-
rend herausgestellt hat. Die Spanne reicht von 
Vollerwerbstätigkeit mit mehr als 2 Kindern bis 
zum gänzlichen Berufsausstieg, wenn Kinder da 
sind. Die Familienpolitik sollte Paaren die Mög-
lichkeit lassen, zwischen verschiedenen Model-
len wählen zu können, so die Botschaft, die die 
Befragten mit ihren Antworten gegeben haben.

Die jüngsten familienpolitischen Maßnahmen 
befi nden sich in Übereinstimmung mit den Ein-
stellungen der Bevölkerung zur Familienpolitik.  
Am ehesten kommt den Interessen der Bevölke-
rung ein Maßnahmenmix entgegen. Dabei wer-
den zeitlich entlastende Maßnahmen wichtiger 
als fi nanzielle Hilfen und Verbesserungen bei 
der Situation der Kinderbetreuung eingestuft. 
Die festgestellten Unterschiede sind aber eher 
gering, letztlich hat Familienpolitik in all ihren 
Bereichen einen hohen Stellenwert.  

Angesichts der Zielstellung „Steigerung der 
Geburtenrate“ und den Effekten der Maßnah-
men, die die Befragten für sich sehen, sollten 
die Hoffnungen auf einen raschen Anstieg der 
durchschnittlichen Kinderzahl je Frau jedoch 
nicht zu hoch geschraubt werden. Solche Maß-
nahmen bewirken in erster Linie, dass Kinder-
wünsche besser erfüllbar werden.  Familienpoli-
tische Maßnahmen sind dennoch wichtig, denn 
sie verbessern die materielle Lebenssituation 
der Familie, erlauben eine bessere Umsetzung 
der Wünsche nach dem Vereinbaren  von Fami-
lie und Erwerbstätigkeit und reduzieren das Ar-
mutsrisiko. 

Varianten des Vereinbarens Prozent

Insgesamt West Ost

1. Vollzeitarbeit keine Kinder 8,1 8,5 6,1

2. ein Kind 8,2 5,5 19,1

3. zwei oder mehr Kinder 10,4 7,0 23,8

4. Teilzeitarbeit keine Kinder 1,8 2,1 0,6

5. ein Kind 12,4 13,1 9,7

6. zwei oder mehr Kinder 31,9 32,3 30,5

7. keine Berufstätigkeit, solange die Kinder klein sind 22,2 25,6 8,6

8. überhaupt keine Berufstätigkeit, wenn Kinder da sind 5,0 5,8 1,7

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 14: Bevorzugte Formen des Vereinbarens von Familie und Erwerbstätigkeit von Frauen (in %)
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Demographischer Wandel und Generationen-
beziehungen

Der demographische Wandel hat sich, insge-
samt gesehen, positiv auf die Möglichkeiten 
des Miteinanders von Generationen, auch der 
Beziehungen von Großeltern und Enkelkindern, 
ausgewirkt. Es gibt aber auch negative, von den 
demographischen Trends ausgehende Effekte. 
Hier ist insbesondere der Verlauf der demogra-
phischen Alterung zu beachten, in dem sich die 
Größenordnung von der älteren zur mittleren 
Generation zu ungunsten letzterer verschoben 
hat (vgl. den nachfolgenden Abschnitt).

Positive Effekte auf die gemeinsame Lebenszeit 
der Generationen gehen von der steigenden Le-
benserwartung in zweifacher Hinsicht aus. Der 
Anstieg der Lebenserwartung ist sowohl auf 
die steigende fernere Lebenserwartung älterer 
Menschen als auch auf die inzwischen sehr 
niedrige Säuglingssterblichkeit zurückzuführen. 
Entscheidend ist, dass der Anstieg der Lebens-
erwartung der älteren Menschen dazu geführt 
hat, dass sich nicht nur die gemeinsame Lebens-
spanne von Eltern und Kindern verlängert hat, 
sondern auch, dass die Großeltern in die Lage 
versetzt werden, auf das Heranwachsen ihrer 
Enkel und Urenkel zu warten. Vier-Generationen-
Familienverbünde sind in der heutigen Zeit kei-
ne Seltenheit mehr. Dadurch hat sich die Chan-
ce für das Leben vielfältiger und differenzierter 
Generationenbeziehungen spürbar erhöht. Von 
der reduzierten Kinder- und Säuglingssterblich-
keit geht aus, dass die überwiegende Mehrheit 
der Lebendgeborenen ein Alter erreicht, in dem 
Generationenbeziehungen selbständig gestal-
tet werden können und die Eltern und Großel-
tern noch verfügbar sind. 

Negative Effekte auf die gemeinsame Lebens-
zeit der Generationen gehen vom steigenden 
durchschnittlichen Gebäralter aus. Der Anstieg 
des durchschnittlichen Alters der Mütter bei 
der Geburt ihrer Kinder führt zu einer Erhöhung 
der Generationenabstände und verhindert eine 
noch längere gemeinsame Lebensspanne zwi-
schen den Generationen. Dieser Trend wirkt 
dem Einfl uss der steigenden Lebenserwartung 
entgegen. In aller Regel verläuft aber der An-

stieg der Lebenserwartung schneller als der An-
stieg des Gebäralters. Eine Ausnahme bildeten 
die neuen Bundesländer in den 1990er Jahren. 
Dort hat die schnelle Erhöhung des Gebäralters 
innerhalb eines kurzen Zeitraums zu einer Ver-
ringerung der gemeinsamen Lebenszeit der Ge-
nerationen geführt. 

Ungünstig für die Potenziale der Generationen-
beziehungen kann sich die niedrige Geburten-
häufi gkeit auswirken. Einerseits erfolgt eine 
Fokussierung der Generationenbeziehungen auf 
eine kleinere Zahl an Kindern und Enkelkindern. 
Dies fi ndet man in den neuen Bundesländern 
mit der Ausbreitung der Ein-Kind-Familie. Im frü-
heren Bundesgebiet kann es mit der hohen Kin-
derlosigkeit zu einem Wegbrechen der Eltern-
Kinder-Enkelkinder-Beziehungen kommen. Wer 
selbst kinderlos ist, kann aber durchaus über 
Stiefkinder und Stiefenkelkinder verfügen.

Auch die hohe Scheidungshäufi gkeit könnte 
die Potenziale der Generationenbeziehungen 
schwächen. Zu fragen wäre, ob beispielsweise 
Geschiedene noch bereit sind, sich um die ehe-
maligen Schwiegereltern zu kümmern. Schei-
dungen können aber auch, indem eine stärkere 
Vielfalt in die Generationenbeziehungen getra-
gen wird, neue Potenziale erschließen.

Die steigende räumliche Mobilität kann sowohl 
negative als auch positive Effekte haben, ab-
hängig davon, ob sich die Distanzen zwischen 
den Lebensorten der Generationen erhöhen 
oder verkürzen. Aber selbst eine Zunahme der 
Entfernungen muss nicht unbedingt  zu einer 
Verschlechterung der Generationenbeziehun-
gen führen. 

Insgesamt hat der demographische Wandel 
dazu geführt, dass sich die gemeinsame Le-
benszeit von Eltern und Kindern, Eltern, Kindern 
und Enkelkindern und auch von Eltern, Kindern, 
Enkelkindern und Urenkeln verlängert hat. Das 
Miteinander von 3 oder 4 Generationen ist heu-
te ein Merkmal der Normalbiographie. Der de-
mographische Wandel führt aber immer nur zu 
Chancen oder Einschränkungen in den Genera-
tionenpotenzialen, wie diese realisiert werden, 
hängt dann von der Qualität der Generationen-
beziehungen ab. 

Generationenbeziehungen
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Einfluss der Alterung auf die demographischen 
Größenordnungen

Wie sich die demographische Alterung auf der 
Makroebene auf die Größenordnung von Gene-
rationenbeziehungen auswirkt, kann anhand 
des sogenannten intergenerationalen Unter-
stützungskoeffi zienten veranschaulicht werden 
(siehe Defi nitionsbox).

Seit den 1950er Jahren ist der intergenerationa-
le Unterstützungskoeffi zient deutlich gesunken 
(Abb. 33). Das bedeutet, dass immer weniger 
Personen in der Altersgruppe 50 bis 64, die po-
tenziell für Pfl ege- und Unterstützungsleistun-
gen zuständig sein können, auf die Personen 
in der Altersgruppe 80 Jahre und älter kommen. 
1950 betrug dieses Verhältnis 17,4 zu 1. 1980 
hatte er sich der Koeffi zient auf 5,8 und bis 
2007 auf 3,9 verringert. Die demographischen 

Unterstützungspotenziale haben sich damit 
deutlich verschlechtert. Dieser Trend wird sich 
in Zukunft fortsetzen. Das ist eine Folge der de-
mographischen Alterung. Einerseits ist die Per-
sonenzahl in der Altersgruppe ab 80 Jahre durch 
das Hineinrücken geburtenstärkerer Jahrgänge 
und andererseits durch eine angestiegene Über-
lebenswahrscheinlichkeit tendenziell angewach-
sen. 1980 gab es ca. 200 Tsd. Personen in dieser 
Altersgruppe, 2007 waren es bereits 392 Tsd. 
Gleichzeitig ist die Zahl der 50- bis 64-Jährigen 
ebenfalls, aber langsamer angestiegen. Seit dem 
Jahr 2000 ist sie sogar rückläufi g, so dass ein An-
stieg bei den über 80-Jährigen mit einer geringer 
werdenden Bevölkerung in der Altersgruppe 50 
bis 64 Jahre mit dem Ergebnis eines beschleu-
nigten Rückgangs des intergenerationalen Un-
terstützungskoeffi zienten zusammenfällt.

Pflegebedürftigkeit - Aktuelle Situation und 
Prognose

Im Jahr 2008 hat das BiB in Zusammenarbeit 
mit dem Statistischen Bundesamt die Broschüre 
„Bevölkerung – Daten, Fakten, Trends zum de-
mographischen Wandel in Deutschland“ veröf-
fentlicht, in der auch die Entwicklung der Pfl ege-
bedürftigkeit behandelt worden ist. 

Nach den Ergebnissen des Statistischen Bundes-
amts waren Ende des Jahres 2005 in Deutsch-
land 2,13 Millionen Menschen pfl egebedürftig. 
82 % von ihnen waren 65 Jahre und älter und 
33 % gehörten zur Altersgruppe 85 und älter. 
Pfl ege wird vor allem zu Hause in Privathaus-
halten geleistet. 1,45 Millionen der Pfl egebe-

dürftigen (68 %) sind zu Hause 
versorgt worden. Die Mehrheit 
von ihnen (980 Tsd.) ist dabei 
allein durch Angehörige versorgt 
worden, was mit Nachdruck auf 
die Bedeutung der Familie und 
des Funktionierens der Genera-
tionenbeziehungen im Prozess 
der demographischen Alterung 
verweist. Weitere 472 Tsd. der 
Pfl egebedürftigen lebten eben-
falls zu Hause, wurden aber 
teilweise bzw. gänzlich durch 
ambulante Dienste betreut. 677 
Tsd. Pfl egebedürftige waren in 
Pfl egeheimen untergebracht. 

Die Trends der letzten Jahre zei-
gen allerdings, dass die Bedeu-
tung der professionellen Pfl ege 

Der intergenerationale Unterstützungskoeffi zient bildet die de-
mographische Größenordnung zweier Generationen ab, die 
beispielsweise aus der Sicht von Unterstützungs- oder Pfl ege-
leistungen unmittelbar aufeinander bezogen sind. Dazu wird 
berechnet, wie viele Personen in der Altersgruppe von 50 bis 
64 Jahre pro Person für die Altersgruppe 80 Jahre und älter vor-
handen sind. Der Koeffi zient sagt nichts über die tatsächlichen 
Familienbeziehungen und möglichen Unterstützungsleistungen 
zwischen diesen Generationen aus, sondern zeigt lediglich an, 
ob sich aufgrund der demographischen Trends die Potenziale 
zwischen beiden Generationen verändert haben. 

Definition:  
Intergenerationaler Unterstützungskoeffizient

Abb. 33:  Intergenerationaler Unterstützungskoeffizient in Deutschland,   
1950 - 2007
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zunimmt und der Anteil der zu 
Hause Gepfl egten zurückgeht. 
So ist seit 1999 die Zahl der in 
Pfl egeheimen lebenden Men-
schen um 103 Tsd. gestiegen, 
während die Zahl der von Ange-
hörigen zu Hause betreuten Per-
sonen um 47 Tsd. gesunken ist. 

Die Pfl egebedürftigkeit steigt 
mit dem Alter deutlich an 
(Abb. 34). In der Altersgruppe 
75 - 80 Jahre sind nur ca. 10 % 
der Personen pfl egebedürftig. 
Danach steigt die Pfl egequote 
mit zunehmendem Alter rasant 
an. Bei den 90-jährigen und äl-
teren Menschen sind es durch-
schnittlich, bei großen Unter-
schieden zwischen Frauen und 
Männern, bereits etwa 60 %. Männer sind zu ca. 
40 % pfl egebedürftig, Frauen bereits zu etwas 
mehr als 75 %. Die höhere Pfl egequote der Frau-
en erklärt sich daraus, dass Frauen im höheren 
Alter häufi ger allein leben und daher öfter Pfl e-
geanträge stellen müssen. Männer werden da-
gegen im Fall der Pfl egebedürftigkeit von ihren 
Partnerinnen betreut. 

Die Prognose der Zahl der Pfl egebedürftigen  
durch das Statistische Bundesamt bis 2030  
(dabei wurde angenommen, dass die altersspe-
zifi schen Pfl egequoten konstant bleiben) lässt 
einen weiteren Anstieg auf mehr als 3 Millionen 
erwarten (Abb. 35). Auch der Anteil pfl egebe-
dürftiger Menschen an der Bevölkerung wird von 
heute 2,6 auf ca. 4 % anwachsen. Wichtig ist in 
diesem Zusammenhang der Hinweis, dass im-
mer mehr Hochbetagte zu pfl egen sein werden. 
Der Anteil der pfl egebedürftigen 
Personen, die 85 Jahre und älter 
sind, an den Pfl egebedürftigen 
insgesamt, wird sich von 33 auf 
48 % erhöhen. In der Altersgrup-
pe 60 bis unter 85 Jahre wird es 
dagegen leichte Rückgänge von 
53 auf 45 % geben. 

Diese Veränderungen sind Fol-
ge des Alterns der Bevölkerung. 
Geburtenstarke Jahrgänge ge-
langen aufgrund der hohen und 
steigenden Lebenserwartung 
in immer größerer Anzahl in die 
Altersjahre, in denen die Pfl ege-
quoten besonders hoch sind.   

Generationenbeziehungen - gegenseitige 
Verfügbarkeit

Im folgenden Abschnitt wird die gegenseitige 
Verfügbarkeit der Generationen nicht mehr auf 
der demographischen Makroebene, sondern auf 
der Ebene der Familienbeziehungen betrachtet. 
Hinsichtlich der Generationenpotenziale ist es 
wichtig zu wissen, in welchem Ausmaß Generati-
onen sich überhaupt gegenseitig zur  Verfügung 
stehen. Dazu sind die Daten des Generations 
and Gender Survey altersspezifi sch  danach aus-
gezählt worden, ob die Befragten Enkelkinder, 
Kinder, Eltern und Großeltern haben (Tab. 15). 

Die Ergebnisse zeigen eine hohe gegenseitige 
Verfügbarkeit der Generationen:

• 65 % der Befragten in der Altersgruppe 
60 bis 69 Jahre haben Enkelkinder. In der Al-
tersgruppe 70 bis 80 Jahre sind es 77 %.

Abb. 34: Pflegequoten nach Alter und Geschlecht in Deutschland, 2005 (in %)

Abb. 35: Pflegebedürftige nach dem Geschlecht in Deutschland, 1999 - 2030  
(in Millionen)
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 Zu diesem Ergebnis passt die Sicht der En-
kelkinder. 17- bis 29-Jährige haben zu 70 % 
zumindest ein Großelternteil. 

• Die Ergebnisse zu den 40- bis 59-Jährigen 
offenbaren deren Rolle als „Sandwichgene-
ration“. Die Altersgruppen 40 bis 49 und 50 
bis 59 Jahre haben zu ca. 80 % eigene Kinder. 
Die Altersgruppe der 40- bis 49-Jährigen ver-
fügt zudem noch zu 82 % über mindestens 
ein Elternteil. In der Altersgruppe 50 bis 59 
Jahre ist dieser Anteil auf 52 % gesunken. 

• In anderen Altersgruppen stellt sich die Ver-
fügbarkeit der Generationen zwangsläufi g 
anders dar. Je jünger die Befragten sind, des-
to geringer ist die Zahl der Enkelkinder (50 
bis 59 Jahre: 34 %) und je älter die Enkelkin-
der werden, umso seltener leben die Groß-
eltern noch. Befragte in der Altersgruppe 30 
bis 39 Jahre haben nur noch zu 28 % Großel-
tern, in der nachfolgenden Altersgruppe 40 
bis 49 Jahre sind es dann nur noch 8 % .

Es zeigen sich dennoch beträchtliche demogra-
phische Generationenpotenziale, die zum Teil 
weitgehend brach liegen. Das betrifft insbe-
sondere die Enkelkindergeneration der 20- bis 
30-Jährigen, die weitgehend noch Großeltern 
haben und zu Unterstützungsleistungen in der 
Lage sind.  

Einstellungen zu den Generationen- 
beziehungen

Forschungen zu den Generationenbeziehungen 
haben in den letzten Jahren am Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung einen deutlich höhe-
ren Stellenwert erhalten. Sie werden nicht mehr 
nur aus der demographischen Sicht behandelt, 
sondern viel stärker aus einer soziologischen 
Perspektive. Zunächst sind in der Population 
Policy Acceptance Study die Einstellungen der 

Bevölkerung zu den Generationenbeziehungen 
untersucht worden. Dabei ging es insbesondere 
um Pfl ege im Alter, die Zuständigkeiten, die Fra-
ge, wer pfl egen sollte und wo man bei Pfl egebe-
dürftigkeit leben möchte. 

Pfl ege im Alter wurde sowohl auf der gesell-
schaftlichen als auch auf der persönlichen Ebe-
ne thematisiert, d.h. zunächst wurde allgemein 
die Meinung zur Pfl ege von älteren Menschen in 
unserer Gesellschaft erfragt, um dann konkre-
ter nach den Vorstellungen zur Pfl ege im eige-
nen Alter zu fragen. Die Antworten ergeben den 
Wunsch nach einem Mix aus öffentlicher und pri-
vater Pfl ege, der je nach konkreter Fragestellung 
eher zur Pfl ege durch die nächsten Verwandten 
oder durch öffentliche Institutionen tendiert, die 
jeweils andere Möglichkeit jedoch immer stark 
mit einschließt. 

Die Ergebnisse lassen sich dahingehend inter-
pretieren, dass der Gesellschaft vor allem die 
Aufgabe der Bereitstellung angemessener Ins-
titutionen und Dienste zur Pfl ege älterer Men-
schen zugewiesen wird (84,4 %), die Pfl ege 
selbst aber vor allem von den Kindern erwartet 
wird (73,5 %). Dabei halten mehr als zwei Drit-
tel der Befragten (67,8 %) die Pfl ege durch Kin-
der nicht nur für wünschenswert, sondern sogar 
für die Pfl icht der Angehörigen und nur 14,8 % 
lehnen sie vollkommen ab (Tab. 16). Die Pfl e-
ge älterer Menschen durch die eigenen Kinder 
scheint als gesellschaftliche Norm noch star-
ke Geltung zu besitzen, d.h. man fühlt sich zur 
Pfl ege der Eltern verpfl ichtet, ohne dass diese 
Aufgabe unbedingt der eigenen Wunschvorstel-
lung entsprechen muss. In diesem Sinne kann 
zumindest das Ergebnis interpretiert werden, 
dass zwar über die Hälfte der Befragten die al-
ten Eltern zu sich nehmen würde, wenn diese 
pfl egebedürftig werden, dass aber nur knapp 

Tab. 15: Vorhandensein von Enkelkindern, Kindern, Eltern und Großeltern  nach dem Alter der Befragten (in %) 

Altersgruppe der 
Befragten (Jahre)

Verwandtschaftsbeziehung

Enkelkinder Kinder Eltern Großeltern

ja nein ja nein ja nein ja nein

17 - 29 0,2 99,8 21,3 78,7 93,8 6,2 70,4 29,6

30 - 39 0,3 99,7 65,2 34,8 91,6 8,4 28,5 71,5

40 - 49 7,6 92,4 80,2 19,8 81,9 18,1 7,8 92,2

50 - 59 33,8 66,2 81,6 18,4 51,9 48,1 1,2 98,8

60 - 69 64,7 35,3 78,6 21,4 14,2 85,8 0,3 99,7

70 - 80 76,8 23,2 74,0 26,0 1,8 98,2 0,2 99,8

Datenquelle: BiB, Generations and Gender Survey 2005
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ein Drittel dies auch wirklich gern tun würde. 
Diesen gesellschaftlichen Erwartungen entspre-
chend wird schließlich die Aussage, alte Men-
schen sollten in Seniorenwohnheimen leben, 
auch überwiegend abgelehnt. 

Beim Thema „Pfl ege im Alter” zeigen sich fer-
ner wieder Meinungsunterschiede, die durch 
die unmittelbare Betroffenheit der Befragten 
hervorgerufen werden. Zunächst gilt, dass die 
Pfl ege durch eigene Kinder und Angehörige 
umso stärker befürwortet wird, je älter die Be-
fragten sind und ebenso, dass Befragte, die 
selbst Kinder haben, häufi ger der Forderung 
nach Mithilfe der Angehörigen zustimmen als 
solche ohne eigene Kinder. Es bestätigt sich 
auch die Erwartung, dass die Pfl ege älterer Men-
schen eher Frauen als Männern 
zugeschrieben wird in dem Sin-
ne, dass Frauen ihre alten Eltern 
eher zu sich nehmen würden als 
Männer. Der Ost-West-Vergleich 
zeigt in den neuen Bundeslän-
dern eine stärkere Zuweisung 
von Verantwortlichkeiten an den 
Staat als in den alten, d.h. von 
den Befragten aus den neuen 
Bundesländern weisen 91,2 % 
die Bereitstellung von Diensten 
für ältere Menschen der Gesell-
schaft zu, in den alten Bundes-
ländern dagegen nur 82,7 %. 
Schließlich bestehen Unter-
schiede zwischen Land- und 
Stadtbewohnern, die wohl vor 
allem auf die unterschiedlichen 
Wohnverhältnisse der beiden 
Gruppen zurückzuführen sind, 

denn Landbewohner sind eher bereit und wohl 
auch in der Lage, ihre alten Eltern zu sich zu 
nehmen. Einen weiteren Faktor zur Erklärung 
der Stadt-Land-Unterschiede könnte außerdem 
eine stärkere Verankerung traditioneller Werte 
auf dem Land darstellen, wo man die Pfl ege al-
ter Eltern noch stärker für eine Pfl icht der Kinder 
hält als in der Stadt.

Bei konkreteren Fragen nach Helfern, die im 
Bedarfsfall die Pfl ege Älterer übernehmen soll-
ten, kristallisiert sich klar der Wunsch nach fa-
miliärer Pfl ege heraus (Abb. 36). Diese Aufgabe 
wird zuallererst dem Partner bzw. Ehepartner  
und den Kindern zugeschrieben, letzteren aber 
bereits mit deutlich geringerer Zustimmung, da 
kinderlose Befragte trotz der allgemeinen Fra-

Aussagen %

1. Die Gesellschaft sollte sich in erster Linie durch die Bereitstellung von angemessenen Institutionen und
Diensten um ältere Menschen kümmern

84,4

2. Die Kinder sollten sich um die älteren Menschen kümmern 73,5

3. Es ist die Pfl icht der Angehörigen, sich um die älteren Menschen zu kümmern 67,8

4. Wenn meine Eltern alt sind und sich die Notwendigkeit ergibt, würde ich sie bitten, bei mir zu wohnen 51,7

5. Alte Menschen sollten nur im Seniorenheim leben, wenn sich niemand in der Familie um sie kümmern 
kann

47,9

6. Ich hätte gern, dass meine Eltern bei mir wohnen, wenn sie alt sind 32,8

7. Wenn man kleine Kinder hat, sollte man sich nicht auch noch um seine alten Eltern kümmern müssen 21,5

8. Es ist nicht die Aufgabe der Kinder, sich um ihre alten Eltern zu kümmern 14,8

9. Alte Menschen sollten in Seniorenheimen leben 14,6

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 16: Zustimmung zu Aussagen über die Pflege von älteren Menschen 
(Anteile der „stimme zu“- und „stimme voll und ganz zu“-Antworten / in %)

Abb. 36: Verantwortung für die Hilfe älterer Menschen bei ständigem Pflegebedarf  
(„stimme zu“- und „stimme voll und ganz zu“-Antworten / in %)
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gestellung seltener Kinder als Helfer angegeben 
haben. Bereits an dritter und vierter Stelle fol-
gen dann allerdings öffentliche Einrichtungen, 
wobei freiwillige und gemeinnützige Organisa-
tionen noch vor privaten bezahlten Diensten 
genannt werden. In diesem Ergebnis drückt sich 
möglicherweise ein Misstrauen gegen private 
Dienstleister im Bereich der Altenpfl ege aus, das 
durch vermehrte Medienberichte über schlech-
te Standards mit entstanden ist. Damit sollten 
aus Sicht der Befragten also tatsächlich nur die 
nächsten Angehörigen, d.h. (Ehe-)Partner und 
Kinder die Pfl ege übernehmen, während andere 
Angehörige, ebenso wie Freunde oder Nachbarn 
weniger akzeptiert werden als andere Dienst-
leister auf diesem Gebiet.

Bei den Wünschen zur Lebenssituation im eige-
nen Alter steht die persönliche Autonomie an 
erster Stelle, d.h. man möchte zuallererst „zu 
Hause” wohnen, kombiniert mit verschiedenen 
Konstellationen privater und öffentlicher Pfl ege 
(Tab. 17). Im Bedarfsfall spielen professionelle 
Pfl egedienste als mögliche Unterstützung im All-
tag eine entscheidende Rolle, teils in Kombinati-
on mit der Hilfe von Kindern. Die alleinige Hilfe 
durch Kinder wird erst an dritter Stelle genannt, 
bei Personen mit eigenen Kindern wohl auch, um 
durch Freiräume auf beiden Seiten das Verhält-
nis zwischen den Generationen nicht übermäßig 
zu belasten. Bei Personen ohne eigene Kinder 
fehlt dagegen die eigene Betroffenheit. Die hohe 
Bedeutung dieser drei Arrangements der Pfl ege 
zu Hause zieht sich durch alle gesellschaftlichen 
Gruppen. Auffallend ist lediglich, dass bestimm-
te Gruppen familiäre Hilfe gegenüber der rein 
professionellen leicht bevorzugen, d.h. jüngere 
Befragte ebenso wie diejenigen mit Kindern, mit 
höherer Bildung, Frauen und Befragte aus den 
neuen Bundesländern wählen den öffentlich-
familiären Hilfsmix vor der rein professionellen 

Pfl ege. Interessant ist, dass an vierter Stelle 
keine weiteren verwandtschaftlichen Konstruk-
tionen stehen, sondern Seniorenheime, die in 
allen Gruppen von ca. 10 % der Befragten ge-
wünscht werden. Eine Ausnahme stellen hier 
lediglich die neuen Bundesländer dar, in denen 
16,2 % als gewünschte Lebensform im Alter 
ein Seniorenheim angeben und die damit weit 
über dem Durchschnitt liegen. Eine mögliche 
Erklärung für diese Wahl könnte in der starken 
Abwanderung vor allem junger Menschen aus 
den neuen Bundesländern liegen, die von den 
Befragten antizipiert wird. Für die Pfl ege im Alter 
werden diese dann nicht zur Verfügung stehen, 
weshalb ein Seniorenheim als eine vernünftige 
Alternative erscheinen kann.

Distanzen und Kontakthäufigkeiten

Räumliche Nähe und häufi ge Kontakte sind  
wichtige Faktoren, die die Art und Weise emo-
tionaler Beziehungen und gegenseitiger Unter-
stützungsleistungen beeinfl ussen. Auf der Basis 
der GGS-Ergebnisse ist das BiB zu der Schluss-
folgerung gelangt, dass die Generationenbezie-
hungen im Wesentlichen intakt sind. Danach 
stellt sich die Frage, inwieweit die Bedingungen  
aufgrund der Entfernungen zwischen den Wohn-
orten der Kinder und Eltern und der Häufi gkeit 
der persönlichen Kontakte (face-to-face) das 
Leben von Generationenbeziehungen möglich 
machen. 

Distanzen

Tabelle 18 zeigt anhand der Zeitdauer, die Kin-
der benötigen, um zu Mutter oder Vater bzw. 
beiden zu gelangen, dass ein Großteil der Kin-
der in relativer Nähe zu seinen Eltern wohnt. 
Unterschiede zwischen den Distanzen zu Mutter 
und Vater sind nicht aufgefunden worden. 

Lebensformen bei täglicher Hilfebedürftigkeit %

1. Zu Hause, aber mit professioneller Hilfe (Pfl egedienst) 30,1

2. Zu Hause, aber mit regelmäßiger professioneller Hilfe und Hilfe meiner Kinder oder anderer 
Verwandter

29,3

3. Zu Hause, aber mit regelmäßiger Hilfe meiner Kinder und meiner Familie 21,3

4. In einem Seniorenheim 10,8

5. Ich würde gern bei einem meiner Kinder im Haus / in der Wohnung wohnen 4,2

6. Sonstiges 2,4

7. Zu Hause, aber mit einem meiner Kinder oder Verwandten, der mit mir zusammenzieht 1,9

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003

Tab. 17: Gewünschte Lebensformen im eigenen Alter bei täglicher Hilfsbedürftigkeit 
(Antworten in % / nur eine Antwort war möglich)
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Ca. 18 % brauchen weniger als 10 Minuten, um 
zu den Eltern oder einem Elternteil zu gelangen. 
20 % der Befragten benötigen dafür 10 bis un-
ter 20 Minuten und etwa 10 % gaben an, 20 bis 
unter 30 Minuten zu benötigen. Knapp die Hälf-
te der Kinder können ihre Eltern innerhalb einer 
halben Stunde erreichen. 17 % können diesen 
Weg in einer Zeit von 30 Minuten bis zu einer 
Stunde zurück legen. Danach haben immerhin 
etwa 65 % der befragten Kinder aufgrund der Di-
stanzen relativ günstige Möglichkeiten, um ihre 
Eltern zu besuchen. 

Sehr große Distanzen zu den Eltern sind da-
gegen eher selten. 5 % gaben an, für den Weg 
mehr als 10 Stunden zu benötigen. 9 - 10 % be-
wältigen den Weg in einem Zeitraum von 4 bis 
unter 10 Stunden. 

Kontakte

Etwas weniger als die Hälfte der Befragten hat 
einen sehr regelmäßigen Kontakt zu den Eltern. 
46 % sehen die Mutter und 43 % den Vater zu-
mindest einmal in der Woche (Tab. 19). Zählt 
man die Kategorie „mehrmals im Monat“ noch 
zu den regelmäßigen Kontakten, dann sind es 
bei der Mutter 64 % und beim Vater 63 % mit 
einer engen Kontakthäufi gkeit. Die Gruppe der-
jenigen, die kaum Kontakte zu den Eltern unter-
halten, ist kleiner als die mit regelmäßigen Kon-
takten, aber auch nicht übersehbar. Immerhin 
sind es 27 %, die die Eltern nur mehrmals im 
Jahr bis nie sehen. Es sind allerdings nur wenige 
(1,5 %), bei denen die Kontakte völlig verloren 
gegangen sind. 

Bei der Kontakthäufi gkeit fi nden sich wie gese-
hen Unterschiede in den Kontakten zu Mutter 
und Vater, die zusätzlich vom Geschlecht der 
Kinder abhängig sind. Generell besteht eine hö-
here Kontakthäufi gkeit zur Mutter. Die intensivs-
te Kontakthäufi gkeit fi ndet sich von der Tochter 
zur Mutter. 31 % der befragten Frauen sehen 
ihre Mutter täglich oder mehrmals in der Woche. 
Danach folgen in der Reihenfolge der Kontakt-
häufi gkeit die der Tochter zum Vater, dann die 
des Sohnes zur Mutter und die des Sohnes zum 
Vater. 25 % der Männer sehen ihren Vater täg-
lich oder mehrmals die Woche. 

Kontakte und Distanzen

Kontakthäufi gkeiten und die Entfernungen zwi-
schen den Generationen stehen in einem engen 
Zusammenhang.  Zwei Hauptgruppen sind auf-
gefunden worden. Auf der einen Seite sind es 

diejenigen, bei denen Nähe und häufi ge Kontak-
te miteinander verknüpft sind. Das ist die Grup-
pe mit einem hohen Generationenpotenzial für 
das Erbringen von Pfl ege- oder Unterstützungs-
leistungen. In einer engeren Sicht (Kontakte: 
täglich, mehrmals in der Woche oder einmal in 
der Woche; Distanz: Erreichen der Eltern inner-
halb von 30 Minuten) sind das 37 %. Wird die 
Distanz auf 60 Minuten erhöht und noch die 
Kontakthäufi gkeit „mehrmals im Monat“ ein-
bezogen, sind es 58 %, denen enge Generati-
onenbeziehungen bescheinigt werden können. 
Auf der anderen Seite steht die Gruppe, bei der 
hohe Distanzen mit niedriger Kontakthäufi gkeit 
einhergeht. Es sind 20 %, die mehr als 2 Stun-
den brauchen, um zu den Eltern zu gelangen 
und sich bestenfalls mehrmals im Jahr sehen. 

Tab. 18: Distanzen der Befragten zu den Eltern in Minuten bzw. 
Stunden (in %)

Distanzen in Minuten und 
Stunden

zur Mutter zum Vater

% %
kum.

% %
kum.

bis unter 10 Minuten 18,0 18,0 18,3 18,3

10 bis unter 20 Minuten 21,3 39,3 19,2 37,6
9,7 49,0 10,1 47,620 bis unter 30 Minuten

30 bis unter 45 Minuten 12,7 61,6 12,7 60,3

45 bis unter 60 Minuten 4,3 65,9 4,0 64,4

1 bis unter 1,5 Stunden 8,2 74,1 8,7 73,1

1,5 bis unter 2 Stunden 3,1 77,2 3,5 76,6

2 bis unter 3 Stunden 5,4 82,6 5,6 82,2

3 bis unter 4 Stunden 3,5 86,1 3,6 85,8

4 bis unter 5 Stunden 2,8 88,9 2,4 88,2

5 bis unter 10 Stunden 6,5 95,4 7,1 95,3

10 Stunden und mehr 4,6 100 4,7 100

Datenquelle: BiB, Generations and Gender Survey 2005

Tab. 19: Kontakthäufigkeit  der befragten Frauen und Männer zu 
Mutter und Vater (in %)

Häufi gkeit zur Mutter zum Vater

Männer Frauen Männer Frauen

Täglich 10,5 12,0 9,7 9,5

Mehrmals in der Woche 16,7 19,4 15,7 19,6
17,5 16,2 14,8 15,5Einmal in der Woche

Mehrmals im Monat 18,6 16,8 21,1 19,2

Einmal im Monat 8,0 9,3 9,6 9,2

Mehrmals im Jahr 18,7 17,2 18,9 18,6

Einmal im Jahr 4,5 3,8 4,8 3,8

Seltener 4,4 3,5 3,7 3,3

Nie 1,1 1,8 1,6 1,3

Datenquelle: BiB, Generations and Gender Survey 2005
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Eine dritte mit 3 % sehr kleine Gruppe sind die 
Frauen und Männer, die bei räumlicher Nähe nur 
selten Kontakt zu den Eltern haben. Sie wurde 
nach den Kriterien Erreichbarkeit in weniger als 
45 Minuten und Kontakte bestenfalls mehrmals 
im Jahr gebildet. Für diese Gruppe ist anzuneh-
men, dass die Generationenbeziehungen nicht 
intakt sind.   

Eine mögliche vierte Gruppe mit den Merkmalen 
große Distanzen und häufi ge Kontakte kommt 
nahezu nicht vor.

Potenziale nach Lebensformen

Ein weiteres Differenzierungsmerkmal in den 
Rahmenbedingungen ist in den Lebensformen 
ausgemacht worden. Nachfolgend werden aus-

schließlich diejenigen differenziert nach Lebens-
formen betrachtet, die in dem hier gewählten 
Kontext über ein hohes Generationenpotenzial in 

der weiteren Sicht (also Erreichbarkeit in höchs-
tens einer Stunde und Kontakte mindestens 
mehrmals monatlich) verfügen. Das Ergebnis 
ist eindeutig: Es kommt in erster Linie auf das 
Geschlecht der Eltern und das Vorhandensein 
von Enkelkindern an (Tab. 20). Differenziert man 
zunächst nur nach den Lebensformen, dann 
zeigt sich, dass die Gruppe mit einem günstigen 
Generationenpotenzial bei den Singles (44 %), 
dem Living Apart Together ohne Kinder (44 %) 
und den nichtehelichen Lebensgemeinschaften 
ohne Kinder (43 %) kleiner ist als bei den üb-
rigen Lebensformen. Sind die Befragten verhei-
ratet, haben aber keine Kinder, vergrößert sich 
die Gruppe mit günstigen Rahmenbedingungen 
auf 51 %. Ein ähnlicher Wert fi ndet sich bei den 
Alleinerziehenden im Living Apart Together. Am 
größten ist die Gruppe in den Lebensformen Al-
leinerziehend (58 %), Ehe mit Kindern (58 %) 
und nichteheliche Lebensgemeinschaft mit Kin-
dern (60 %). 

Wird zusätzlich noch nach Vater und Mutter un-
terschieden, wird teilweise wieder der engere 
Kontakt zur Mutter offensichtlich. Enkelkinder 
scheinen dabei zu bewirken, dass sich die Kon-
takte zu Vater und Mutter kaum unterscheiden. 
Deutliche Unterschiede fi nden sich, wenn die 
Kinder Single sind. Bezogen auf die Mutter be-
trägt die Gruppe mit günstigen Rahmenbedin-
gungen 49 %, bezogen auf den Vater nur 40 %.

Vor allem das Zusammenleben mit Kindern führt 
dazu, dass die Generationenbeziehungen enger 
werden. Das Fazit lautet daher: Enkelkinder be-
fördern Generationenbeziehungen. Ohne Enkel-
kinder ist das Generationenpotenzial der Frauen 

höher als das der Männer.

Großeltern und Enkelkinder

Ein bislang eher selten unter-
suchter Sachverhalt sind die 
Generationenbeziehungen zwi-
schen Großeltern und Enkelkin-
dern. Generell ist festzustellen, 
dass den Großeltern eine wich-
tige Rolle hinsichtlich der Enkel-
kinder zugewiesen wird. Im GGS 
war die Aussage „Großeltern 
sollten sich um ihre Enkelkinder 
kümmern, wenn es die Eltern 
dieser Kinder nicht können“ 
zu bewerten. Dieser Aussage 
stimmten 78 % zu, während nur 
6 % ablehnend antworteten. 

Abb. 37: Häufigkeit der Kontakte zwischen Großeltern und Enkelkindern (in %)

Tab. 20:  Gruppe mit hohem Generationenpotenzial nach   
Lebensformen (in %)

Lebensformen Insg. Mutter Vater

Single 44,5 48,7 39,6

Living Apart Together ohne Kinder 44,1 46,1 42,2
42,6 40,0 45,4Nichteheliche Lebensgem. ohne Kinder

Ehe ohne Kinder 51,3 50,6 52,2

Alleinerziehend 57,7 57,2 58,5

Alleinerziehend / Living Apart Together 51,6 49,4 55,6

Nichteheliche Lebensgem. mit Kind(ern) 60,0 61,2 58,2

Ehe mit Kind(ern) 57,6 57,8 57,3

Datenquelle: BiB, Generations and Gender Survey 2005
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Großeltern verfügen auch über 
eine relativ hohe Kontakthäufi g-
keit zu ihren Enkelkindern. 9 % 
sehen die Enkelkinder täglich, 
18 % mehrmals in der Woche 
und 12 % einmal in der Woche 
(Abb. 37). Es sind also 39 % der 
Großeltern, die sehr intensive 
Kontakte zu den Enkelkindern 
unterhalten. 19 % kümmern 
sich mehrmals im Monat um die 
Enkelkinder. Es gibt aber auch 
unter den Großeltern eine nicht 
unbedeutende Gruppe, die sich 
erheblich seltener um die Enkel-
kinder kümmert. 16 % haben 
mehrmals im Jahr Kontakt und 
19 % einmal im Jahr oder selte-
ner.

Generationentransfers

Generationentransfers sind im 
GGS in emotionaler und materi-
eller/monitärer Hinsicht themati-
siert worden.  Die in den vorherigen Abschnitten 
dargestellten Ergebnisse zu den Generationen-
potenzialen sagen sehr wenig über die Qualität 
der Generationenbeziehungen und nichts über 
die Transferleistungen zwischen den Generatio-
nen aus.

Kontakte und Distanzen sind in den Generatio-
nenbeziehungen angelegte  Chancen, die sich 
erst erschließen müssen. Einen ersten Aufschluss 
über die Qualität der Generationenbeziehungen 
geben die Angaben zur Zufriedenheit mit diesen 
Beziehungen. Auch hier fällt ein eher positives 
Licht auf die Generationenbeziehungen. Die Ant-
worten zu den Zufriedenheiten waren anhand 
einer Skala von 0 bis 10 (10 = höchster Zufrie-
denheitswert) zu geben. Das durchschnittliche 
Zufriedenheitsmaß für die Beziehung zur Mutter 
von 8,1 und für die Beziehung zum Vater von 
7,8 zeigt, dass zumindest die Kindergeneration 
eine deutlich positive Sicht auf den Umgang mit 
ihren Eltern entwickelt. Ein hohe Kontakthäufi g-
keit befördert die Zufriedenheiten (Abb. 38). Die 
Zufriedenheitsmaße bei täglichen Kontakten 
von 8,8 (Mutter) und 8,6 (Vater) übersteigen die 
durchschnittlichen Werte. Die Werte verringern 
sich mit dem Seltenerwerden der Kontakte. 

Die in diesen Analysen erzielten Ergebnisse ste-
hen für im Wesentlichen intakte Generationen-
beziehungen. In einem großen Teil der Bevölke-

rung werden enge Kontakte gepfl egt und dort, 
wo die Kontakte eng sind, ist auch die Zufrie-
denheit mit der Beziehung höher.

Mehr über die emotionalen Transfers zeigt die 
Beantwortung der Frage, mit wem die Befragten 
in den letzten 12 Monaten über ihre persönlichen 
Erfahrungen und Gefühle gesprochen haben. 
Obwohl die erwachsenen Kinder größtenteils 
enge Beziehungen zu den Eltern pfl egen, sind 
diese nicht erste Wahl als Gesprächspartner, 
wenn die Kinder über Erfahrungen und Gefühle 
sprechen. Bei der übergroßen Mehrheit (81 %) 
ist der Partner der häufi gste Ansprechpartner, 
gefolgt von Freunden und Bekannten mit 38 % 
(Abb. 39). Danach erst kommen die engsten Ver-
wandten, die Schwester und die Mutter mit ver-
gleichsweise niedrigen Anteilen von 8 bis 9 % 
und der Vater mit 5 %. Andere Personen oder 
Einrichtungen sind in diesem Kontext noch be-
deutungsloser.      

Werden nur diejenigen betrachtet, die in einer 
Partnerschaft leben, dann gewinnt erwartungs-
gemäß der Lebenspartner eine noch höhere 
Bedeutung. Alle übrigen Bezugspersonen wer-
den dann noch weniger wichtig. Bei den ohne 
Partner Lebenden tritt ein eher überraschendes 
Ergebnis hervor. Bei emotionalen Transfers tre-
ten nicht etwa Eltern oder Geschwister an die 
vorderste Stelle, sondern Freunde und Bekannte. 

Abb. 38: Durchschnittliche Zufriedenheit mit den Kontakten zu den Eltern nach der 
Kontakthäufigkeit (0 = überhaupt nicht zufrieden, 10 = sehr zufrieden)
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Die Mutter, die Schwester oder der Vater erfah-
ren zwar einen Bedeutungszuwachs, es beste-
hen aber deutliche Unterschiede bei der Wich-
tigkeit von Freunden und Bekannten (72 %) und 
der Mutter (23 %) als wichtigsten Ansprechpart-
ner in der Familie. Wenn also über Gefühle und 
Erfahrungen zu reden ist, geschieht dies relativ 
selten mit den Eltern, aber auch nicht mit den 
Kindern. Es kann vermutet werden, dass der 
Freundeskreis aufgrund der Gleichaltrigkeit und 
der damit verbundenen ähnlichen Erfahrungs-

welt eine so hohe Bedeutung als 
Gesprächspartner erlangt hat. 

Materielle Transfers, sei es in 
Form von Geldgeschenken oder 
dem Überlassen von Sach-
werten, sind Bestandteil der 
Generationenbeziehungen. In 
der Bevölkerung wird es weit-
gehend als normal angesehen, 
dass sich Eltern und Kinder in 
Problemsituationen gegenseitig 
fi nanziell unterstützen sollten. 
Die Aussage „Eltern sollten ihre 
erwachsenen Kinder unterstüt-
zen, wenn diese fi nanzielle Pro-
bleme haben“, wurde von zwei 
Dritteln der Befragten zustim-
mend beantwortet.  Ablehnende 
Haltungen waren mit 9 % selten. 
Ein ähnliches Antwortverhalten 
besteht, wenn es um die fi nan-

zielle Unterstützung der Eltern durch die Kinder 
geht. Hier stimmten 60 % zu und nur 14 % lehn-
ten ab. 

Allerdings sind tatsächliche materielle Unter-
stützungsleistungen von Personen außerhalb 
des Haushalts eher die Ausnahme. Auf die Fra-
ge „Haben Sie oder Ihr Ehepartner in den letzten 
zwölf Monaten einmal, gelegentlich oder regel-
mäßig Geld, Vermögen oder sonstige Wertge-

genstände von einer Person au-
ßerhalb des Haushalts erhalten“ 
(eingeschlossen waren darin 
auch Grundstücke und Erbschaf-
ten), haben nur 4 % mit ja geant-
wortet. 

Der Transfer materieller Werte 
fi ndet nahezu ausschließlich in-
nerhalb der Familie statt. Freun-
de, Bekannte, Nachbarn oder 
Kollegen sowie Organistionen 
oder Unternehmen spielen da-
bei so gut wie keine Rolle. Der 
überwiegende Anteil solcher 
Transferleistungen  wird von den 
eigenen Eltern geleistet. 59 %  
der erwachsenen Kinder gaben 
an, sie von Mutter oder Vater er-
halten zu haben (Abb. 40). Die 
Schwiegereltern haben einen 
Anteil von 14 und die Großeltern 
von 10 %. 83 % aller Transfer-
leistungen fi nden demnach im 

Abb. 39:  Gesprächspartner erwachsener Kinder über Erfahrungen und Gefühle 
 (in %) 
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Abb. 40:  Personen außerhalb des Haushalts, die Transferleistungen erbracht  
haben (in %) 
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Generationenverbund zwischen Kindern, Eltern 
und Großeltern statt, wobei der Fluss von den 
Eltern zu den Kindern dominiert. Die generatio-
nenüberspringende Weitergabe von Werten ist 
nur wenig verbreitet. Die Analyse  der selbst ge-
leisteten Transfers führt zu einem nahezu iden-
tischen Bild wie bei den empfangenen Transfer-
leistungen. Die Leistungen sind in aller Regel 
auch in diesem Fall an die Kinder gerichtet, die 
eigenen Eltern, Großeltern, die Enkelkinder oder  
auch Geschwister werden nur selten bedacht. 
Einige Beispiele sollen das verdeutlichen: So 
sind die Geschwister mit 1 % (Bruder) bzw. 2 % 
(Schwester) quasi nicht mit Schenkungen be-
dacht worden. Auch andere Verwandte und der 
Freundes- oder Bekanntenkreis haben mit ca. 
3 % nur einen geringen Anteil inne.

Transferleistungen erfolgen zu etwa gleichen 
Teilen einmalig, gelegentlich oder regelmäßig. 
Sie bestehen zu einem überwiegenden Teil aus 
Geld- oder Vermögensleistungen. Kleinere Sum-
men von unter 500 Euro kommen dabei nur we-
nig häufi ger vor als größere Summen in einem 
Bereich von 5 bis 10 Tsd. Euro oder darüber.

Das BiB hat darüber hinaus auch sehr spezifi -
sche Untersuchungen zum Thema Generatio-
nentransfers vorgenommen. Ebenfalls auf der 
Basis des GGS ist gefragt worden, wie sich fa-

miliales soziales Kapital auf den Kinderwunsch 
auswirkt. Ausgegangen wurde von der Annah-
me, dass die Verfügbarkeit von sozialem Ka-
pital, die Rückgriffsmöglichkeit auf zeitliche, 
fi nanzielle und emotionale Ressourcen einen 
positiven Einfl uss auf den Kinderwunsch hat. 
Herausgefunden wurde, dass dem eigenen so-
zialen Netzwerk, und hier vor allem den Großel-
tern, verglichen mit institutionellen Hilfen, eine 
größere Bedeutung für die weitere Familienpla-
nung zukommt. Dieses Ergebnis führt allerdings 
nicht zu dem Schluss, dass die öffentliche Kin-
derbetreuung als weniger wichtig eingeschätzt 
wird. Die Generationenbeziehungen sind neben 
öffentlicher institutioneller Unterstützung die 
wichtigste Quelle zeitlicher Ressourcen, auf die 
junge Eltern  zurückgreifen können. Die weitaus 
wichtigsten Akteure bei der zeitlichen Entlas-
tung sind die Großeltern. Signifi kante Auswir-
kungen auf den weiteren Kinderwunsch zeigten 
sich für die informelle zeitliche Unterstützung 
insbesondere bei Personen, die einer institutio-
nellen Kinderbetreuung kritisch gegenüber ste-
hen. Die Oma macht also den Unterschied. Hier 
ist ein Ergebnis gefunden worden, das der Rolle 
der Enkelkinder hinsichtlich der Bedingungen 
für die Kontakte zwischen den Generationen 
entspricht, die sich mit dem Vorhandensein von 
Enkelkindern deutlich verbessern. 

Ette, Andreas; Ruckdeschel, Kerstin; Unger, Rainer (Hrsg:), 2009: Intergenerationale Beziehungen: Determinanten, Am-
bivalenzen und Potentiale. (Im Erscheinen). Beiträge von BiB-Mitarbeitern in diesem Band:

Ette, Andreas; Ruckdeschel, Kerstin; Unger, Rainer: Einleitung: Determinanten, Ambivalenzen und Potentiale inter-
generationaler Beziehungen

Dorbritz, Jürgen: Intergenerationale Beziehungen im demographischen Wandel

Roloff, Juliane: Determinanten immaterieller Transfers: Die Perspektive erwachsener Kinder auf die Unterstützung 
ihrer Eltern

Di Giulio, Paola; Buehler, Christoph; Ette, Andreas; Fraboni, Romina; Ruckdeschel, Kerstin: Wohlfahrtsstaatliche und 
innerfamiliäre Unterstützungsleistungen und ihr Einfl uss auf den Kinderwunsch

Ette, Andreas; Ruckdeschel, Kerstin, 2007: Die Oma macht den Unterschied! Der Einfl uss institutioneller und infor-
meller Unterstützung für Eltern auf ihre weiteren Kinderwünsche. In: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 32, 
1-2: 51-72

Aktuelle Veröffentlichungen aus dem BiB zu den Generationenbeziehungen 
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Dass in unserer Gesellschaft nach wie vor eine 
geschlechtsspezifi sche Zuweisung von Rollen, 
Aufgaben und Tätigkeiten existiert, ist unbestrit-
ten. Und trotz der Diskussionen um die „neuen 
Väter“ sind die Männer traditioneller als allge-
mein angenommen. Während den Frauen große 

Emanzipationssprünge beschei-
nigt werden, scheint sich die Rolle 
der Männer nur allmählich zu wan-
deln. Sie sehen sich häufi g noch 
immer in der Ernährerrolle und 
weisen den Frauen die Zuständig-
keit für Kinder und Haushalt zu. 

Erwerbsquoten 

Die Fixierung der Frauen auf die 
Familie zeigen die Erwerbsquoten 
von Frauen und Männern nach 
dem Alter der Kinder. Abbildung 
41 veranschaulicht, dass die Er-
werbstätigenquote der Männer 
vom Alter ihrer Kinder unbeein-
fl usst ist. Bei den Frauen zeigt 
sich dagegen ein eindeutiger Zu-
sammenhang: Je jünger die Kin-
der sind, desto niedriger sind die 
Frauenerwerbsquoten. Männer 
mit Kindern unter 3 Jahren sind 

zu 85 % erwerbstätig. Frauen sind es  nur zu 
30 %. Mit steigendem Alter der Kinder und ihrer 
zunehmenden Selbständigkeit steigt die Frau-
enerwerbstätigenquote dann kontinuierlich an.  

In der Altersgruppe 3 bis unter 6 
Jahre beträgt der Erwerbstätigen-
anteil bereits 58 %. Ist das Kind 
(bzw. das jüngste Kind) 15 bis 
unter 18 Jahre alt, unterscheiden 
sich die Erwerbstätigenquoten 
von Frauen (74 %) und Männern 
(86 %) weniger stark.  

Arbeitsteilungen zwischen den 
Geschlechtern

Im Generations and Gender 
Survey bestätigt sich die ge-
schlechtsspezifi sche Zuweisung 
der kind- und haushaltsorien-
tierten Tätigkeiten an die Frauen. 
Insgesamt waren 13 im Haushalt 
anfallende Tätigkeiten danach zu 
bewerten, wer sie normalerwei-
se ausführt. Aus Sicht der Frauen 
werden von diesen 13 Tätigkei-

Geschlechterrollen

Abb. 41: Erwerbstätigenquoten von Müttern und Vätern nach dem Alter der Kinder  
(in %) 

Der Generations and Gender Survey (GGS) ist eine international vergleichbare 
Paneluntersuchung mit dem Ziel, aktuelle Daten zu Familienbeziehungen in In-
dustrieländern zu gewinnen. Im Mittelpunkt steht die Untersuchung der wesent-
lichen Faktoren zur Erklärung von Fertilität, Partnerschaft und Generationenbezie-
hungen. Er kann in der Nachfolge des Family and Fertility Surveys (vgl. dazu S. 50) 
gesehen werden und wurde wie dieser von der UNECE in Genf koordiniert und von 
den Mitgliedsländern selbst durchgeführt. Es ist geplant, mindestens drei Wellen 
der GGS-Befragungen in allen beteiligten Ländern durchzuführen.

In Deutschland wurden bisher zwei Wellen zur Befragung der deutschen Bevöl-
kerung durch TNS Infratest Sozialforschung durchgeführt (2005 und 2009). Eine 
Vergleichsgruppe türkischer Personen wurde 2006 befragt, die Wiederholungsbe-
fragung ist für die zweite Hälfte des Jahres 2009 geplant. 

Für die Arbeit des BiB stellt der GGS eine zentrale Quelle dar, um die erklärenden 
Faktoren hinter den demographischen Entwicklungen aufzudecken und zu un-
tersuchen. Viele Forschungsfragen (z.B. Analyse der Generationenbeziehungen, 
Lebensformen, Familienbildung und vieles mehr) im BiB stehen in Bezug zum 
GGS-Projekt. 

Projektbeschreibung:  
Generations and Gender Survey
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ten 9 in der Regel von den Frauen übernommen. 
Das sind diejenigen, die die Erziehung und Be-
treuung der Kinder und die Führung des Haus-
halts betreffen. Die Frauen gaben zu 57 % an, 
dass normalerweise sie die Kinder ins Bett brin-
gen. Bei der Betreuung der Kinder bei Krankheit 
waren es 82 %, bei der Hausaufgabenbetreuung 
59 %, beim Transport der Kinder zu Freizeitak-
tivitäten 62 %, dem Zubereiten der Mahlzeiten 
79 %, dem Einkaufen von Lebensmitteln 56 % 
und dem Staubsaugen 62 %. Von Männern wer-
den in der Regel nur die 
im Haushalt anfallenden 
Reparaturen ausgeführt. 
69 % der Frauen gaben 
an, dass dies der Partner 
erledigt. Wenn es darum 
geht, die Freizeit mit den 
Kindern zu verbringen, 
dann sind die Unter-
schiede zwischen Frau-
en und Männern nicht 
mehr so deutlich ausge-
prägt. 49 % der Frauen 
antworteten, dass sie 
dies normalerweise tun. 
Der Anteil der Männer, 
der dies normalerwei-
se allein tut, ist mit 2 % 
sehr niedrig, allerdings 
verbringt ein großer Teil 
der Paare (45 %) gemeinsam die Freizeit mit 
den Kindern. Mehrheitlich gemeinsam (38 %) 
kümmern sich Paare auch um die fi nanziellen 
Angelegenheiten und die Organisation der Frei-
zeitaktivitäten (68 %).

Einstellungen zum Wandel der    
Geschlechterrollen

Auch die Einstellungen zu den Geschlechter-
rollen in der Population Policy Acceptance Stu-
dy stärken den bislang gewonnenen Eindruck, 
dass es keine generelle Aufl ösung geschlechts-
spezifi scher Rollenzuweisungen gibt. Der Wan-
del in den Geschlechterrollen, insbesondere die 
Orientierung der Frauen auf die Erwerbstätigkeit, 
wird begrüßt. Frauen werden nicht mehr auf die 
Hausfrauenrolle festgelegt, traditionelle Orien-
tierungen sind aber immer noch vorhanden. Die 
Hauptverantwortung für die Kindererziehung 
wird den Frauen übertragen und die Erwerbs-
tätigkeit sollte bei Problemen in der Familie 
zurückgestellt werden. Aber auch den Männern 
werden neue Rollen zugewiesen. 

Dem Wandel der Geschlechterrollen steht die 
Bevölkerung mehrheitlich positiv gegenüber. Es 
wird begrüßt, dass Frauen sich nicht mehr aus-
schließlich um Haushalt und Familie kümmern, 
sondern erwerbstätig sind und ihr eigenes Geld 
verdienen. So sind drei Viertel der Deutschen im 
Alter zwischen 20 und 65 Jahren der Meinung, 
dass eine Erwerbstätigkeit für eine Frau die bes-
te Möglichkeit ist, unabhängig zu sein. 86 % 
halten es aus fi nanziellen Gründen für notwen-
dig, dass Frauen arbeiten (Tab. 21).

Die Akzeptanz der Erwerbstätigkeit von Frauen 
hängt allerdings davon ab, ob Kinder da sind 
und welches Alter diese Kinder gegebenenfalls 
haben. Zwar ist eine klare Mehrheit von 87 % 
der Meinung, dass die Beziehung einer berufs-
tätigen Mutter zu ihrem Kind genauso gut sein 
kann wie die einer nicht erwerbstätigen Mutter. 
Aber gleichzeitig stimmt knapp die Hälfte der 
Deutschen der Aussage zu, dass ein Vorschul-
kind wahrscheinlich unter der Berufstätigkeit 
seiner Mutter leidet. Auch das Ausüben einer 
Vollzeiterwerbstätigkeit wird eher kritisch gese-
hen, wenn Familie da ist.

Traditionelle Vorstellungen von der Rolle der Ge-
schlechter haben sich also teilweise, aber nicht 
vollständig aufgelöst. Frauen werden nicht 
mehr auf die Rolle der Hausfrau und Mutter 
festgelegt, aber noch immer werden an sie an-
dere Erwartungen gestellt als an Männer. Dass 
sie einen Beruf ausüben und sich damit eine ei-
genständige Existenz sichern, wird befürwortet, 
hat im Zweifelsfall aber hinter familiären Aufga-
ben zurückzustehen. Die Hauptverantwortung 

Tab. 21: Einstellung zur Rolle der Frau zwischen Beruf und Familie 
(überwiegende oder volle Zustimmung / in %)

Aussagen Insg. West Ost

1. Eine Berufstätigkeit ist für eine Frau die beste Möglichkeit,
unabhängig zu sein

76,6 75,4 81,3

2. Die meisten Frauen müssen heutzutage arbeiten, um ihre
Familie zu unterstützen

86,0 84,7 91,5

3. Eine erwerbstätige Mutter kann eine genauso herzliche
und enge Beziehung zu ihren Kindern haben wie eine nicht 
erwerbstätige Mutter

87,0 85,0 94,6

4. Ein Vorschulkind wird wahrscheinlich unter der 
Berufstätigkeit seiner Mutter leiden

48,4 53,5 28,3

5. Das Familienleben leidet unter einer Vollzeiterwerbstätigkeit
der Frau

56,7 62,8 32,5

6. Hausfrau zu sein ist genauso erfüllend wie erwerbstätig zu sein 37,0 40,4 23,8

7. Was die meisten Frauen wirklich wollen, ist ein Heim und Kinder 26,6 28,8 18,2

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003
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für die Kindererziehung wird nach wie vor der 
Frau zugewiesen. Gleichzeitig erfährt das Haus-
frauendasein keine allzu hohe Wertschätzung. 
Nur 37 % der Befragten sind der Ansicht, dass 
Hausfrau zu sein genauso erfüllend ist, wie 
einem Beruf nachzugehen.

Zwischen West- und Ostdeutschland bestehen 
deutliche Bewertungsunterschiede hinsichtlich 
der Folgen einer Erwerbstätigkeit von Müttern 
für ihre Kinder. Im Gegensatz zur Mehrheit der 
West- sind die Ostdeutschen eher nicht der 
Meinung, dass es einem Vorschulkind schadet, 
wenn seine Mutter arbeitet. Auch glaubt nur ein 
Drittel der ostdeutschen Bevölkerung, dass das 
Familienleben unter einer Vollzeiterwerbstätig-
keit der Frau leidet. Mit 24 % auf deutlich ge-
ringere Zustimmung als im Westen stößt auch 
die Aussage, dass Hausfrau zu sein genauso er-
füllend ist wie berufstätig zu sein. Darin kommt 
zum Ausdruck, dass die Rolle der Nur-Hausfrau 
in der ehemaligen DDR so gut wie nicht existent 
war und von ostdeutschen Frauen nach wie vor 
viel seltener gelebt wird als von westdeutschen.

Die Frauen- und besonders die Müttererwerbs-
tätigkeit ist also im Osten noch immer deutlich 
stärker akzeptiert als im Westen. Hier wirken die 
in der ehemaligen DDR geltenden Leitbilder und 
Lebensrealitäten nach und die erwartete Nivel-
lierung der Einstellungs- und Meinungsunter-
schiede zur Rolle der Frau ist zumindest bislang 
nicht eingetreten. Auch eine Rückorientierung 
auf traditionelle Geschlechterrollen – quasi als 
Gegenentwurf zur ehemals staatlich verordne-
ten Emanzipation – hat nicht stattgefunden.

Bei einem Vergleich der Einstellungen zwischen 
den Geschlechtern zeigt sich, dass Männer ein 
etwas konventionelleres Bild von der Rolle der 
Frau haben. Sie schätzen die Folgen der Erwerbs-
tätigkeit von Müttern für die Kinder etwas nega-

tiver ein und sind eher der Meinung, dass das 
Hausfrauendasein genauso befriedigend ist wie 
der Beruf. Vermutlich hat die positivere Sicht 
von Frauen auf den Wandel der Geschlechter-
rollen damit zu tun, dass sie stärker von dieser 
Entwicklung profi tieren als Männer. Auch der 
Einfl uss der Bildung hat die erwartete Richtung: 
Personen mit höherer Schulbildung haben ein 
stärker erwerbszentriertes Verständnis von der 
Rolle der Frau als solche, die über eine nied-
rigere Schulbildung verfügen.

Vom Wandel der Geschlechterrollen sind nicht 
nur Frauen betroffen. Auch an Männer werden 
neue Erwartungen gestellt. Ihnen wird nicht mehr 
die alleinige Zuständigkeit für den materiellen 
Unterhalt der Familie zugewiesen, sondern sie 
sollen auch einen Beitrag zur Hausarbeit leisten. 
Eine strikt geschlechtsspezifi sche Arbeitsteilung 
wird nur noch von einer Minderheit befürwortet 
(Tab. 22). Lediglich 27 % der Deutschen im Alter 
zwischen 20 und 65 Jahren sehen es als die Auf-
gabe des Mannes, Geld zu verdienen, und die 
der Frau, sich um Heim und Familie zu kümmern. 

Drei Viertel hingegen be-
fürworten einen Beitrag 
beider Partner zum Haus-
haltseinkommen. Dabei 
zeigt sich erneut, dass 
im Westen traditionelle 
Vorstellungen von der 
Arbeitsteilung zwischen 
den Geschlechtern wei-
ter verbreitet sind. Das 
lange Zeit dominante Er-
nährer-Hausfrauen-Mo-
dell stößt hier bei 30 % 
der Befragten auf Zu-
stimmung, während dies 

im Osten nur für 17 % zutrifft. In den neuen Bun-
desländern ist es zumindest auf der normativen 
Ebene nach wie vor selbstverständlich, dass bei-
de Partner arbeiten. Ein Beitrag zum Haushalts-
einkommen von beiden Geschlechtern wird von 
92 % der Ostdeutschen erwartet. Im Westen liegt 
dieser Wert rund 20 Prozentpunkte niedriger.

Den berufl ichen Verpfl ichtungen des Mannes 
wird keine Priorität vor den familiären einge-
räumt. Vielmehr werden von einer ausgeprägten 
Erwerbszentrierung des Mannes mehrheitlich 
negative Folgen für das Familienleben erwartet.

Eine Umkehr der traditionellen Aufgabenvertei-
lung wird von knapp einem Drittel der Bevölke-
rung kritisch betrachtet. Obwohl immerhin 71 % 

Tab. 22: Einstellung zur Rolle des Mannes und zur Arbeitsteilung zwischen den   
Geschlechtern (überwiegende oder volle Zustimmung / in %)

Aussagen Insg. West Ost

1. Es ist die Aufgabe des Mannes, Geld zu verdienen, und die
der Frau, sich um Heim und Familie zu kümmern

27,4 30,0 16,9

2. Sowohl der Mann als auch die Frau sollten ihren Beitrag zum 
Haushaltseinkommen leisten

75,1 70,9 91,7

3. Es ist nicht gut, wenn der Mann zu Hause bleibt und sich um 
die Kinder kümmert und die Frau arbeiten geht

29,1 28,9 30,0

4. Das Familienleben leidet häufi g darunter, dass sich die 
Männer zu sehr auf ihre Arbeit konzentrieren

63,1 64,9 56,2

5. Für einen Mann sollte die Arbeit wichtiger sein als die Familie 7,3 7,7 5,7

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003
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die Aussage zurückweisen, dass 
es schlecht ist, wenn der Mann zu 
Hause bleibt und sich um die Kin-
der kümmert, während die Frau 
arbeiten geht, wird dies nur selten 
in reales Verhalten umgesetzt. Ge-
nerell besteht hinsichtlich der Ge-
schlechterrollen eine relativ deut-
liche Diskrepanz zwischen Wunsch 
und Wirklichkeit. Zwar dominieren 
an Gleichberechtigung orientierte 
Vorstellungen, aber faktisch tra-
gen noch immer Frauen die Haupt-
last der Hausarbeit und kümmern 
sich um die Erziehung der Kinder. 
Die Rolle der Frau ist zweifellos er-
werbsorientierter geworden, aber 
eine im Gegenzug stärkere Fami-
lienzentrierung der Rolle von Männern ist weitge-
hend ausgeblieben. Besonders ausgeprägt ist die 
Kluft zwischen Real- und Idealsituation in West-
deutschland.

Gendering bei Elternaufgaben

In einem Werkvertrag haben Annelene Wengler,  Hei-
ke Trappe und Christian Schmitt die Aufteilung von 
Hausarbeit und Elternaufgaben auf der Basis des 
GGS untersucht. Die Ergebnisse der Studie zeigen, 
dass es für keine der analysierten Gruppierungen 
(Lebensformen, Alter, Kinderzahl, Einkommen) eine 
egalitäre Arbeitsteilung zwischen den Partnern gibt. 
Frauen übernehmen auch weiterhin den größten Teil 
der Routine-Hausarbeiten und die Elternaufgaben. 
Diese Situation ist trotz steigender Erwerbstätigkeit 
der Frauen erhalten geblieben. Frauen sehen sich 
daher einer steigenden Doppelbelastung in Beruf 
und Familie gegenüber (Abb. 42). 

Die innerfamiliale Aufgabenverteilung ist dann be-
sonders traditionell, wenn Kinder im Haushalt le-
ben, wenn die Beziehung auf der Basis einer Ehe 
besteht oder wenn die Partner schon längere Zeit 
zusammenleben. Eine tendenziell stärker egalitäre 
Aufgabenteilung fi ndet sich in nichtehelichen Le-
bensgemeinschaften, bei steigendem Einkommen 
und steigender Berufstätigkeit der Frau. Paare, in 
deren Rollenvorstellungen Egalität bereits angelegt 
ist, versuchen diese auch zu realisieren. Egalitär 
eingestellte Personen geben daher verstärkt an, 
dass die häuslichen Tätigkeiten gleichmäßiger auf 
beide Partner verteilt werden. Bei einem Teil der 
Bevölkerung beginnt sich ein Einstellungswandel 
zu vollziehen, von immer mehr Paaren wird eine 
gleichmäßige Aufteilung der Hausarbeit und Kin-

derbetreuung angestrebt. Allerdings hat sich die 
alltägliche Praxis noch nicht in dem Umfang verän-
dert. Zudem ist generell eine egalitärere Rollenver-
teilung in den neuen Bundesländern anzutreffen.  

Ein beginnender Wandel ist auch daran zu erken-
nen, dass jüngere Paare ihre Routine-Hausarbeiten 
deutlich egalitärer verteilen als Ältere. Eine be-
sonders traditionelle Aufteilung der Hausarbeit 
kennzeichnet die Befragten im mittleren Alter um 
das 40. Lebensjahr. Diese Lebensphase ist häufi g 
durch das Zusammenleben mit Kindern geprägt. 

Die Aufteilung der Routine-Hausarbeiten und der 
Elternaufgaben ist maßgeblich durch die neben 
der Erwerbsarbeit zur Verfügung stehende Zeit be-
stimmt. Ein verglichen mit ihren Partnern steigen-
der Erwerbsumfang der Frauen wirkt sich positiv 
auf eine ausgeglichenere Aufgabenteilung aus. 
Das ändert aber nichts an der Situation, dass Frau-
en selbst bei einer Vollerwerbstätigkeit mehr Haus- 
und Erziehungsarbeit verrichten als ihre Partner. 

Und auch ein hohes Einkommen führt zu einer 
gleichmäßigeren Verteilung der häuslichen Aufga-
ben. Es wird angenommen, dass steigende und 
starke Ressourcen der Frau ihre häusliche  Ver-
handlungsposition stärken und der Partner dann 
eher bereit ist, Hausarbeit und Elternaufgaben zu 
übernehmen.  

Das Fazit stimmt mit dem vieler anderer Genderstu-
dien überein. Es fi ndet ein Rollenwandel statt, der 
sich allerdings außerordentlich langsam vollzieht. 
Der hinsichtlich der Geschlechterrollen traditionelle 
Mann ist nicht durch einen modernen ersetzt wor-
den, sondern durch einen, der zwar im Denken mo-
derner geworden ist, sich im Verhalten aber noch 
immer an den traditionellen Mustern orientiert.   

Abb. 42: Aufteilung der Routine-Hausarbeiten nach Geschlecht und Lebensform (in %) 
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Aktuelle Trends der Lebenserwartung

Die Entwicklung der Lebenserwartung und der 
Lebenserwartung in Gesundheit gehören zu den 
demographischen Erfolgsgeschichten. Nach 
der jüngsten Sterbetafel des Statistischen Bun-
desamtes über die Jahre 2005/2007 beträgt 
die Lebenserwartung für neugeborene Jungen 
76,9 und für neugeborene Mädchen 82,2 Jahre 
(Abb. 43). Die Sterbetafel 2005/2007 zeigt die 
höchste jemals gemessene Lebenserwartung 
in Deutschland, womit sich ein langer Trend 

der Lebensverlängerung fortgesetzt hat. Ein 
Blick zurück in die Jahre 1871/1881 verdeut-
licht das gewaltige Ausmaß des Anstiegs der 
Lebenserwartung. Frauen sind in dieser Zeit im 
Durchschnitt 38,5 und Männer nur 35,6 Jahre alt 
geworden. Die aus unserer Sicht sehr niedrige 
Lebenserwartung ist durch die außerordentlich 
hohe Kinder- und Säuglingssterblichkeit verur-
sacht worden. Auch der nachfolgende Anstieg 
der Lebenserwartung ist zunächst vornehmlich 
auf die Reduktion der Säuglings- und Kinder-
sterblichkeit zurückzuführen.    

Inzwischen ist, beginnend bereits in der Nach-
kriegszeit, eine andere Situation eingetreten. 

Die Zunahme der Lebenserwartung basiert kaum 
noch auf der zurückgehenden Säuglingssterb-
lichkeit, die bereits so niedrig ist, dass kaum 
noch Potenziale für den Anstieg der Lebenser-
wartung vorhanden sind. Stattdessen steigt die 
fernere Lebenserwartung (durchschnittliche An-
zahl der Lebensjahre, die eine Person in einem 
bestimmten Alter noch zu erwarten hat). Dies 
ist heute der eindeutige Haupteinfl ussfaktor. 
Tabelle 23 zeigt, wie sich die Lebenserwartung 
bei Geburt und die fernere Lebenserwartung im 
Alter von 50, 70, 80 und 90 Jahren entwickelt 

hat. Hinzuweisen ist insbeson-
dere auf den Zuwachs bei den 
70-, 80- und 90-Jährigen. In der 
Zeit von 1870 bis 1950 ist der 
Gewinn an Lebensjahren be-
grenzt geblieben, danach sind 
deutliche Anstiege zu verzeich-
nen. Eine heute 70-jährige Frau 
wird im Durchschnitt 86,1 Jahre, 
bei den Männern sind es 83,4 
Jahre. Wird das 80. Lebensjahr 
erreicht, steigt die Lebenser-
wartung auf 88,9 Jahre (Frau-
en) bzw. 87,6 Jahre (Männer). 
Mit dem rasanten Anstieg der 
Lebenserwartung rückt mit der 
Langlebigkeit ein in der Vergan-
genheit eher weniger beachtetes 
Phänomen immer stärker in den 
Mittelpunkt der Aufmerksam-
keit. Die Daten über die Langle-

bigkeit, also über diejenigen, die 100 und älter 
werden, stammen aus dem Bundespräsidialamt 
und zeigen, wie vielen Langlebigen der Bundes-
präsident in den vergangenen Jahren zum Ge-
burtstag gratuliert hat. 1965 wurden im frühe-
ren Bundesgebiet zumindest 224 Personen 100 
Jahre oder älter. 1998, in diesem Jahr endet die 
Zeitreihe für das frühere Bundesgebiet, konnte 
dann schon 5.298 Personen zu einem hunderts-
ten oder sogar weiteren Geburtstag gratuliert 
werden. In Deutschland insgesamt waren es im 
Jahr 2006 dann 5.222 Personen, 4.600 Frauen 
und 622 Männer. Darunter waren 359 Frauen 
und 27 Männer, die einen Glückwunsch zum 
105. Geburtstag erhielten. 

Lebenserwartung und Gesundheit

Abb. 43:  Lebenserwartung bei der Geburt in Deutschland, 1991/1993 - 
2005/2007 (in Jahren)  
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Im Zusammenhang mit der schnellen Entwick-
lung stellt sich unweigerlich die Frage, ob es eine 
Obergrenze des Anstiegs unserer Lebensdauer 
geben wird. Bis vor wenigen Jahren war diese 
Annahme durchaus verbreitet, inzwischen glau-
ben die Demographen immer weniger daran. Die 
Lebenserwartung steigt seit langem kontinuier-
lich an, Abschwächungstendenzen sind gegen-
wärtig nicht erkennbar. Bleibt dieser Trend noch 
weitere 60 Jahre bestehen, nähert sich die Le-
benserwartung in den Ländern mit dem höchs-
ten Niveau dem Wert von 100 Jahren an. Auch 
in den verschiedensten Prognoseszenarien wird 
von einer weiter steigenden Lebenserwartung 
ausgegangen. So nimmt das Statistische Bun-
desamt in der 11. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung für Deutschland in der Vari-
ante mit einem hohen Anstieg an, dass Männer 
im Jahr 2050 85,4 Jahre und Frauen 89,8 Jahre 
alt werden. Begründet wird der zukünftige Ge-
winn an Jahren damit, dass die Überlebens-
wahrscheinlichkeit älterer Menschen durch den 
medizinisch-technischen Fortschritt und durch 
verbesserte Gesundheitsprävention weiter er-
höht werden kann. 

West-Ost-Unterschiede

Nach wie vor gibt es Unterschiede zwischen 
dem früheren Bundesgebiet und den neuen 
Bundesländern, obwohl die neuen Länder im 
Aufholen begriffen sind.  Etwa ab der Mitte der 
1970er Jahre begann sich die Lebenserwartung 
in beiden Teilen  Deutschlands auseinander zu 
entwickeln. Im Jahr 1990 verzeichneten Frauen 
im früheren Bundesgebiet eine um 2,3 Jahre 
höhere Lebenserwartung. Bei den Männern be-
trug die Differenz sogar 3,3 Jahre. Heute sind die 
Ost-West-Unterschiede bei den Frauen gering, 
bei den Männern ist noch eine größere Spanne 

zu beobachten. Sie beträgt für neugeborene 
Mädchen 0,3 und für neugeborene Jungen 1,3 
Jahre. Als Ursache für den schnelleren Anstieg 
im Osten werden eine verbesserte medizinische 
Versorgung und verbesserte Einkommensver-
hältnisse in den neuen Bundesländern nach 
der Wiedervereinigung vermutet. Eine Annähe-
rung hat es auch bei den alten und sehr alten 
Menschen gegeben. Die Behandlung kostenin-
tensiver, langwieriger chronischer Erkrankungen 
kann heute besser geleistet werden, als es in 
der DDR der Fall war. Daneben wird angenom-
men, dass Gesundheit und ein langes Leben 
vom Einkommen und dem allgemeinen Wohl-
stand abhängen. Nach dem Ende der DDR hatte 
sich insbesondere die fi nanzielle Situation der 
Rentner verbessert.   

Frauen-Männer-Unterschiede

Die Unterschiede zwischen den Frauen und Män-
nern in der Lebenserwartung sind beträchtlich, 
verringern sich aber seit geraumer Zeit. Nach der 
Sterbetafel für die Jahre 1871/1881 hatten Frau-
en in dieser Zeit eine nur um 2,87 Jahre höhere 
Lebenserwartung. Nachfolgend ist die Sche-
re dann immer weiter auseinander gegangen. 
Die höchste Differenz wurde in der Sterbetafel 
1978/1980 mit 6,73 Jahren gemessen. Seitdem 
ist wieder ein Annäherungstrend zu beobach-
ten. In der letzten bislang vorliegenden Sterbe-
tafel aus den Jahren 2005/2007 geht hervor, 
dass sich die Differenz auf 5,36 Jahre verringert 
hat. Abbildung 44 veranschaulicht anhand der 
altersspezifi schen Sterbewahrscheinlichkeiten 
den Aufholprozess der Männer insbesondere im 
höheren Lebensalter.

Die nach wie vor bestehenden Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern können nicht aus-

Tab. 23: Lebenserwartung bei Geburt und fernere Lebenserwartung nach Geschlecht und Altersjahren in  
Deutschland, Sterbetafeln 1871/81 – 2005/2007

Sterbetafel Vollendete Jahre

0 50 70 80 90

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

1871/1881 38,45 35,58 19,29 17,98 7,60 7,34 4,22 3,06 2,37 2,34

1901/1910 48,34 44,82 21,35 19,43 8,45 7,99 4,65 3,18 2,59 2,35

1949/1951 68,48 64,56 25,75 23,75 10,42 9,84 5,57 3,72 2,89 2,66

1999/2001 81,07 75,11 32,67 27,76 15,43 12,48 8,57 5,18 4,18 3,97

2005/2007 82,25 76,89 33,60 29,06 16,15 13,38 8,92 7,56 4,13 3,73

Datenquelle: Statistisches Bundesamt
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schließlich auf biologische Faktoren zurückge-
führt werden. Von Marc Luy, einem ehemaligen 
Kollegen am Bundesinstitut für Bevölkerungs-
forschung, wissen wir, dass ca. die Hälfte der 
gegenwärtigen Unterschiede in der Lebenser-
wartung auf Unterschiede in den Lebensstilen 
und der Lebensführung zurückzuführen ist. 
Untersucht worden ist dies anhand der Lebens-
erwartung von Nonnen und Mönchen, die sich 
in ihrem Lebensstil quasi nicht unterscheiden. 
Es zeigte sich, dass die Nonnen die gleiche Le-
benserwartung wie die weibliche Bevölkerung 
hatten, während die Mönche ca. 5 Jahre länger 
lebten als die männliche Durchschnittsbevöl-

kerung. Männer haben also einen biologischen 
Nachteil, der durch nicht-biologische Faktoren 
verstärkt wird. Extrem ist dies gegenwärtig z.B. 
in Russland, wo Frauen im Durchschnitt 12 Jahre 
länger als die Männer leben. Zur Erklärung der 
nicht-biologischen Unterschiede werden immer 
wieder die ungesündere Lebensweise (Alkohol, 
Nikotin), die gesündere Ernährung der Frauen 
und ihre häufi geren Arztbesuche, ein stärker 
mit Risiken behafteter Lebensstil seitens der 
Männer (Unfälle) und höhere Stressfaktoren im 
Berufsleben herangezogen. Gegenwärtig holen 
die Frauen bei diesen Faktoren auf, was immer 
wieder als Grund dafür angeführt wird, warum 
sich die Unterschiede in der Lebenserwartung 
wieder verringern.   

Der Anstieg der Lebenserwartung bedeutet nicht 
nur, dass Lebensjahre, sondern dass Jahre in 
Gesundheit gewonnen werden. Dies zeigt eine 
Studie des Max-Planck-Instituts für demografi -
sche Forschung in Rostock, in der Daten des So-
zio-oekonomischen Panels verwendet werden 
Das Fazit lautet: Die Lebenserwartung steigt und 
das Risiko der Pfl egebedürftigkeit sinkt. Das Al-
tern der Bevölkerung führt damit nicht zu einem 
parallelen Anstieg der Zahl der pfl egebedürftigen 
Personen. Aber das steigende Durchschnittsalter 
der Bevölkerung wird in Zukunft mit Sicherheit 
zu einem Anstieg des Anteils Pfl egebedürftiger 
an der Bevölkerung führen. Die nach dem Ren-

teneintritt gewonnenen Jahre 
bedeuten Lebensverlängerung in 
Gesundheit, stellen aber auch die 
sozialen Sicherungssysteme vor 
neue Herausforderungen, da sich 
die Zahl der Leistungsempfänger 
und die Zeitdauer des Empfangs 
der Leistungen erhöht haben.  

Säuglingssterblichkeit

Forschungen zur Säuglingssterb-
lichkeit werden am BiB schon 
seit längerem im Rahmen des  
Monitoring demographischer 
Prozesse betrieben. Gerade bei 
der Säuglingssterblichkeit sind 
enorme Fortschritte erzielt wor-
den. Während im Jahr 1875 noch 
243 Säuglinge je 1.000 Lebend-
geborene starben. sind es im 
heutigen Deutschland noch 3,5. 

Es hat aber nicht nur einen deut-
lichen Rückgang der Säuglings-
sterblichkeit insgesamt gegeben, 
es haben sich auch einige der 

klassischen Differenzierungen verändert. Nichte-
helichkeit galt früher als ein hoher Risikofaktor 
für die Säuglingssterblichkeit. 1995 waren die 
Unterschiede fast verschwunden. Je 1000 Le-
bendgeborene betrug die Säuglingssterblichkeit 
bei ehelich Geborenen 5,1 und bei nichtehelich 
Geborenen 6,1. Bis zum Jahr 2004 hatte sich die 
Entwicklung  dann komplett gewandelt. Die Zahl 
der Sterbefälle auf 1000 Geburten liegt nunmehr 
bei 2,4 für nichtehelich Lebendgeborene und 
bei 4,8 für ehelich Geborene. 2007 betrug diese 
Relation 3,2 zu 4,2. Der Anteil der nichtehelich 
geborenen Kinder beträgt für Deutschland inzwi-
schen  ca. 30 %, so dass nicht mehr von einer 
Ausnahmesituation gesprochen werden kann, 

Abb. 44:  Altersspezifische Sterbewahrscheinlichkeiten in Deutschland nach dem 
Geschlecht, 1991/1993 und 2005/2007 (logarithmische Darstellung )  
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wie das früher zur Erklärung des 
hohen Sterberisikos der Kinder 
bei nichtehelichen Geburten der 
Fall war.

Festzustellen ist auch, dass 
die neuen Bundesländer ihren 
Rückstand bei der Säuglings-
sterblichkeit mehr als kompen-
siert haben. Seit 1999 ist die 
Säuglingssterblichkeit in den 
neuen Bundesländern niedriger 
als im früheren Bundesgebiet 
(Abb. 45). Im Jahr 2007 betrug 
der Wert für die neuen Bundes-
länder 2,8 und für das frühere 
Bundesgebiet 4,1.

Demographisches Wissen - 
Wie alt werden wir und wie alt 
möchten wir werden

Die Menschheit hat schon im-
mer nach einem langen Leben 
gestrebt. Die heutigen Trends 
verheißen, dass dieser Wunsch 
zu einem Massenphänomen 
werden kann. In den Vorstellun-
gen darüber, wie alt man einmal 
werden möchte, ist er bereits 
angelegt.

Die Schätzungen der Befragten 
hinsichtlich der gegenwärtig er-
reichten Lebenserwartung Neu-
geborener haben sich als sehr 
genau erwiesen. Frauen hatten 
nach der Sterbetafel 1999/2001 
zum Zeitpunkt der Geburt eine 
durchschnittliche Lebenserwar-
tung von 81,1 Jahren (Schätzung 
der Befragten: 78,5 Jahre) und 
Männer von 75,1 Jahren (Schät-
zung der Befragten: 73,7 Jahre). 
Die Lebenserwartung der Frau-
en wird um 3,2 % und die der 
Männer um 1,9 % unterschätzt  
(Abb. 46). 

Neben den Schätzungen zur Le-
benserwartung haben wir au-
ßerdem noch die Fragen nach der persönlich 
erwarteten und nach der persönlich gewünsch-
ten Lebenserwartung gestellt. Bei der Beantwor-
tung dieser Frage bestehen erhebliche Unter-
schiede zwischen Frauen und Männern. Frauen 
erwarten für sich selbst, nur 78,6 Jahre alt zu 

werden. Dieser Wert liegt um 2,5 Jahre unter 
der im Durchschnitt erreichten tatsächlichen 
Lebenserwartung. Männer hingegen erwarten, 
dass sie um 2,6 Jahre älter werden als der in der 
Sterbetafel ausgewiesene Wert. Dass man sich 
älter zu werden wünscht, als dies gegenwärtig 
durchschnittlich zutrifft, liegt auf der Hand und 

Abb. 45:  Säuglingssterblichkeit im früheren Bundesgebiet und den neuen Bundes-
ländern, 1990 - 2007  

Abb. 46:  Tatsächliche Lebenserwartung, geschätzte Lebenserwartung, persönlich 
erwartete und persönlich gewünschte Lebenserwartung von Frauen und 
Männern  (in Jahren)
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ist ein eher unspektakuläres Ergebnis unserer 
Studie. Überraschend ist aber, dass die Wünsche 
nach der Länge des Lebens in einem durchaus 
als real anzusehenden Bereich bleiben. Frauen 
wünschen sich im Durchschnitt 86,9 und Männer 
84,8 Jahre alt zu werden. Die vor etwa 10 Jahren 
tatsächlich erreichte Lebenserwartung wurde in 
den Wünschen um 5,8 Jahre (Frauen) bzw. um 
9,7 Jahre (Männer) überschritten.   

Lebensstile und Gesundheit

Im Jahr 1998 hat das BiB mit dem Projekt 
„Lebensstile und ihr Einfl uss auf Gesundheit 
und Lebenserwartung“, dem sogenannten Le-
benserwartungssurvey (LES), in einer Längs-
schnittanalyse  die Zusammenhänge zwischen 
Lebenssituation, Gesundheitsverhalten und 
gesundheitlicher Lage untersucht. Die Ergeb-
nisse sind im Band 36 der Schriftenreihe des 
Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung mit 
dem Titel „Lebensstile, Lebensqualität, Lebens-
phasen“ veröffentlicht worden.  

Das zugrunde gelegte Auswertungskonzept ba-
siert auf der Theorie der Gesundheitslebens-
stile. Dabei wird nicht nur das gesundheits-
bewusste Verhalten, sondern es werden auch 
gesundheitsrelevante Einstellungen und Denk-
weisen mit einbezogen. Auch die Gesundheit 
selbst und die Zufriedenheit mit ihr hängen zu 
einem gewissen Grade von den individuellen 
Lebensstilen ab, wozu u. a. auch Rauchen und 
Alkoholkonsum gehören. Folgende Ergebnisse 
konnten erzielt werden: 

Das Auftreten von Krankheit auf der Individual-
ebene scheint in hohem Maße zufallsbedingt 
zu sein, während sich auf der Makroebene 

doch deutlich zeigt, dass Lebensumstände 
und gesundheitsrelevante Verhaltensweisen 
die Gesundheit und damit natürlich auch die 
Lebensdauer erheblich beeinfl ussen.  Als ent-
scheidende Determinanten für Morbidität und 
Mortalität zeigten sich in fast allen Analysen im 
Rahmen des Lebenserwartungssurveys erstens 
die so genannte vertikale Ungleichheit, also die 
Sozialschichtindikatoren wie Einkommen, Beruf 
und Bildung bzw. Ausbildung (häufi g in direkter 
Verbindung mit Stressfaktoren), zweitens die 
horizontale Ungleichheit, die sich in Faktoren 
wie Alter, Geschlecht, Kohorte, Familienstand, 
Erwerbsstatus oder Form des Zusammenlebens 
manifestiert, sowie drittens die im Allgemeinen 
bekannten gesundheitsrelevanten Verhaltens-
weisen und Risikofaktoren wie z. B. Ernährung, 
Rauchen, Alkoholkonsum, körperliche Aktivität 
und Bluthochdruck. Daneben konnte mit dem 
LES aber auch eine neue Dimension der Un-
gleichheit bezüglich des Gesundheitszustands 
aufgezeigt werden, die sich auf vielfältige Be-
reiche des täglichen Lebens bezieht und ge-
wissermaßen die empfundene Lebensqualität 
der Individuen widerspiegelt. Der Gesundheits-
zustand der befragten Personen hat sich wäh-
rend des Beobachtungszeitraums und damit 
mit zunehmendem Alter zwar insgesamt erwar-
tungsgemäß verschlechtert, das Ausmaß der 
Verschlechterung ist jedoch sehr gering und die 
meisten Personen verblieben sogar in ihrem Ge-
sundheitszustand zum Zeitpunkt der Erstbefra-
gung. Daneben erweisen sich die Bildung bzw. 
der Sozialstatus als ganz entscheidende Deter-
minanten des Gesundheitszustands.

Bezüglich der zeitlichen Entwicklung ist eine 
Mobilität der Gesundheitslebensstile in beide 

Richtungen aufgefunden worden. 
Die Daten zeigen, dass die Bei-
behaltung eines gesundheitsbe-
wussten Lebensstils förderlich 
für die Gesundheit ist. Eines der 
zentralen und übereinstimmen-
den Ergebnisse dieser Studie ist, 
dass ein schlechter Gesundheits-
zustand die Ursache für einen be-
wusst gesunden Lebensstil sein 
kann. Es zeigt sich nämlich, dass 
die nach eigenen Angaben beson-
ders gesundheitsbewusst leben-
den Frauen und Männer sowohl 
einen schlechteren Gesundheits-
zustand als auch ein höheres Ster-
berisiko aufweisen. Bei der Unter-

Um die Lebenssituation und einen Wechsel der Lebensumstände mit ihren Aus-
wirkungen auf den früheren, derzeitigen und zu erwartenden Gesundheitszu-
stand untersuchen zu können, wurde 1998 von der I + G Gesundheitsforschung 
im Auftrag des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung eine Erhebung durch-
geführt, die als Wiederholungsbefragung der 1984/86 in West- und 1991/92 in 
Ostdeutschland durchgeführten Nationalen Gesundheitssurveys angelegt war. 
Wesentliche Bestandteile des neuen Fragebogens im Hinblick auf den Untersu-
chungsgegenstand waren die retrospektive Erfassung von Ereignissen, die zwi-
schen den zeitlich sehr weit auseinanderliegenden Erhebungszeitpunkten aufge-
treten sind sowie eine detailliertere Erfassung der familiären Situation.

Befragt wurden insgesamt 4.843 Personen, davon 3.939 in West- und 904 in Ost-
deutschland. Das entspricht etwa 48 % der in der ersten Welle interviewten Per-
sonen. 

Projektbeschreibung:  
Lebenserwartungssurvey
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suchung des Zusammenhangs 
von Gesundheit bzw. Gesund-
heitsverhalten mit der Einkom-
menssituation wurde deutlich, 
dass der selbst eingeschätzte 
Gesundheitszustand sowie die 
Zufriedenheit mit der Gesundheit 
– wie erwartet – positiv mit der 
Einkommenshöhe korrelieren, 
also je höher das Einkommen, 
desto besser der Gesundheits-
zustand und die entsprechende 
Zufriedenheit. Das gilt allerdings 
nur innerhalb von Altersgruppen. 
Werden unterschiedliche Alters-
gruppen vergleichend analysiert, 
so ist der Einfl uss des Alters auf 
die Gesundheit wesentlich stär-
ker als der des Einkommens. 

Rauchen

Bezüglich des Rauchverhaltens hatte sich be-
stätigt, dass die Raucheranteile bei den Män-
nern deutlich höher sind als bei den Frauen. 
Dieser Zusammenhang gilt gleichermaßen für 
beide Befragungszeitpunkte sowie für die West- 
als auch die Ostdeutschen. In der Regel nimmt 
der Anteil der Raucher mit dem Alter und damit 
auch mit der Beobachtungszeit des Lebenser-
wartungssurveys ab. Lediglich bei den ostdeut-
schen Frauen bleibt der Raucheranteil zu beiden 
Beobachtungszeitpunkten fast unverändert. Ne-
ben Alter und Geschlecht stellt sich das Rauch-
verhalten bezüglich der Sterblichkeit als die ein-
fl ussreichste Determinante dar. 

Alkoholkonsum

Aus gesundheitlicher Sicht positive Ergebnisse 
zeigen sich bei den Untersuchungen zum Alko-
holkonsum. Dieser ist nämlich zwischen den 
Erhebungen sowohl in West- als auch in Ost-
deutschland bei beiden Geschlechtern zurück-
gegangen (Abb. 47). So konnte herausgefunden 
werden, dass die durchschnittlich pro Tag konsu-
mierte Alkoholmenge generell im Bereich eines 
moderaten Alkoholkonsums liegt. Dabei befi n-
den sich die Männer jedoch deutlich am oberen 
Rand dieses Bereichs, während Frauen mehr am 
unteren Rand zu fi nden sind. In Westdeutsch-
land zeigt sich ein Zusammenhang zwischen der 
Höhe des Alkoholkonsums und der Höhe des 
Einkommens in der Weise, dass die Besserver-
dienenden mehr Alkohol zu sich nehmen als die 
Mitglieder unterer Einkommensgruppen. 

Sportliche Betätigung

Ein positiver statistischer Zusammenhang konn-
te zwischen der sportlichen Betätigung und der 
Höhe des Einkommens aufgezeigt werden. Mit-
glieder der oberen Einkommensgruppen treiben 
mehr und häufi ger Sport als die weniger gut ver-
dienenden, wenngleich sich dieser Unterschied 
beim ersten Befragungszeitpunkt stärker ausge-
prägt darstellt als bei der zweiten Erhebung. Die 
sportliche Aktivität nahm zwischen der ersten 
und zweiten Erhebung in allen Bevölkerungs-
teilen deutlich zu, was jedoch unter Umständen 
zu einem gewissen Grad an einem gesundheitli-
chen Selektionseffekt der an der Zweitbefragung 
teilnehmenden Frauen und Männer liegen könn-
te. Dafür spricht, dass auch der Anteil gesunder 
Personen zum Zeitpunkt der Zweitbefragung hö-
her ist und sich umso ausgeprägter feststellen 
lässt, je älter die Personen sind. Allerdings zeigt 
sich, dass sportliche Aktivität sehr stark mit ei-
nem guten Gesundheitszustand korreliert. Aber 
auch hier bleibt die Richtung des Zusammen-
hangs offen: Macht bzw. hält Sport gesund oder 
sind es nur die gesunden Frauen und Männer, 
die zur Gruppe der Sporttreibenden gehören?

Weiter konnte herausgefunden werden, dass 
bezüglich der negativen gesundheitsrelevanten 
Verhaltensweisen in den jüngeren Alterskohor-
ten vor allem ein übermäßiger Alkoholkonsum 
zu beobachten ist. Bei den Männern ist dies 
besonders ausgeprägt, bei den Frauen ist da-
gegen fehlende sportliche Aktivität häufi ger 
vorzufi nden. In den älteren Geburtskohorten ist 
die fehlende sportliche Betätigung auch als die 
häufi gste nicht gesundheitsfördernde Verhal-
tensweise anzutreffen, bei Männern allerdings 

Abb. 47: Alkoholkonsum pro Tag im früheren Bundesgebiet und den neuen Bun-
desländern nach dem Geschlecht (in %) 

0

20

40

60

80

100

kein Alkoholkonsum

geringer Alkoholkonsum
Männer unter 20 g, Frauen unter 11 g

moderater Alkoholkonsum
Männer 20 b. u. 37 g, Frauen 11 b. u. 25 g

hoher Alkoholkonsum
Männer 37 b. u. 73 g, Frauen 25 b. u. 49 g

sehr hoher Alkoholkonsum
Männer ab 73 g, Frauen ab 49 g

Männer Frauen

West Ost West Ost

Prozent

Datenquelle: BiB, Lebenserwartungssurvey 1998



Lebenserwartung und Gesundheit

96

dicht gefolgt vom Alkoholkonsum. Sowohl bei 
den Männern als auch bei den Frauen treten 
die beiden negativen Verhaltenskomponenten 
hoher Alkoholkonsum und geringe sportliche 
Aktivität in vielen Fällen kombiniert auf. Weite-
re korrelierte Zusammenhänge zeigen sich zwi-
schen der Höhe des Nikotin- und der Höhe des 
Alkoholskonsums sowie zwischen der Höhe des 
Nikotinkonsums und dem Ausmaß der geringen 
sportlichen Aktivität.

Familienstand

Häufi g gibt es Zusammenhänge zwischen dem 
Familienstand und der subjektiven Einschät-
zung der eigenen Gesundheit. Insbesondere 
für Geschiedene und Personen, die zu beiden 
Erhebungszeitpunkten nicht verheiratet waren, 
zeigten sich deutlich ungünstigere Resultate 
hinsichtlich ihres Gesundheitszustandes. Auch 
Befragte, die angaben, maximal eine Person 
zu kennen, mit deren Unterstützung sie rech-
nen können, beklagten häufi ger eine schlechte 
Gesundheit und zeigten auch eher eine Ver-
schlechterung ihres Gesundheitszustandes im 
Zeitverlauf zwischen den Befragungen.

Eintritt in den Ruhestand

In der Analyse des Gesundheitszustands nach 
dem Eintritt in den Ruhestand konnte die These 
des „Pensionierungsschocks“ im Wesentlichen 
widerlegt werden. Die Mehrheit der Ruheständ-
ler zum Zeitpunkt der Zweitbefragung schätzt 
ihren Gesundheitszustand in der gleichen Wei-
se ein wie bei der Erstbefragung. Bei den Fällen 
mit verändertem Gesundheitszustand konnte 
sogar eine häufi gere Veränderung in Richtung 
Gesundheitsverbesserung festgestellt werden. 
Aber auch hier darf man die Selektionsgefahr in 
der zweiten Surveywelle nicht vergessen. Es be-
stehen Zusammenhänge zwischen der subjek-
tiven Gesundheit und der früheren berufl ichen 
Tätigkeit bzw. den früheren Arbeitsbelastungen. 
Verbesserungen haben sich vor allem bei den 
Personen mit früher starker physischer Belas-
tung eingestellt. Insgesamt wiesen die heutigen 
Altersruheständler bzw. Pensionäre beim Über-
gang vom Erwerbsleben in den Ruhestand im 
Allgemeinen eine positive Gesundheitsentwick-
lung und eine geringere Beschwerdenintensität 
auf, was sich in einer höheren Zufriedenheit mit 
der eigenen Gesundheit widerspiegelt.

Freizeit

Die durchgeführte Auswertung der Freizeitinte-
ressen ergab erwartungsgemäß, dass die me-
dienorientierten Freizeitangebote Fernsehen und 

Lesen von den Befragten am häufi gsten genutzt 
wurden. Kulturelle Freizeitangebote werden vor 
allem in Ostdeutschland nur wenig wahrgenom-
men. Ein generell größeres Gewicht besitzt dage-
gen die soziale Freizeit, wobei die Verabredun-
gen und Kontakte mit Freunden, Bekannten und 
Verwandten am wichtigsten sind. Ein nicht uner-
heblicher Teil vor allem der jüngeren Befragten 
nutzt einen Teil der „erwerbsarbeitsfreien Zeit“, 
um berufl iche Arbeiten – jedoch kaum Neben-
tätigkeiten – zu erledigen. Bei den außerhäus-
lichen Freizeittätigkeiten mit körperlich aktivem 
Charakter dominieren Gartenarbeit, Spazieren-
gehen und Wandern. Regelmäßig sportlich ak-
tiv, d.h. mindestens einmal in der Woche, ist nur 
etwa ein Drittel der Befragten. Hinsichtlich des 
Einfl usses auf den Gesundheitszustand lag die 
wesentliche Konzentration in diesem Beitrag auf 
der sportlichen Betätigung. Als wichtigstes Er-
gebnis wird hervorgehoben, dass offensichtlich 
weder die Dauer noch die Intensität ausgeüb-
ter sportlicher Aktivitäten einen lang anhalten-
den Protektionseffekt bei der Entstehung von 
Herz-Kreislauf-Krankheiten ausüben. Gerade in 
diesem Themenbereich scheinen sich tieferge-
hende Fortsetzungsstudien auf Grundlage der 
gewonnenen Erkenntnisse anzubieten.

Pflegesituation

Die Daten zur Pfl egesituation offenbarten eine 
unerwartet hohe Doppelbelastung durch Pfl e-
ge und Berufstätigkeit. Die Pfl egenden sind im 
Durchschnitt jünger, überwiegend weiblich  und 
pfl egen vor allem ihre Eltern und Schwiegerel-
tern. Die Pfl egenden leben in der Regel in grö-
ßeren Haushalten, was in der Weise interpretiert 
werden könnte, dass eine Pfl egetätigkeit mit ei-
nem stärkeren Familienzusammenhang in Ver-
bindung zu stehen scheint. Nach den Analyseer-
gebnissen sind die Pfl egenden sportlich aktiver 
als die übrigen Personen. Keine Unterschiede 
zeigen sich hingegen bei Ernährung, Rauchver-
halten und Alkoholkonsum. Allerdings weisen 
die Pfl egenden ein überwiegend gesundheits-
bewusstes Verhalten auf. Die These, dass sich 
die Pfl egebelastung negativ auf die eigene 
Gesundheit auswirken würde, konnte hier be-
züglich der berichteten Beschwerden bestätigt 
werden. Dies spiegelt sich auch in einer gerin-
geren Zufriedenheit mit der eigenen Gesundheit 
im Vergleich zu den nicht pfl egenden Personen 
wider. Tiefergehende Analysen konnten schließ-
lich zeigen, dass die besonders stark gesund-
heitlich beeinträchtigten Pfl egenden aus den 
Personengruppen stammten, die auch in der ge-
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samten Gesellschaft ein höheres Gesundheitsri-
siko aufweisen, wie Angehörige der niedrigeren 
Sozialschichten oder Personen mit belastenden 
Lebensereignissen. Inwiefern diese Variablen 
jedoch tatsächlich mit der Belastung durch die 
Pfl egetätigkeit interagieren, konnte in dieser 
Studie noch nicht geklärt werden.

Lebensstile und Mortalität

Weitere Erkenntnisse wurden aufgrund des Kon-
zepts des Lebenserwartungssurveys auch im 
Rahmen der Mortalitätsanalyse gewonnen. Die 
aus der Gesamtbevölkerung bekannten Trends 
bezüglich der West-Ost- bzw. der Geschlechter-
unterschiede werden nahezu exakt durch das 
Datenmaterial wiedergegeben. Die relativen An-
teile an gesunder Lebenserwartung sind im Wes-
ten höher als im Osten. Allerdings zeigen sich in 
beiden Teilen Deutschlands geschlechtsspezi-
fi sche Unterschiede zugunsten der Frauen. Be-
züglich der Sterblichkeitsunterschiede zwischen 
West- und Ostdeutschland konnte kein direkter 
Einfl uss der allgemein als bedeutsam vermu-
teten Faktoren Lebensstil und Lebensqualität 
festgestellt werden. Unabhängig davon erfolg-
te aber dennoch in den 1990er Jahren bei fast 
allen kardiovaskulären Risikofaktoren eine An-
gleichung zwischen den west- und ostdeutschen 
Frauen und Männern, während die Zufriedenheit 
mit den verschiedensten Aspekten des täglichen 

Lebens im Westen immer noch deutlich höher 
ist. Da das Rätsel der markanten Entwicklung der 
Sterblichkeitsdifferenzen zwischen West- und 
Ostdeutschland nach wie vor zu den ungeklärten 
Fragestellungen der Mortalitätsforschung gehört, 
bietet sich auch hier ein großes Potenzial für wei-
terführende Forschungsarbeiten.

Geschlecht

Die Bedeutung des Lebensstilkonzepts trat insbe-
sondere bei der Analyse geschlechtsspezifi scher 
Sterblichkeitsunterschiede hervor. Die heraus-
gearbeiteten komplexen Gesundheitslebenssti-
le verdeutlichen einen ganz erheblichen Einfl uss 
auf das Sterberisiko. Bezüglich der männlichen 
Übersterblichkeit konnten gezeigt werden, dass 
Männer zum Großteil in den ungesünderen Le-
bensstilgruppen mit erhöhtem Sterberisiko 
zu fi nden sind, während Frauen überwiegend 
den gesunden Lebensstilgruppen angehören. 
Auch innerhalb der Lebensstilgruppen zeigen 
sich bemerkenswerte Unterschiede bei den ge-
schlechtsspezifi schen Sterblichkeitsdifferenzen 
zuungunsten der Männer. Es kann abgeleitet 
werden, dass diese beiden Faktoren gemeinsam 
zu einem bedeutenden Lebensstileffekt führen, 
der sich ganz erheblich auf das Ausmaß der auf 
der Makroebene festzustellenden Unterschiede 
zwischen Frauen und Männern auswirkt.
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Zu- und Abwanderungen über die Grenzen 
Deutschlands 

Der Anstieg der Bevölkerungszahl in Deutsch-
land ist bereits seit langem auf die Überschüsse 
der Zu- über die Fortzüge zurückzuführen. Seit  
1954 gab es nur wenige Jahre, in denen mehr 
Menschen aus Deutschland fort- als zugezogen 
sind (vgl. auch Abb. 9 auf der Seite 41). Überaus 
hohe Wanderungsgewinne sind  um 1970 und 
1990 erzielt worden. In der zweiten Hälfte der 
1960er und der ersten Hälfte der 1970er Jahre 
erfolgten die Wanderungsgewinne überwiegend 
aufgrund der Anwerbung von Arbeitsmigranten, 
der sogenannten Gastarbeiter. Diese Phase ist 
1973 durch den Anwerbestopp beendet wor-
den. Um 1990 wurde die Migrationsgeschichte 
Deutschlands durch neue Zuwanderergruppen 
wie deutschstämmige Spätaussiedler, Asylsu-
chende sowie Flüchtlinge (vor allem in Folge des 
Balkankriegs) und neue Formen der Arbeitsmig-
ration geprägt.  

Nachfolgend sind die Wanderungsgewinne  
nicht mehr so hoch ausgefallen. Der Zuwande-
rungsüberschuss hat lange Zeit eine Bevölke-
rungsschrumpfung in Deutschland verhindert. In 
den letzten Jahren fand dies aber immer weniger 
statt. Der Zuwanderungsüberschuss verringerte 
sich auf 272,7 Tsd. in 2001. Bis 2006 war der 
Wanderungsüberschuss weiter bis auf 22,8 Tsd. 
abgesunken. 2007 erfolgte ein leichter Anstieg 
auf 43,9 Tsd.

Eine wichtige Frage in diesem Kontext ist, ob 
durch Zuwanderung die demographische Al-
terung aufgehalten werden kann. Thematisiert 
wurde diese Frage im Jahr 2000 durch die UN 
Population Division. In dieser Studie wurde ge-
fragt, wie hoch die Wanderungsgewinne eines 
Landes sein müssten, um die Auswirkungen von 
Bevölkerungsrückgang und Alterung aufgrund 
der niedrigen Geburtenhäufi gkeit und zuneh-
mender Lebenserwartung zu kompensieren. 
Als Zielkriterium ist die Zahl an Zuwanderun-
gen defi niert worden, die nötig ist, um Altern zu 
verhindern. Konkret wurde angenommen, dass 
bis zum Jahr 2050 der Altenquotient (Verhältnis 
der 15- bis  64-Jährigen zu den 65-Jährigen und 
Älteren) konstant bleiben soll. Die Ergebnisse 

zeigten, dass eine solche Annahme illusorisch 
ist. Es wäre bis 2050 eine Nettozuwanderung 
von ca. 188 Millionen Menschen nötig – eine 
Zahl, die auch für ein Zuwanderungsland nicht 
verkraftbar ist. Die Bevölkerungszahl würde auf 
fast 300 Mill. ansteigen und der Bevölkerungs-
anteil mit Migrationshintergrund würde sich auf 
80 % erhöhen. Diese Frage stellt sich aber so 
lange nicht mehr, wie die negative Wanderungs-
bilanz fortbesteht. In solch einem Fall ist die 
Fragestellung umzukehren und zu untersuchen, 
inwieweit Abwanderung die demographische Al-
terung in Deutschland beschleunigt. 

Ungeachtet der zur Zeit geringen positiven Wan-
derungsbilanz ist Deutschland nach wie vor ein 
Land, in das sehr viele Menschen zuwandern und 
auch abwandern. Hinter der zur Zeit niedrigen 
Wanderungsbilanz ist eine hohe Wanderungs-
intensität verborgen. So zogen 2007 immerhin 
680,8 Tsd. Menschen nach Deutschland, gleich-
zeitig haben 636,9 Personen das Land wieder 
verlassen. Die bislang höchste Wanderungsin-
tensität war 1992 zu verzeichnen. Zuzügen von 
1502,2 Tsd. Personen standen 720,1 Fortzüge 
gegenüber.

Werden Zu- und Abwanderungen nach Deut-
schen und Ausländern unterschieden, zeigen 
sich neue Aspekte des Wanderungsgeschehens 
(Abb. 48). Bis Ende der 1980er Jahre waren die 
grenzüberschreitenden Wanderungen Deut-
scher auf einem eher niedrigen Niveau. Danach 
begann die Zuwanderung Deutscher  sprunghaft 
anzusteigen. Der Höhepunkt wurde im Jahr 1990 
erreicht, in dem 420,5 Tsd. Deutsche aus dem 
Ausland nach Deutschland gezogen sind. Dem 
standen 108,9 Tsd. Fortzüge gegenüber. Seither 
haben sich im Trend die Zuzüge verringert und 
die Fortzüge verstärkt. 2007 standen 106,0 Tsd. 
Zuwanderungen 161,1 Abwanderungen gegen-
über. 

Ein gänzlich anderes Bild bietet die Wande-
rungsbewegung der Ausländer. Da die Wande-
rungsbewegung über die Grenzen Deutschlands 
stark von den Ausländern geprägt ist, bestehen 
große Ähnlichkeiten zu den Gesamtwanderun-
gen. Die höchste Zahl an Zuwanderern gab es 
zu Beginn der 1990er Jahre mit dem Gipfelwert 

Migration und Integration
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von 1.211,3 Tsd. zugewanderten 
Ausländern. In dieser Zeit sind 
sehr viele Flüchtlinge aufgrund 
der Balkankrise nach Deutsch-
land geströmt. Bis heute hat sich 
das Zuwanderungsvolumen in 
der Tendenz verringert. 2007 ka-
men aber noch 574,7 Tsd. Aus-
länder nach Deutschland. Die 
Abwanderung von Ausländern 
erreichte ihren höchsten Wert 
im Jahr 1998 mit 638,9 Tsd. Per-
sonen. Gegenwärtig verlassen 
475,7 Tsd. Ausländer Deutsch-
land. Es besteht damit weiter-
hin die typische Situation, dass 
mehr Ausländer nach Deutsch-
land kommen als fortziehen. 

Fortzüge Deutscher

Die verstärkte Abwanderung 
Deutscher mit der neuen Situ-
ation, dass seit langem wieder 
mehr Deutsche fort- als zuziehen, 
führte am BiB zur Installation ei-
nes neuen Forschungsprojekts, 
in dem die grenzüberschreiten-
den Wanderungen Deutscher untersucht wur-
den. Ausgehend von diesen Entwicklungen ist 
es das Ziel dieses Forschungsprojektes, den 
gegenwärtigen Stand der Forschung zu grenz-
überschreitenden Wanderungen von deutschen 
Staatsangehörigen aufzuarbeiten, und durch 
eigenständige Untersuchungen genauere Infor-
mationen sowohl über Entwicklung und Struktur 
als auch zur Erklärung dieser Wanderungen zu 
erhalten. 

Zentrale Ergebnisse sind:

Anstieg der internationalen Mobilität Deut-
scher in den vergangenen dreißig Jahren

Die deutsche Wanderungsstatistik zeigt, dass im 
Vergleich zu den 1970er Jahren (im Durchschnitt 
knapp mehr als 50 Tsd. Personen pro Jahr) sich 
die Zahl der auswandernden Deutschen bis in 
die vergangenen Jahre auf fast das Dreifache 
erhöht hat (2002 bis 2006 durchschnittlich 
jährlich ca. 140 Tsd. Fortzüge). Nicht nur in ab-
soluten Zahlen, sondern auch in Relation zur 
deutschen Gesamtbevölkerung zeigt sich im 
Zeitvergleich eine steigende internationale Mo-
bilität Deutscher. Mit zwei Fortzügen bezogen 
auf 1.000 Personen der deutschen Bevölkerung 

ist die derzeitige jährliche Auswanderungsquo-
te im internationalen Vergleich aber noch immer 
sehr gering (z.B. die Niederlande mit gegenwär-
tig fünf Fortzügen auf 1.000 Personen).

Europäisierung der internationalen Migration 
von Deutschen

Die Bedeutung der Zielregionen hat sich im 
Laufe der vergangenen drei bis vier Jahrzehnte 
stark verändert: Während das Niveau der Aus-
wanderung in die europäischen Nachbarstaa-
ten bis Ende der 1970er Jahre etwa doppelt so 
hoch war wie in die klassischen Einwanderungs-
länder (USA, Kanada, Australien, Neuseeland), 
kam es seitdem zu einer weiteren Europäisie-
rung der internationalen Migration Deutscher. 
Auf einen deutschen Auswanderer in die klas-
sischen Einwanderungsländer kommen derzeit 
vier deutsche Auswanderer in die europäischen 
Nachbarstaaten.

Internationale Migration von Deutschen ist ein 
westdeutsches Phänomen

Mit durchschnittlich insgesamt 10 Tsd. Auswan-
derern zwischen den Jahren 2003 bis 2005 und 
weniger als einem Auswanderer pro 1.000 Ein-
wohner stellen die neuen Bundesländer nur ei-

Abb. 48:  Zu- und Fortzüge ausländischer und deutscher Staatsbürger über die 
Grenzen Deutschlands*, 1954 - 2007 (in 1000) 
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nen unterproportionalen Anteil der Gesamtaus-
wanderung von Deutschen. Westdeutschland 
hat auf Länderebene eine durchgängig höhere 
Auswanderungsrate als die ostdeutschen Flä-
chenländer zu verzeichnen.

Männlich, ledig, jung

Deutsche Auswanderer sind gegenwärtig über-
wiegend männlich. Das war nicht immer so, denn 
bis Ende der 1980er Jahre dominierten Frauen 
das deutsche Auswanderungsgeschehen. Doch 
seit Anfang der 1990er Jahre stellen Männer mit 
jeweils knapp über 55 % den größeren Anteil der 
Auswanderer. Der Großteil der deutschen Aus-
wanderer fi ndet sich in der Gruppe der 20- bis 
45-Jährigen. Während nur 28 % der männlichen 
und 26 % der weiblichen deutschen Wohnbe-
völkerung dieser Altersgruppe angehören, sind 
es bei den Auswanderern jeweils 58 %.

Höherer Anteil an Hochqualifizierten unter 
den deutschen Auswanderern im Vergleich zur 
deutschen nicht-mobilen Bevölkerung

Im Vergleich mit der Bevölkerung insgesamt 
sind deutsche Auswanderer eine höher gebil-
dete und positiv selektierte Gruppe. Auswer-
tungen der europäischen Arbeitskräfteerhebung 
zeigen, dass ca. 39 % der deutschen Auswan-
derer in die Europäische Union einen tertiären 
Bildungsabschluss aufweisen, während nur 
19 % der deutschen Wohnbevölkerung über ein 
vergleichbares Bildungsniveau verfügen. Wird 
insbesondere die jüngere, ökonomisch und 
räumlich besonders aktive Gruppe der 25- bis 
39-Jährigen betrachtet, zeigt sich ein noch deut-
licherer Unterschied von 47 % gegenüber 24 %.

Die Hälfte der Auswanderer in die EU-14 gehört 
den ISCO-Berufsgruppen „Führungskräfte in 
der Privatwirtschaft“ und „Wissenschaftler“ an 

Am auffälligsten ist der weit überproportionale 
Anteil der beiden (hinsichtlich der Aufgaben und 
Pfl ichten in der Berufshierarchie) am höchsten 
stehenden Berufsgruppen der Führungskräfte in 
der Privatwirtschaft und den Wissenschaftlern. 
Zusammen stellen sie über 50 % der deutschen 
Auswanderer dar, während bei der deutschen 
Wohnbevölkerung nicht einmal ein Fünftel die-
sen beiden Gruppen angehört. Umgekehrt sind 
sowohl die Handwerksberufe als auch die am 
unteren Ende der Berufshierarchie stehenden 
Hilfsarbeitskräfte deutlich unterproportional 
vertreten. Gerade bei der jüngeren Altersgrup-
pe der 25- bis 39-Jährigen macht der Anteil der 

Handwerker bei den Auswanderern nur ein Fünf-
tel des Anteils bei der deutschen Wohnbevölke-
rung aus.

Ein ähnlich hoher Anteil an Hochqualifizierten 
unter den deutschen Rückwanderern aus der 
EU-14 im Vergleich zur deutschen Bevölkerung 
in EU-14 und den deutschen Auswanderern

Hinsichtlich der Frage, ob angesichts dieser Er-
gebnisse von einem Verlust an Humankapital 
für Deutschland ausgegangen werden kann, 
wurden die deutschen Rückwanderer mit den 
im EU-Ausland lebenden Deutschen verglichen. 
Hier zeigte sich für beide Gruppen ein sehr ho-
hes Bildungsniveau, welches dem der Auswan-
derer aus Deutschland entspricht: In etwa 45 % 
der 25- bis 39-Jährigen weisen danach mindes-
tens einen Fachhochschul- oder Universitätsab-
schluss auf. Im Vergleich zur deutschen Wohn-
bevölkerung, die zu knapp 25 % über einen 
solchen Bildungsabschluss verfügt, stellt dieser 
Wert sowohl für die Rückwanderer als auch für 
die im europäischen Ausland lebenden Deut-
schen ein deutlich höheres Niveau dar.

Nach Berufsgruppen deutliche Unterschiede 
bei der Wahrscheinlichkeit einer Rückkehr aus 
EU-14

Während sowohl Führungskräfte in der Privat-
wirtschaft als auch Wissenschaftler eine hohe 
Wahrscheinlichkeit der Auswanderung aus 
Deutschland hatten, unterscheiden sich beide 
Gruppen bei der Wahrscheinlichkeit der Rück-
wanderung. Bei den Wissenschaftlern ist der 
Anteil der Rückwanderer im Vergleich zum An-
teil bei der Risikopopulation sogar leicht hö-
her, während er bei den Führungskräften in der 
Privatwirtschaft deutlich unterproportional ist. 
Obwohl 14 % der in Europa lebenden 25- bis 
39-jährigen Deutschen „Führungskräfte in der 
Privatwirtschaft“ sind, liegt dieser Anteil bei 
den Rückwandernden nur bei 7 %. Die Auswan-
derung deutscher Wissenschaftler kann damit 
eher als „brain circulation“ gewertet werden, 
während bei der Auswanderung von Führungs-
kräften in der Privatwirtschaft ein „brain drain“ 
vorzuliegen scheint.

Nach Zielländern unterschiedliche Motive der 
Auswanderung

Auswertungen der Zensen ausgewählter Ziellän-
der (USA, Schweiz und Spanien) zeigen, dass 
sich je nach Richtung der Migration unterschied-
liche Wanderungsmuster identifi zieren lassen. 
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Sowohl für die Schweiz als auch die USA ist die 
Auswanderung von hochqualifi zierten Personen 
von großer und zunehmender Bedeutung. Bei 
der Schweiz fällt jedoch auf, dass auch jüngere 
Altersgruppen in Wirtschaftszweigen tätig sind, 
die eine eher geringe Qualifi kation erfordern. 
Bei den USA fallen die Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern ins Auge. In die USA erfolgt 
im Vergleich zur Schweiz eher eine Migration 
von Paaren oder Familien. Frauen als mitreisen-
de Familienangehörige sind (zunächst) nicht er-
werbsorientiert. Für Spanien zeigen die Auswer-
tungen die Zunahme des 
Auswanderungsalters und 
eine Abnahme der Erwerbs-
tätigenquote, vor allem der 
über 40-Jährigen. Beides 
deutet auf das Motiv der 
Ruhesitzmigration hin.

Einstellungen der Bevöl-
kerung zu den Zugewan-
derten

An dieser Stelle wird erneut 
ein Ergebnis aus der Popu-
lation Policy Acceptance 
Study vorgestellt. Den Be-
fragten waren 11 Aussagen 
zum Thema „Zuwanderung 
nach Deutschland und ihre 
Folgen“ zur Bewertung 
(stimme zu oder stimme 
voll und ganz zu) vorgelegt 
worden (Tab. 24). Bei der 
Beantwortung der Fragen 
treten ähnliche Ambivalen-
zen auf wie bei der Sicht 
auf die in Deutschland le-
benden Ausländer. 

Die moralische Pfl icht, po-
litische Flüchtlinge aufzu-
nehmen, wird in hohem 
Maße anerkannt. 61,1 % 
der Deutschen haben hier-
zu ihre Zustimmung gege-
ben. Gleichzeitig besteht 
aber auch die Forderung, Asylsuchende, deren 
Antrag abgelehnt wurde, aus dem Land zu wei-
sen (68,0 % Zustimmung).

Generell ist der ausgeprägte Wunsch zu erken-
nen, Zuwanderung zu regeln (als unsere Befra-
gung lief, war das Zuwanderungsgesetz noch 
nicht verabschiedet). 74,3 % stimmen der Aus-

sage zu, dass die Bundesregierung in einem 
Einwanderungsgesetz die jährliche Zahl der 
Einwanderer festlegt, die eine Arbeitserlaubnis 
erhalten sollen. Die Koppelung des Zuzugs von 
Ausländern an die Arbeitsmarktsituation wird 
von 69,9 % befürwortet. Die Antwortvorgabe 
„Deutschland sollte keine neuen Einwander zu-
lassen“ fand keine Mehrheit, aber eine Zustim-
mung von 34,8 %. Strikt abgelehnt wurde, dass 
Einwanderung überhaupt nicht begrenzt werden 
sollte (10,6 % Zustimmung).

Weitgehend unerwünscht ist in der Bevölkerung, 
dass  Ausländer politische Ämter in der Bundes-
regierung bekleiden (15,1 % Zustimmung) oder 
das Recht haben sollten, an der Bundestags-
wahl teilzunehmen. Letztere Aussage haben 
32,2 % bejaht. 

Tab. 24: Aussagen zum Thema „Zuwanderung nach Deutschland und ihre Folgen“  
(„stimme zu“ und „stimme voll und ganz zu“ / in %) 

Aussagen Insges. West Ost

1. Unser Land hat die moralische Pfl icht, politischen 
Flüchtlingen zu erlauben, sich in unserem Land nie-
derzulassen

61,1 62,5 56,0

2. Asylsuchende, deren Antrag abgelehnt wurde, sollten
unverzüglich aus dem Land ausgewiesen werden

68,0 65,1 79,3

3. Ausländer, die seit mindestens fünf Jahren in un-
serem Land leben, sollten das Recht haben, in die
Bundesregierung gewählt zu werden

15,1 15,3 14,1

4. Ausländer, die seit mindestens fünf Jahren in un-
serem Land leben, sollten das Recht haben, an Bun-
destagswahlen teilzuneh men

32,2 31,7 34,2

5. Ausländische Arbeiter unterstützen mit ihren Beiträ-
gen und Steuern das Sozial versicherungssystem

70,6 73,0 61,1

6. Die Anzahl der Ausländer, die aufge nommen werden,
sollte auf die Bedürf nisse des Arbeitsmarktes abge-
stimmt werden

69,9 69,6 71,3

7. Die Bundesregierung sollte in einem Einwanderungs-
gesetz die Anzahl der jährlichen Einwanderer festle-
gen, die eine Arbeitserlaubnis in Deutschland
erhalten

74,3 72,8 79,8

8. Die Einwanderung muss zunehmen, weil die Deut-
schen weniger werden

16,9 17,8 13,6

9. Einwanderung ist unnötig, die Deutschen sollen lie-
ber mehr Kinder bekommen

44,2 41,1 56,4

10. Deutschland sollte keine neuen Ein wanderer 
zulassen

34,8 32,5 43,5

11. Einwanderung sollte überhaupt nicht begrenzt 
werden

10,6 10,8 9,9

Datenquelle: BiB, Population Policy Acceptance Study 2003
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Außerordentlich positiv wird die Unterstützung 
der sozialen Sicherungssysteme durch auslän-
dische Arbeiter eingeschätzt. 70,6 % stimmten 
folgender Vorgabe zu: „Ausländische Arbeiter 
unterstützen mit ihren Beiträgen und Steuern 
das Sozialversicherungssystem“.

Keine Akzeptanz fi ndet das demographisch 
relevante Argument, nach dem Einwanderung 
zunehmen müsste, weil die Zahl der Deutschen 
immer weniger wird (16,9 % Zustimmung). Und 
eher geteilter Meinung war man darüber, dass 
die Deutschen wieder mehr Kinder bekom-
men sollten, damit Einwanderung unnötig wird 
(44,2 % Zustimmung). 

Wieder fallen bei den Antworten die zum Teil 
beträchtlichen Meinungsunterschiede zwischen 
den West- und Ostdeutschen auf. Ostdeutsche 
sind für ein schnelleres Ausweisen von Asyl-
suchenden, deren Anträge abgelehnt wurden, 
sie erkennen weniger an, dass ausländische 
Arbeiter die sozialen Sicherungssysteme unter-
stützen, sie plädieren stärker für mehr Kinder 
haben statt Einwanderung und sie befürworten 
häufi ger, dass Einwanderungen begrenzt bzw. 
überhaupt keine neuen Einwanderer zugelassen 
werden. 

Innerdeutsche Wanderungen

Die Binnenwanderungen bestimmen in einem 
starken Maß die regionale Bevölkerungsdyna-
mik in Deutschland. Da jeder Zuzug automatisch 
auch ein Fortzug ist, entstehen zwangsläufi g 
Zuzugs- und Fortzugsregionen. Dabei sind groß-
räumig die Ost-West-Wanderungen und klein-

räumig die Suburbanisierung von den Städten 
ins Umland die dominierenden Trends. Als Ziel-
gebiet konnte vor allem der Süden Deutschlands 
von Zuwanderung profi tieren. In Ostdeutschland 
wirkte sich die selektive Abwanderung negativ 
aus und hat die demographische Alterung gene-
rell, insbesondere aber in den schrumpfenden 
Randregionen, beschleunigt.  

Die großräumigen Haupttrends der letzten Jahr-
zehnte waren eine Nord-Süd- und vor allem Ost-
West-Wanderung der Bevölkerung. Die südlichen 
Länder sind seit längerem bevorzugtes Zuzugsge-
biet. Allein Bayern wies von 1991 bis 2006 netto 
595 Tsd. Binnenzuzüge auf; es folgten Rheinland-
Pfalz und Baden-Württemberg mit 225 Tsd. bzw. 
208 Tsd. Die Binnenabwanderung konzentriert 
sich in erster Linie auf die ostdeutschen Länder 
(Ausnahme Brandenburg) und Niedersachsen 
(aufgrund der Fortzüge von Spätaussiedlern aus 
der Aufnahmeeinrichtung in Friedland). 

Der alles überlagernde Binnenwanderungs-
trend ist die Abwanderung von Ost- nach West-
deutschland (Abb. 49). Nach dem Fall der Mauer 
stieg sie sprunghaft an, danach verringerte sie 
sich bis Mitte der 1990er Jahre. Nach 1997 zo-
gen Ostdeutsche wieder in stärkerem Maße fort. 
Ab 2001 nahm die Abwanderung wiederum ab. 
Insgesamt wanderten von 1990 bis 2006 (ab 
1991: ohne Berlin) gut 2,8 Millionen Personen 
in den Westen, umgekehrt 1,5 Millionen Perso-
nen in den Osten. Damit verlor Ostdeutschland 
per Saldo rund 1,3 Millionen Einwohner durch 
Abwanderung. Ein Problem ist auch die zu ge-
ringe Zahl an Zuzügen aus dem Westen, um die 

Binnenwanderungsverluste aus-
zugleichen. Seit dem Jahr 2003 
verlieren die neuen Bundeslän-
der jährlich etwa 50 Tsd. Perso-
nen an das frühere Bundesge-
biet. 135,9 Tsd. Abwanderungen 
(2006) stehen dabei 81,8 Tsd. 
Zuwanderungen gegenüber.   

Die Abwanderung aus Ost-
deutschland verläuft alters- und 
geschlechtsspezifisch sowie 
räumlich sehr selektiv. Sie kon-
zentrierte sich mit der Zeit immer 
stärker auf jüngere Altersgrup-
pen, wobei deutlich mehr Frau-
en als Männer abwandern. Vor 
allem die Aussichten auf einen 
Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatz 
sind wanderungsentscheidend. 

Abb. 49:  Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet und den neuen Bun-
desländern, 1990 - 2007 (in Tausend) 

-400

-300

-200

-100

0

100

200

300

400

1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006

Ost nach West West nach Ost Bilanz Ost-West

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Graphische Darstellung BiB

1 000

Tausend



Migration und Integration

103

Regional konzentriert sich die Abwan-
derung insbesondere auf ländliche 
und strukturschwache Regionen. Die 
unterschiedliche Zusammensetzung 
der Zu- und Fortzüge führt zu Aus-
tauschprozessen. Die Abwanderung 
verstärkt so die demographischen 
Prozesse in den neuen Ländern, be-
sonders die Alterung. 

Der kleinräumige Haupttrend ist in 
Westdeutschland seit Jahrzehnten 
die Suburbanisierung, also die Stadt-
Umland-Wanderung. Vor allem Fami-
lien erfüllen sich ihren Traum vom 
„Haus im Grünen“ außerhalb der 
Stadt. Im Laufe der Zeit hat sich die 
Suburbanisierung mehr und mehr ins 
Umland ausgebreitet und verschaffte 
damit auch günstig gelegenen ländli-
chen Räumen Wanderungsgewinne. 
Neuere Forschungsergebnisse deu-
ten an, dass es hier in den nächsten 
Jahren zu einer Trendwende kommen 
könnte. In Ostdeutschland entwi-
ckelte sich die Suburbanisierung erst 
nach der Wiedervereinigung. 

Regionen mit hohen Binnenwande-
rungsverlusten

Die Karte 2 gibt eine Übersicht über die 
Binnenwanderungssalden nach Krei-
sen in Deutschland im Jahr 2005 (je 
dunkelblauer die Flecken auf der Kar-
te sind, desto höher sind die Binnen-
wanderungsverluste). Kleinräumige 
demographische Veränderungen 
durch die Binnenwanderung sind 
am BiB im Rahmen der Studie „Re-
gionale Alterung in Deutschland un-
ter besonderer Berücksichtigung der 
Binnenwanderung“ untersucht worden. Auf den 
ersten Blick fallen sofort die West-Ost-Unterschie-
de auf. Ostdeutschland ist mit der Ausnahme des 
Landes Brandenburg eine Abwanderungsregion. 
Lediglich im Berliner Umland sind Zuwanderungs-
gewinne zu verzeichnen. Von Wanderungsverlus-
ten sind insbesondere die peripheren Regionen 
Mecklenburg-Vorpommerns und Sachsens betrof-
fen, die an Polen bzw. Tschechien angrenzen. Dort 
sind auch sehr stark voranschreitende Alterungs-
prozesse zu beobachten, nämlich dann, wenn ein 
sehr niedriges Geburtenniveau mit einer starken 
Abwanderung der jüngeren Bevölkerung kombi-
niert ist. Ein Beispiel für eine solche Entwicklung 

ist die Stadt Hoyerswerda in Sachsen (Abb. 50). 
Der Altersaufbau der Bevölkerung macht offen-
sichtlich, dass die am stärksten besetzten Alters-
jahrgänge in der Stadt die um das 70. Lebensjahr 
sind. Die Bevölkerung in den mittleren Altersjah-
ren ist durch die starken Abwanderungen dezi-
miert. Von unten rücken aufgrund des niedrigen 
Geburtenniveaus immer schwächer besetzte Al-
tersjahrgänge nach. Dieser Effekt wird dadurch 
verstärkt, dass mit der Abwanderung auch viele 
potenzielle Mütter die Stadt verlassen haben (vgl. 
dazu auch den folgenden Abschnitt). Zurück blei-
ben letztlich die geburtenstarken Jahrgänge aus 
der Vergangenheit, die inzwischen bereits ein hö-
heres Lebensalter erreicht haben.  

Karte 2: Binnenwanderungssaldo nach Kreisen, 2005 (je 1000 Einwohner) 

Binnenwanderungssaldo 2005 je 1000 Einwohner
über  -4,0

-4,0 bis über -1,0

-1,0 bis unter 0,0

 0,0 bis unter 3,0

 3,0 und mehr

Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
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Der Einfluss der Migration auf die Altersstruktur 
der Bevölkerung 

Speziell untersucht worden sind am BiB die Ef-
fekte der Binnenmigration auf die Bevölkerungs-
entwicklung und die Alterung in den Bundeslän-
dern. Um diese zu ermitteln sind sogenannte 
„ex-post-Projektionen“ über den Zeitraum von 
1990 bis 2004 erstellt worden. 

Dabei wurde weit über eine reine Betrachtung 
der Binnenwanderungsstatistik hinausgegan-
gen. Vier Fragestellungen standen im Mittel-
punkt der Studie:

1. Wie viele Neugeborene sind mit den jungen 
ostdeutschen Frauen zusätzlich mit „abge-
wandert“?

2. Welcher Anteil der Alterung in den Bundes-
ländern lässt sich aus der Binnenwanderung 
erklären?

3. Welche Bundesländer haben altersstruktu-
rell am meisten von der Binnenwanderung 
profi tiert?

4. Wie groß ist für die einzelnen Bundesländer 
der durch die spezielle Altersstruktur der 
Binnenwanderer induzierte Effekt?

Ergebnis der Berechnungen ist eine Quantifi -
zierung der demographischen Effekte der Bin-
nenwanderung zwischen den Bundesländern. 
Drei Ergebnisse seien an dieser Stelle heraus-
gestellt:

1. Der Binnenwanderungseffekt insgesamt er-
gibt, dass die Geburtenzahl für Ostdeutsch-
land (ohne Berlin) ohne Binnenwanderungen 
um 12,3 Prozent größer, in Westdeutschland 
(ohne Berlin) dagegen um 1,3 Prozent klei-
ner gewesen wäre.

2. Weiterhin hat dieser Effekt die Alterung in 
Ostdeutschland um bis ein Drittel (Frauen) 
beziehungsweise ein Viertel (Männer) ver-
stärkt. Die trifft auch für Niedersachsen, 
das Saarland und Schleswig-Holstein zu. Im 
übrigen Westdeutschland, vor allem in den 
Stadtstaaten, ist die Alterung dadurch abge-
schwächt worden.

3. Der Altersstruktureffekt ist in den drei Stadt-
staaten, in Bayern und Hessen positiv, diese 
Länder haben also altersstrukturell (im Bevöl-
kerungsbestand) von der Binnenwanderung 
profi tiert. Negativ ist er in Ostdeutschland, 
aber auch in den übrigen westdeutschen 
Ländern.

Im Rahmen dieser Forschungen ist am BiB eine 
spezifi sche Kennziffer entwickelt worden, die 
„Total Migration Effect Rate“ (TMER), mit der sich 
die demographischen altersstrukturellen Effek-
te von Wanderungen bestimmen lassen. Solche 
Altersstruktureffekte entstehen immer dann, 
wenn sich die ansässige und die Wanderungs-
bevölkerung in ihrer Alterszusammensetzung 
und ihrem demographischen Verhalten unter-
scheiden. Vereinfacht gesagt besagt die TMER, 
wie viel Prozent der Differenz in den Bestands-
zahlen zwischen dem Anfangszeitpunkt t0 und 
dem Endzeitpunkt t allein auf das Konto dieser 
altersstrukturellen Unterschiede zwischen an-
sässiger und Wanderungsbevölkerung gehen. 
Damit lässt sich der zusätzliche demographi-
sche Effekt von Wanderungen näher bestimmen 
– wo wirken sie positiv, wo negativ auf den Be-
stand? Diese Kennziffer wurde für alle bundes-
deutschen Länder von 1991 bis 2006 berech-
net. Abbildung 51 zeigt unter anderem, dass 
sich die vornehmlich junge Abwanderung aus 
den ostdeutschen Bundesländern während der 

Abb. 50:  Altersaufbau der Bevölkerung in Hoyerswerda,
  31.12.2007 (in 1000) 
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letzten 15 Jahre zusätzlich auch 
altersstrukturell auf den Bevöl-
kerungsbestand des Jahres 2006 
auswirkt. Der Bevölkerungsbe-
stand von Sachsen im Jahr 2006 
wäre beispielsweise ohne den 
Altersstruktureffekt der Wande-
rungen um +1,8 % größer.

Pilotstudie über Neuzuwanderer

Studien über Neuzuwanderer 
sind in Deutschland bislang nicht 
durchgeführt worden. Solche Be-
fragungen erscheinen aber allein 
schon aufgrund der zahlenmä-
ßigen Bedeutung dieser Gruppe 
geboten. Aus der wissenschaft-
lichen Sicht bietet die Forschung 
zu diesem Thema die Chance, Integrationspro-
zesse von Beginn an zu verfolgen und damit die 
unterschiedlichen Verläufe besser erklären zu 
können.

Aus der methodischen Sicht wird in der Stu-
die folgende Schlussfolgerung gezogen: Ein 
„optimales“ Design für eine Neuzuwanderer-
befragung würde es einerseits erlauben, den 
Bedarf an politikrelevanten Informationen im 
Bereich der Zusammensetzung verschiedener 
Neuzuwandererkohorten zu decken. Anderer-
seits sollte es auch dazu beitragen, die derzeit 
existierenden Defi zite im Bereich der Integrati-
onsforschung gerade über die frühen Eingliede-
rungsverläufe zu beheben. Beides wäre anhand 
eines Multikohorten-Paneldesigns möglich, 
bei dem etwa alle fünf Jahre eine 
neue Neuzuwandererkohorte über 
fünf Jahre hinweg jährlich befragt 
würde. So würde vermieden, dass 
jeweils mehrere Kohorten gleich-
zeitig „im Feld“ sind, zugleich 
könnten längerfristige Änderun-
gen in der Zusammensetzung der 
Neuzuwandererkohorten erfasst 
werden. Die Fallzahlen sollten 
dabei hoch genug sein, um auch 
angesichts der bei dieser Grup-
pe vermutlich besonders hohen 
Ausfälle, v.a. durch remigrations-
bedingte Panelmortalität, noch 
Analysen für einzelne Nationalitä-
tengruppen zuzulassen.

Die Befragungsergebnisse sind 
natürlich auch für die Migrations-

forschung genutzt worden. Konkret wurden am 
BiB Sozialprofi le und Zuzugsmotive von Neu-
zuwanderern untersucht, wozu auch Daten des 
Mikrozensus einbezogen wurden. Es zeigte 
sich, dass ökonomische Zuzugsmotive nach wie 
vor den wichtigsten Gründe zählen, um nach 
Deutschland zu kommen. Knapp 40 % der Be-
fragten geben an, dass diese bei ihrer Entschei-
dung, nach Deutschland zu ziehen, eine Rolle 
gespielt haben. Fast gleich häufi g wird als Zu-
wanderungsmotiv der Wunsch genannt, mit der 
Familie zusammenleben zu wollen, der sowohl 
von nachziehenden als auch von mitreisenden 
Familienmitgliedern angegeben wird. Genuin 
politische Motive spielen demgegenüber eine 
untergeordnete Rolle. Durch die hohe Bedeu-
tung der familiären Zuzugsmotivation steht ver-

Abb. 51:  Total Migration Effect Rate für alle Bundesländer bezogen auf den Wande-
rungszeitraum 1991 bis 2006
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Die Neuzuwandererstudie trug den Charakter einer Machbarkeitsstudie. Ange-
sichts vieler Unwägbarkeiten sollte herausgefunden werden, ob prinzipiell eine 
registerbasierte Panelbefragung von Neuzuwanderern möglich ist. Sie verfolgte in 
methodischer Hinsicht das Ziel, Informationen über die Modalitäten der Stichpro-
benziehung, das Teilnahmeverhalten und die Wiederbefragbarkeit von Personen 
ausländischer Staatsbürgerschaft sowie der in einem „Aussiedlerstaat“ gebore-
nen Deutschen zu machen, die zeitnah ihren Wohnsitz aus dem Ausland nach 
Deutschland verlagert haben. Die Pilotstudie wurde zwischen Juli 2003 (Stichpro-
benziehung) und Mai 2006 (Fertigstellung des Endberichts) durchgeführt. Befragt 
wurden in Essen und München je 300 Neuzuwanderer. Zur Grundgesamtheit der 
„Neuzuwandererbefragung-Pilotstudie“ gehörten alle aus dem Ausland nach 
Essen und München gezogenen ausländischen Personen sowie in einem „Aus-
siedlerstaat“ geborene Deutsche, deren behördliche Meldung zum Zeitpunkt der 
Stichprobenziehung nicht länger als zwölf Monate zurücklag.

Projektbeschreibung:  
Neuzuwandererbefragung - Pilotstudie
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mutlich gerade das auf Dauer angelegte aktuelle 
Zuzugsgeschehen in Kontinuität mit den Zuwan-
derungsprozessen der Vergangenheit. 

Das aktuelle Zuwanderungsgeschehen in 
Deutschland hat sich zwar in seiner sozio-öko-

nomischen Struktur geändert, ist aber dennoch 
durch die Vergangenheit geprägt. Das ist dar-
auf zurückzuführen, dass die zugewanderten 
Gastarbeiter und ihre Nachkommen die größte 
Ausländergruppe in Deutschland darstellen. 
Über soziale Netzwerke ist damit das gegen-
wärtige Zuwanderungsgeschehen geprägt. Der 
Familiennachzug stellt für erwerbsorientierte 
Zuwanderungswillige, die in Deutschland we-
der investieren können noch zur Gruppe der 
Hochqualifi zierten gehören, die einzige Mög-
lichkeit dar, sich dauerhaft in Deutschland nie-
derzulassen. 

Die Neuzuwanderer stammten zu einem über-
wiegenden Teil  (67,8 %) aus Europa. Auf West-
europa entfi elen 21,4 %, bei etwa gleichen An-
teilen des Vereinigten Königreichs, Frankreichs, 
Italiens und Österreichs in einer Größenordnung 
von 2 bis 3 %. 46,4 % entfallen auf das restliche 
Europa. Die höchsten Anteile kennzeichnen die 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion 
(GUS) mit 11,9 % und die Türkei mit 9,2 %. Ei-
nen relativ hohen Anteil von 19,6 % haben die 
asiatischen Länder inne. 

Hauptzuzugsmotive im Detail sind erstens, dass 
man in Deutschland arbeiten und Geld verdie-
nen möchte (Tab. 25). Mit 38 % ist dieser Grund 

am häufi gsten genannt worden.  Zweitens wol-
len die Neuzuwanderer mit ihrer Familie (Ehe- 
oder Lebenspartner, Kinder, Eltern) zusammen-
leben. Dieser Grund wurde in 37 % der Fälle 
angegeben. Deutlich seltener genannt wurden 

dann schon der drittwich-
tigste Grund (Ich wollte ein 
besseres Leben haben: bes-
ser wohnen, mehr kaufen 
können usw. / 20 %) und 
der viertwichtigste Grund 
(um meine Familie zu unter-
stützen und Geld zu sparen 
/ 17 %). 

Das Bildungsniveau war 
bei den Neuzuwanderern 
recht hoch. Nahezu die 
Hälfte (49 %) besaßen die 
Fach- oder Hochschulreife 
oder einen Abschluss, der 
diesen äquivalent ist. Von 
den länger in Deutschland 
lebenden Einwanderern ha-
ben nur 24 % einen solchen 
Abschluss, so dass die Hu-
mankapitalausstattung der 

Neuzuwanderer als sehr günstig angesehen wer-
den muss. Diese Bildungsabschlüsse sind über-
wiegend im Herkunftsland erworben worden.

Integration

Die Integrationsforschung am BiB erfolgte an-
hand der Daten des Integrationssurveys, einer 
vom BiB konzipierten Befragung türkischer, ita-
lienischer und deutscher junger Erwachsener. 
Die von Mitarbeitern des Instituts vorgelegte 
und in der Schriftenreihe publizierte Studie ent-
hält Ergebnisse  zu einer Vielzahl von Aspekten 
der Integration. 

Betrachtet man die Migrationsbiographie und 
die Bedeutung bestimmter Zuwanderungstypen, 
so zeigen sich große Gemeinsamkeiten zwi-
schen den jungen italienisch- und türkischstäm-
migen Befragten mit Migrationshintergrund. Die 
Mehrzahl ist in Deutschland geboren und gehört 
somit der zweiten Einwanderergeneration an. 
Die im Ausland geborenen jungen Migranten 
sind in der Regel im Zuge des Familiennach-
zugs, der sich vor allem bei Italienern über ei-
nen längeren Zeitraum erstreckt, eingewandert. 
Nur bei wenigen jungen Migranten stehen Ein-
wanderungsmuster im Zusammenhang mit der 
Arbeitsaufnahme; die Arbeitmigration ist somit 

Tab. 25: Zuzugsmotive der Neuzuwanderer
(in % - Mehrfachnennungen waren möglich) 

Motive Häufi gkeit der 
Nennung (%)

1. Ich wollte arbeiten und Geld verdienen in Deutschland 38,1

2. Um meine Familie zu unterstützen und Geld zu sparen 17,1

3. Ich wollte ein besseres Leben haben: besser wohnen, mehr kaufen
können usw.

19,8

4. Ich wollte einfach in Deutschland leben 14,7

5. In meinem Heimatland herrschte Not und Armut 6,2

6. Ich wollte in der Freiheit leben 6,5

7. In meinem Heimatland konnte ich nicht in Sicherheit leben (Verfol-
gung, Krieg)

2,2

8. Ich wollte mit meiner Familie zusammenleben (z.B. mit Ehe-/ Le-
benspartner, Kindern, Eltern)

36,7

9. Sonstige Gründe 32,9

Datenquelle: BiB, Neuzuwandererbefragung 2004/2005
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in dieser Altersgruppe eine Aus-
nahme. Zirkuläre Migration, d. h. 
ein Hin- und Herziehen zwischen 
Deutschland und dem Herkunfts-
land, kommt bei einer Minderheit 
der Befragten und dann vor allem 
zu Beginn der Migrationsbiogra-
phie und in den ersten Lebensjah-
ren vor. Heiratsmigration fi ndet 
bei Italienischstämmigen sehr 
selten statt, häufi ger dagegen 
bei Türkischstämmigen. Hierbei 
sind geschlechtsspezifi sche Hei-
ratsmuster identifi zierbar, wobei 
türkische Frauen relativ häufig 
türkische Ehepartner aus dem Her-
kunftsland nachholen. 

Auswertungen zum Familienstand und der so-
zialstrukturellen Zusammensetzung der 18- bis 
30-jährigen Befragten des Integrationssurveys 
verweisen auf systematische ethnische und ge-
schlechtsspezifi sche Unterschiede. Die Deutsch- 
und Italienischstämmigen sind überwiegend 
ledig, während ein Drittel der Befragten mit tür-
kischer Abstammung bereits verheiratet ist und 
mindestens ein Kind hat.

Schulische Bildung

Insgesamt nehmen Deutsche bei Schulbildung 
und Beruf höhere Positionen als Personen 
mit Migrationshintergrund ein, wobei Italie-
nischstämmige besser als Türkischstämmige 
abschneiden. Deutsch-Italiener oder Deutsch-
Türken, d. h. Personen italienischer oder türki-
scher Abstammung, die die deutsche Staatsan-
gehörigkeit besitzen, weisen gleichzeitig eine 
deutlich höhere Schulbildung auf als diejenigen 
mit ausschließlich ausländischer Staatsange-
hörigkeit. Der Besitz der deutschen Staatsan-
gehörigkeit geht insbesondere bei der Gruppe 
der eingebürgerten Türken mit einer höheren 
Wahrscheinlichkeit einher, das Abitur zu erlan-
gen. Dahingegen wirkt sich das Einwanderungs-
alter nicht so einschneidend wie erwartet aus. 
Bildungsinländer, d. h. Personen, die im Vor-
schulalter eingewandert oder in Deutschland 
geboren sind, haben unter Kontrolle der Staats-
angehörigkeit keine höhere Wahrscheinlichkeit, 
die Hochschulreife zu erreichen, als diejenigen, 
die in höherem Alter eingewandert sind. Es las-
sen sich keine ausgeprägten Geschlechtsunter-
schiede oder Alterskohorteneffekte feststellen. 
Frauen erreichen generell etwas häufi ger als 
Männer mittlere Schulabschlüsse, wohingegen 

Männer öfter einen Hauptschulabschluss, aber 
auch häufi ger das Abitur machen. 

Detailliert wurden die Determinanten der Schul-
bildung untersucht. Zur Überprüfung der Bil-
dungschancen wurden die Befragten mit Mi-
grationshintergrund untereinander sowie mit 
gleichaltrigen deutschen Befragten verglichen. 
Des Weiteren spielt der Vergleich zwischen den 
Generationen eine Rolle – einerseits zwischen 
verschiedenen Einwanderergenerationen (sol-
chen, die als Schulkinder oder junge Erwachsene 
einwandern, im Vergleich zu Befragten, die hier 
geboren sind oder ihre ganze Schullaufbahn in 
Deutschland durchlaufen haben), andererseits 
im Vergleich der Befragten mit ihrer Elterngene-
ration. Insgesamt ergibt sich ein komplexes und 
differenziertes Bild der schulischen Bildung von 
jungen türkischen und italienischen wie auch 
deutschen Befragten. Ein großer Teil der hier be-
fragten Migranten hat sich in der „Aufnahmege-
sellschaft“ integriert.

In allen Analysen hat sich gezeigt, dass Merk-
male der Integration wie die deutsche Staats-
bürgerschaft, sehr gute Deutschkenntnisse oder 
ein deutscher Elternteil in einem positiven Zu-
sammenhang mit schulischem Bildungserfolg 
stehen. Insbesondere Italiener sind nach diesen 
Merkmalen hoch in die deutsche Gesellschaft 
integriert und erfahren – unter Berücksichtigung 
anderer Merkmale – in vielen Zusammenhän-
gen kaum Benachteiligungen. Bei türkischen 
Befragten lassen ihre hohe Bereitschaft, die 
deutsche Staatsbürgerschaft anzunehmen und 
das zunehmende Erreichen höherer Bildungs-
abschlüsse, mit den damit verbundenen Chan-
cen für das Erreichen höherer gesellschaftlicher 
Positionen, auf eine zukünftig positive Entwick-
lung des Eingliederungsverlaufs schließen. Al-
lerdings gibt es eine Gruppe junger türkischer 

Beim Integrationssurvey des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung handelt 
es sich um eine thematisch breit angelegte Befragung türkischer und italienischer  
junger Erwachsener im Alter von 18 bis 30 Jahren sowie einer gleichaltrigen Grup-
pe Deutscher. In jeder der drei Gruppen sind ca. 1.200 Personen im Jahr 2000 
interviewt worden.

Die Befragung zielt auf die Analyse des Status quo der Eingliederung der zwei 
großen Zuwanderergruppen in Deutschland in ganz verschiedenen Lebensbe-
reichen. Thematisch im Mittelpunkt standen die schulische, berufl iche, soziale, 
sprachliche und identifi kative Integration; Einstellungen zum Leben in Deutsch-
land, zur politischen Partizipation und den familialen Lebensbedingungen.  

Projektbeschreibung:  
Integrationssurvey
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Migranten, die nicht in Deutschland „angekom-
men“ zu sein scheint und sich relativ stark mit 
ihrem Herkunftsland identifi ziert, keine höhe-
ren Bildungsabschlüsse erreicht, traditionelle 
Werte vertritt und deren Eltern über keinen oder 
nur den Hauptschulabschluss verfügen. 

Die vermutete Bildungsferne italienischer Mig-
ranten bestätigt sich nur insofern, als Italiener 
in relativ geringem Umfang die mittlere Reife er-
reichen – sie konzentrieren sich auf den Haupt-
schulabschluss, weisen allerdings auch höhere 
Abiturientenquoten auf als türkische Befragte. 
Beim Erreichen des Abiturs oder eines Ausbil-
dungsabschlusses liegen italienische Befragte 
deutlich vor den türkischen; bei hoher gesell-
schaftlicher Integration und unter Einbeziehung 
der elterlichen Bildung verringert sich der Effekt 
des Italiener-Seins im Vergleich zu deutschen 
Befragten und verliert z. T. ganz seine signifi -
kante Bedeutung. Das Türkisch-Sein dagegen 
hat – in allen Bereichen und in allen Berechnun-
gen – einen deutlichen und hoch signifi kanten 
Effekt, der auch durch die Einbeziehung ande-
rer Merkmale nicht verschwindet. Hier lässt sich 
eine deutliche Unterrepräsentation von Türken  
gegenüber Deutschen feststellen, aber auch ge-
genüber Italienern; diese gilt auch für Angehö-
rige der zweiten Generation, also für Befragte, 
die hier geboren sind oder zumindest hier die 
Schule besucht haben.

Den Bildungssystemen kommt bei der Vermitt-
lung von Abschlüssen für deutsche und auslän-
dische Befragte eine entscheidende Rolle zu. Es 
konnte dargestellt werden, dass unter Migran-
ten, die in Baden-Württemberg und Bayern mit 
dem als „traditionell-konservativ“ bezeichneten 
System leben, geringere Anteile das Abitur er-
langen, als im Vergleich zum „traditionell-libe-
ralen“ System in Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein, dem „reformiert-konservativen“ 
im Saarland und dem „reformiert-liberalen“ in 
Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen.

Ziel war weiterhin festzustellen, welche Aspekte 
des Migrationshintergrunds für die schulische 
Bildung von Jugendlichen italienischer oder 
türkischer Abstammung relevant sind. Es zeigte 
sich, dass insbesondere bei den jungen Türkin-
nen und Türken der Anteil ohne Abschluss deut-
lich höher ist als bei den Italienern oder den 
Deutschen. Im Zentrum der Analyse steht die in-
tergenerationale Transmission, d. h. die Weiter-
gabe von Merkmalen, Fähigkeiten oder Fertig-

keiten, Einstellungen oder Praktiken der Eltern 
an ihre Kinder im Zuge des Sozialisationspro-
zesses. Berücksichtigt wurden dabei Faktoren, 
die entweder im Rahmen der humankapitalthe-
oretischen Erklärung oder der kultur-defi zitären 
Erklärung als Indikatoren für Transmission be-
trachtet werden. Diese wurden in logistischen 
Regressionsmodellen auf ihre Erklärungskraft 
hin geprüft. Im Fall der humankapitaltheoreti-
schen Erklärung handelt es sich um fi nanzielle 
und andere Ressourcen, die Eltern in ihre Kinder 
investieren, im Fall der kultur-defi zitären Erklä-
rung um kulturspezifi sche kognitive Stile, Werte 
oder Verhaltensmuster. 

Die Indikatoren, die auf die kultur-defi zitäre 
Erklärung bezogen sind, bringen kaum einen 
Beitrag zur Erklärung des höchsten erreichten 
Schulabschlusses; diejenigen, die auf die hu-
mankapitaltheoretische Erklärung bezogen sind, 
erbringen zwar insgesamt eine deutlich bessere 
Erklärung, haben aber dennoch nicht alle er-
warteten Effekte. Das bedeutet, der Schulerfolg 
hängt nicht primär vom Grad der Akkulturation 
ab, also der nationalen Identifi kation, dem Ge-
fühl der Marginalität, den Schwierigkeiten mit 
traditionellen Einstellungen der Eltern und den 
Sprachkenntnissen. Einen Einfl uss haben da-
gegen der Schulabschluss der Mutter, die Zahl 
der Geschwister, die Haushaltsform (Leben bei 
den Eltern oder im eigenen Haushalt) und das 
Geburtsland. Für die Frage, ob ein Befragter tür-
kischer oder italienischer Abstammung keinen 
Schulabschluss oder nur einen Hauptschulab-
schluss einerseits oder einen weiterführenden 
Schulabschluss andererseits erreicht hat, ist vor 
allem wichtig, ob er Bildungsinländer ist oder 
nicht, während für die Frage, ob ein Befragter 
einen Fach-/Hochschulabschluss erreicht hat, 
wichtig ist, ob die Mutter diesen Schulabschluss 
aufzuweisen hat oder nicht. Das Geschlecht hat 
keine signifi kanten Effekte auf den Schulab-
schluss. Dies widerlegt gleichermaßen die in 
der kulturdefi zitären Erklärung enthaltene Vor-
stellung, nach der Bildung für Mädchen italieni-
scher oder türkischer Abstammung im Rahmen 
patriarchalischer Familienstrukturen als weniger 
wichtig erachtet würde als die von Jungen, und 
die humankapitaltheoretisch geprägte Vorstel-
lung, nach der Investitionen in Jungen als ren-
tabler erachtet würden als Investitionen in Mäd-
chen.

Unterschiede in der Schulbildung stehen nicht 
direkt mit dem Migrationsverhalten in Bezie-
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hung. Es wurde geprüft, ob längere Herkunfts-
landaufenthalte (hier als „Pendeln“ bezeichnet) 
den Schulerfolg ausländischer Schülerinnen 
und Schüler negativ beeinfl ussen. Der Zusam-
menhang zwischen der Pendelmigration und 
der Wahrscheinlichkeit, das deutsche Bil-
dungssystem ohne einen Schulabschluss zu 
verlassen, wurde untersucht. Dabei wurden 
nur die Bildungsinländer, d. h. Personen, die in 
Deutschland geboren oder im Vorschulalter ein-
gewandert sind, betrachtet, so dass die Effekte 
der Herkunftslandaufenthalte unabhängig von 
denen des Einreisealters analysiert werden kön-
nen. Die Ergebnisse zeigen, dass das Pendeln 
bei dieser Gruppe nur noch von nachgeordneter 
Bedeutung ist und den Schulerfolg 
nur indirekt, über die Sprachkennt-
nisse, beeinfl usst: Pendler haben 
schlechtere Sprachkenntnisse als 
Nichtpendler und diese wirken sich 
wiederum negativ auf den Schul-
erfolg aus. Anhand der vorliegenden 
Querschnittsdaten kann allerdings 
der Kausalzusammenhang zwischen 
den beiden Variablen nicht geklärt 
werden. Es bleibt daher eine offene 
Frage, ob diejenigen Migranten öfter 
pendeln, die schlechtere Sprach-
kenntnisse besitzen, oder ob das 
Pendeln tatsächlich die schlechte-
ren Sprachkenntnisse verursacht.

Ausbildung

Beim Erreichen eines Ausbildungs-
abschlusses liegen italienische Be-
fragte deutlich vor den türkischen. 
Italienischstämmige weisen sogar 
gegenüber Deutschen einen Vor-
sprung auf, da diese durch lange 
Ausbildungszeiten (für höhere Ab-
schlüsse) zu geringeren Anteilen 
bereits einen Ausbildungsabschluss 
erworben haben. Die türkische Ab-
stammung dagegen hat – in allen 
Bereichen und in allen Berechnun-
gen – einen deutlichen und hoch signifi kanten 
Effekt, der auch durch die Einbeziehung anderer 
Merkmale praktisch nicht verschwindet (außer 
beim Abschluss eines Studiums, unter Kontrolle 
der Integration und der elterlichen Bildung). 

Für das Erreichen berufl icher Ausbildungsab-
schlüsse (Abb. 52) ist der schulische Bildungs-

status ein hochwirksamer und signifi kanter Fak-
tor. Zum Teil wirkt sich hier die nicht-deutsche 
Herkunft doppelt aus: direkt über die Unterre-
präsentation von Türken und/oder Italienern, 
aber auch indirekt über die Wirksamkeit von Bil-
dungsabschlüssen, die für ausländische Befrag-
te deutlich schwieriger zu erreichen sind. Frauen 
sind beim Erreichen eines berufl ichen Bildungs-
abschlusses überhaupt und insbesondere beim 
erfolgreichen Abschluss eines Studiums eindeu-
tig im Hintertreffen. Bei der Analyse berufl icher 
Ausbildungsabschlüsse lassen sich also klar 
zwei Gruppen feststellen, die im Vergleich zu 
den anderen benachteiligt sind: Dies sind einer-
seits, wie im Bereich der schulischen Bildung, 

die türkischen Befragten; andererseits trifft dies 
in hohem Maße für die befragten Frauen zu. Die-
se Gruppe, für die im Bereich der schulischen 
Bildung keine Benachteiligung feststellbar war, 
ist demnach anscheinend nicht in der Lage, die 
im allgemein bildenden Bereich erworbenen 
Qualifi kationen im berufl ichen Bildungsbereich 
umzusetzen.

Abb. 52:  Beruflicher Ausbildungsabschluss nach Nationalitäten (in %)
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Erwerbstätigkeit

Deutsche sind stärker im Angestelltensektor 
vertreten und haben häufi ger Führungsaufga-
ben inne als Italienisch- oder Türkischstämmige 
(Tab. 26). Deutsch-Italiener oder Deutsch-Türken 
nehmen fernerhin höhere berufl iche Positionen 
ein als diejenigen mit ausschließlich ausländi-
scher Staatsangehörigkeit. Frauen sind zwar 
häufi ger in Angestelltenpositionen tätig, errei-
chen aber seltener Führungspositionen. Die ita-
lienischen Frauen gleichen sich den deutschen 
stark an, während die türkischen Frauen eine 
erheblich geringere Erwerbstätigenquote auf-
weisen. Türkische Männer sind relativ häufi g als 
ungelernte und angelernte Arbeiter beschäftigt, 

aber auch überdurchschnittlich häufi g selbstän-
dige Unternehmer im Bereich Handel, Gewerbe, 
Handwerk, Industrie und Dienstleistungen. Die 
Wahrscheinlichkeit, in eine Angestelltenpositi-
on zu gelangen, hängt weitgehend vom Erwerb 
einer berufl ichen Ausbildung und daneben auch 
von der schulischen Qualifi kation ab. Die sozi-
ale Ungleichheit in der berufl ichen Stellung ist 
bei Deutschen und Italienern fast ausschließ-
lich auf Unterschiede in der formalen Bildung 
zurückzuführen, wohingegen die Chancen auf 
eine Angestelltenposition bei Personen mit 
türkischer Abstammung unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit, dem Einwanderungsalter 
und der Bildung deutlich schlechter sind. Gerin-
ge geschlechtsspezifi sche Unterschiede bleiben 
unabhängig von der Bildung bestehen und bei 

Befragten türkischer Abstammung spielt eine 
Einwanderung nach dem siebenten Lebensjahr 
eine leicht negative Rolle bei der berufl ichen 
Platzierung.

Familie und Freundschaftsbeziehungen

Bezüglich der Familienbildungsmuster zeigen 
sich ethnische Unterschiede sowohl im Be-
reich der Partnerwahl als auch im generativen 
Verhalten. Eine Anpassung an deutsche Fami-
lienbildungsmuster ist bei Befragten italieni-
scher Abstammung stärker verbreitet als bei 
türkischen Befragten. Insbesondere ist das 
Verhalten türkischer Frauen durch frühe Heirat 
und Geburt des ersten Kindes sowie ein hohes 
Ausmaß an ethnischer Homogamie geprägt. 

Die Akzeptanz intereth-
nischer Partnerschaf-
ten ist bei den meisten 
Befragten sehr hoch, 
aber eine Realisierung 
unter Ausnahme der 
deutsch-italienischen 
Männer relativ selten. 
Interethnische Partner-
schaften mit Deutschen 
wurden vor dem theore-
tischen Hintergrund des 
Sozialkapital-Ansatzes 
als Maß der sozialen 
Integration gewertet. Es 
wurde geprüft, inwie-
weit sozialstrukturelle 
Aspekte der Integration 
und ethnisch-kulturell 
bedingte Normen und 
Einstellungen die Part-
nerwahl und das gene-

rative Verhalten beeinfl ussen. Es zeigte sich, 
dass insbesondere eine deutsch-ausländische 
Ehe der Eltern sowie auch deutsche Sprach-
kenntnisse und ein hohes Bildungsniveau, 
das Vorhandensein deutscher Freunde und ein 
niedriger subjektiv wahrgenommener Auslän-
deranteil am Wohnort sich positiv auf die Wahr-
scheinlichkeit einer Partnerschaft mit einem/ei-
ner Deutschen auswirken. Der positive Einfl uss 
einer deutsch-ausländischen Ehe der Eltern auf 
die Chance, einen deutschen Partner bzw. eine 
deutsche Partnerin zu haben, kann durch den 
intergenerationalen Transfer des sozialen Kapi-
tals und anderer Ressourcen erklärt und als Hin-
weis für die positiven Effekte binationaler Ehen 
auf die soziale Integration der nachfolgenden 
Generationen interpretiert werden. Die intereth-

Tab. 26: Tätigkeitsspektrum der Arbeiter und Angestellten nach ethnischer Abstammung  
und Geschlecht (in %) 

Tätigkeit Ethnische Abstammung

Deutsch Italienisch Türkisch

männl. weibl. männl. weibl. männl. weibl.

Angestellte mit ausfüh-
render Tätigkeit

16,4 30,8 20,2 29,3 17,3 32,3

Angestellte mit Tätig-
keit nach Anweisung

26,0 30,4 26,6 35,3 18,5 26,5

Angestellte in verant-
wortlicher Tätigkeit

34,7 32,7 20,2 23,3 11,0 14,8

Angestellte mit Füh-
rungsaufgaben

7,3 3,3 2,6 2,2 1,2 1,3

Arbeiter ungelernt - 0,5 7,9 4,3 9,8 12,9

Arbeiter angelernt 6,8 1,4 9,7 3,9 19,7 7,7

Facharbeiter(in) 6,8 0,5 11,2 1,7 18,9 3,9

Datenquelle: BiB, Integrationssurvey 2000
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nische Partnerwahl hängt auch mit 
der Bildung zusammen: je höher das 
Bildungsniveau der Migranten, desto 
häufi ger sind deutsche Partner/Part-
nerinnen. Ethnisch-kulturelle Normen 
wie traditionelle intergenerationale 
Beziehungsnormen sowie eine stark 
ausgeprägte islamische Religiosität 
vermindern die Wahrscheinlichkeit ei-
ner Partnerbeziehung zu Deutschen. 

Die Befragten haben aufgrund ihrer Al-
tersstruktur noch relativ selten Kinder; 
die Anteile bewegen sich zwischen 
18 % (deutsche Abstammung), 21 % 
(italienische Abstammung) und 31 % 
(türkische Abstammung). Ehe und 
Elternschaft sind in allen ethnischen 
Gruppen eng miteinander verknüpft, 
d. h. generell herrscht ein kindorien-
tiertes Heiratsschema. Es lassen sich 
keine allgemeinen Maßzahlen für die 
Fertilität berechnen; Unterschiede 
zwischen ethnischen Gruppen und 
Geschlechterunterschiede hinsicht-
lich der Fertilität stellen kein abschlie-
ßendes Ergebnis dar, sondern können sich als 
Timing-Effekt herausstellen. Gruppenvergleiche 
können jedoch Anhaltspunkte für unterschied-
liches generatives Verhalten geben. Türkische 
Frauen bekommen besonders häufi g vor dem 
30. Lebensjahr ihr erstes Kind und ihre durch-
schnittliche Kinderzahl liegt dementsprechend 
höher (Abb. 53). Über die Hälfte der türkischen 
Mütter und Väter haben bereits zwei Kinder, 
die durchschnittliche Kinderzahl liegt bei 1,9 
(Frauen) bzw. 1,7 (Männer). Der Kinderwunsch 
ist bei den türkischen Befragten am stärksten 
ausgeprägt, bei den italienischen Befragten fast 
ebenso hoch und den deutschen Befragten am 
schwächsten. Ein Drittel der jungen Deutschen 
beabsichtigt, kinderlos zu bleiben. Während 
Wunschkinderzahl und realisierte Kinderzahl 
der Mütter sich stark aneinander annähern, 
klaffen Kinderwunsch der Männer und reali-
sierte Kinderzahl weit auseinander; dies kann 
neben der generell hohen Wunschkinderzahl 
der männlichen Befragten mit dem allgemein 
bei Männern höheren Alter bei der Geburt des 
ersten Kindes zusammenhängen. Das Alter, das 
Geschlecht und das Bildungsniveau bestimmen 
– gemäß dem in der Bevölkerungswissenschaft 
bekannten Muster, dass Frauen bei der Heirat 
und Geburt des ersten Kindes jünger als Män-
ner sind und das Bildungsniveau negativ mit 

der Fertilität korreliert – weitgehend das gene-
rative Verhalten. Traditionelle Einstellungen zu 
intergenerationalen Beziehungsnormen sowie 
eine stark ausgeprägte islamische Religiosität 
wirken sich nicht direkt auf das generative Ver-
halten und auf die Wunschkinderzahl aus; sie 
gehen jedoch mit einer verstärkten Heiratsnei-
gung einher, die wiederum in der Regel mit der 
Elternschaft verbunden ist.

Soziale Integration

Die soziale Einbettung der jungen Migranten in fa-
miliäre Zusammenhänge und Verwandtschafts-
netzwerke kann als relativ gut beurteilt werden. 
Die Ausstattung mit sozialem Kapital und die so-
ziale Integration wurden anhand der Haushalts-
größe, der Größe der Verwandtschaftsnetzwerke 
in Deutschland und im Herkunftsland, der Her-
kunft der Eltern sowie von Partnerschaften und 
Freundschaften mit Deutschen analysiert. Junge 
deutsche Erwachsene ziehen früher aus dem 
Elternhaus aus und leben häufi ger allein oder 
in kleineren Haushalten als italienisch- und tür-
kischstämmige Befragte. Letztere haben zwar, 
mit Ausnahme der Deutsch-Italiener, die in der 
Regel deutsch-italienische Eltern besitzen, grö-
ßere Haushalte und größere Verwandtschafts- 
und Freundesnetzwerke als Deutsche, aber die 
Verwandten leben mehrheitlich im Heimatland 

Abb. 53:  Durchschnittliche Kinderzahl und Kinderwunsch nach ethnischer  
Abstammung, Staatsangehörigkeit und Geschlecht
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und die Freunde sind selten Deutsche. Die Mig-
ranten haben somit zwar insgesamt eine relativ 
gute Ausstattung mit sozialen Ressourcen, aller-
dings ist das herkunftslandspezifi sche soziale 
Kapital stärker ausgeprägt. Der Besitz der deut-
schen Staatsangehörigkeit geht in beiden ethni-
schen Gruppen mit einer höheren Wahrschein-
lichkeit von Freundschaften mit Deutschen und 
einer Einbettung in eine Clique mit überwiegend 
deutschen Mitgliedern einher, d. h. mit einer 
höheren Ausstattung mit aufnahmelandspezifi -
schem sozialen Kapital.

Das Ausmaß und die Ausprägung interethnischer 
Kontakte im Freundesnetzwerk wurden im Zu-
sammenhang mit der sozialen Integration aus-
führlich untersucht. Befragte italienischer Ab-
stammung sind den Deutschen hinsichtlich der 
Größe, der Multikulturalität (gemessen über die 
Anzahl der verschiedenen Nationalitäten unter 
den Freunden) und der Homogenität der Freun-
desnetzwerke (defi niert als Beschränkung des 
Freundesnetzwerks auf Angehörige der eigenen 
Nationalität bzw. ethnischen Gruppe) ähnlicher 
als Befragte türkischer Abstammung. Italiener 
weisen generell eine geringere Multikulturalität 
und eine geringere Homogenität als Türken auf 
(Abb. 54). Deutsch-Italiener und Deutsch-Türken 
haben häufi ger Kontakte zu Deutschen als An-

gehörige derselben ethnischen Gruppe, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht besitzen. 
Ob eine Einbürgerung die soziale Integration 
fördert oder vielmehr sozial integrierte Perso-
nen sich eher einbürgern lassen, lässt sich nicht 
nachprüfen. Deutsch-Italiener, die zumeist von 
binationalen Eltern abstammen, haben häufi -
ger Kontakte zu Deutschen als Deutsch-Türken, 
d. h. eingebürgerte Türken. Dies hängt mit ihrer 
besseren aufnahmelandspezifi schen Ressour-
cenausstattung zusammen: sie haben durch die 
deutsche Verwandtschaft mehr Gelegenheiten 

zur Freundschaftsbildung und 
zudem erwerben sie durch die 
Sozialisation automatisch kultu-
relle Einstellungsmuster und Ver-
haltensweisen, die soziale Bezie-
hungen zu Deutschen erleichtern. 
Insofern lässt sich feststellen, 
dass Kontakte zu Deutschen stark 
durch die Kontakte im Elternhaus 
determiniert werden. 

Auch Geschlechtereffekte lassen 
sich nachweisen: Frauen haben 
kleinere Freundeskreise, seltener 
multikulturelle Freundesnetzwer-
ke und bevorzugen häufi ger als 
Männer Angehörige der gleichen 
Staatsangehörigkeit und gleichen 
ethnischen Gruppe. Auch haben 
sie seltener deutsche Freunde. 
Sie sind somit weniger aufge-
schlossen gegenüber Angehöri-
gen anderer Nationalitäten. Dies 
gilt jedoch nicht für Migrantinnen 
mit deutscher Staatsangehörig-
keit, die häufi g deutsche Freunde 
haben.

Unter Kontrolle anderer Faktoren schwächt sich 
der Effekt der ethnischen Abstammung und 
des Geschlechts auf die Wahrscheinlichkeit, 
deutsche Freunde zu haben, ab. Angehörige 
der zweiten Generation der Einwanderer haben 
häufi ger Kontakte zu Deutschen als die erste Ge-
neration. Allerdings hängt dieser Effekt mit der 
unterschiedlichen Bildungskarriere zusammen, 
die die sozialen Kontakte stark beeinfl ussen. In 
Schule und Berufsausbildung ergeben sich Ge-
legenheiten des Kontakts zu Deutschen; gleich-
zeitig werden auch Ressourcen erworben, die 
für Kontakte notwendig sind. Der wichtigste Weg 
zur sozialen Integration ist daher die Integrati-
on in das Schul- und Berufsausbildungssystem, 

Abb. 54:  Anteil der Befragten mit deutschen Freunden nach ethnischer Abstam-
mung, Staatsangehörigkeit und Geburtsort (in %)
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wobei sowohl höhere Bildungsabschlüsse als 
auch ein niedriger Schulabschluss in Kombina-
tion mit der Erlangung einer Berufsausbildung 
sich förderlich auswirken.

Eine Grundvoraussetzung für interethnische 
Kontakte stellen Sprachkenntnisse dar. Ande-
rerseits wachsen die Sprachkenntnisse durch 
die soziale Interaktion mit Freunden. Die Rich-
tung kausaler Effekte lässt sich hierbei nicht 
feststellen. Eine hohe Kontaktfreudigkeit und 
ein damit einhergehender großer Freundeskreis 
erhöhen die Wahrscheinlichkeit, Beziehungen 
zu Deutschen zu knüpfen. Dabei ist unwichtig, 
in welcher Lebensform die Befragten leben oder 
ob ein hoher Ausländeranteil am Wohnort die 
Kontaktmöglichkeiten strukturell beeinfl usst. 
Ein wichtiges Ergebnis ist der kumulative Ef-
fekt sozialer Beziehungen zu Deutschen: wer 
deutsche Freunde hat und mit diesen Deutsch 
spricht, hat eine höhere Wahrscheinlichkeit, 
eine(n) deutsche(n) Partner/Partnerin zu fi n-
den. Die Wahrscheinlichkeit, deutsche Freunde 
zu fi nden, wird wiederum von deutsch-ausländi-
schen Eltern begünstigt.

Ein weiterer Faktor ist die Religion. Die soziale 
Integration ist für Angehörige islamischer Re-
ligionsgemeinschaften mit ausgeprägt starker 
Religiosität äußerst schwierig, sie haben selten 
Freundschaftsbeziehungen zu 
Deutschen. Dabei wäre näher zu 
untersuchen, ob in dieser Grup-
pe eine starke Präferenz der eige-
nen ethnischen Gruppe vorliegt, 
ob die Distanzierung eher von 
den Vorbehalten der Deutschen 
ausgeht oder ob unabhängig von 
Präferenzen die Kontaktmöglich-
keiten und Gelegenheiten durch 
das spezielle Verhalten im All-
tag einen Kontakt zu Deutschen 
verhindern. Es ist somit unklar, 
ob der Einfl uss der Religion auf 
die soziale Integration mit den 
Gelegenheitsstrukturen und der 
Ressourcenausstattung zusam-
menhängt oder Anzeichen einer 
ethnischen (Selbst-)Abgrenzung 
ist.

Fazit zur sozialen Integration 
ist, dass Partner- und Freund-
schaftsbeziehungen zu Deut-
schen zwischen Italienisch- und 
Türkischstämmigen und auch 

zwischen den Geschlechtern variieren. Unter-
schiede sind vor allem auf die Schulbildung, 
die Sprachkenntnisse und indirekt wirkende 
ethnisch-kulturelle Faktoren wie Einstellungen 
zu intergenerationalen Beziehungsnormen 
und religiöse Aspekte (islamische Religions-
zugehörigkeit und ausgeprägte Religiosität) 
zurückzuführen. Die Integration in Schule und 
Beruf sowie deutsche Sprachkenntnisse be-
einfl ussen die sozialen Kontakte zu Deutschen 
positiv; eine ausgeprägte Religiosität wirkt sich 
bei Islam-Anhängern gleichzeitig hemmend auf 
die soziale Integration aus. Die soziale Integra-
tion wird somit von strukturellen und kulturellen 
Aspekten der Integration bestimmt. Gleichzeitig 
spielt der familiäre Hintergrund eine entschei-
dende Rolle. Fast ein Drittel der italienischstäm-
migen und 5 % der türkischstämmigen Befrag-
ten des Integrationssurveys verfügt mit einem 
deutschstämmigen Elternteil über „vererbtes“ 
aufnahmelandspezifi sches soziales Kapital 
und ein damit verbundenes höheres soziales 
Integrationspotential, das sich in einer deutlich 
höheren Wahrscheinlichkeit von Kontakten zu 
Deutschen auswirkt.

Bezüglich der familialen Konfl ikte lässt sich re-
sümieren, dass fehlende deutsche Sprachkennt-
nisse der Eltern, eine aus der Sicht der Kinder 

Abb. 55:  Anteile der Befragten, die Konflikte mit den Eltern haben nach Gründen   
(in %)
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geringe Übernahme der deutschen Lebenswei-
se durch die Eltern und (bei den türkischstäm-
migen Befragten) ausgeprägte ökonomisch-
utilitaristische Erwartungen der Eltern an ihre 
Kinder sowie die Wahl eines Partners aus einer 
anderen Ethnie in einem positiven Zusammen-
hang mit einem höheren Ausmaß an familialen 
Schwierigkeiten stehen (Abb. 55). Gut die Hälfte 
der türkischstämmigen, aber nur rund 45 % der 
italienischstämmigen Befragten berichten von 
Konfl ikten mit den Eltern, weil sich diese ihrer 
Ansicht nach hier nicht genügend anpassen. 
Wird eher allgemein nach Konfl ikten wegen der 
Traditionalität der Eltern gefragt, stellt sich das 
Bild etwas anders dar: Rund die Hälfte der tür-
kisch- und italienischstämmigen Befragten gibt 
an, Konfl ikte mit ihren Eltern wegen deren tra-
ditionellen Vorstellungen vom Leben zu haben. 
Damit haben - anders als man es vielleicht er-
warten würde - Türken und Italiener nur gering-
fügig (und statistisch nicht signifi kant) häufi ger 
Probleme dieser Art mit ihren Eltern als Deut-
sche, bei denen immerhin 46,4 % der Jugend-
lichen von derartigen Schwierigkeiten in der Fa-
milie berichten. 

Gesellschaftliche und politische Partizipation

Hinsichtlich der gesellschaftlichen und politi-
schen Partizipation bestätigt sich der bekannte 
Zusammenhang zwischen der Vereinspartizipa-
tion und dem politischen Interesse. Eindeutig 
positiv sind die Auswirkungen der gleichzeitig 
in deutschen und in ethnisch segregierten Ver-
einen sowie der ausschließlich in deutschen 
Vereinen stattfi ndenden Partizipation für das 
politische Engagement in Deutschland. Die Mit-
gliedschaft in türkischen Vereinen geht weder 
den Untersuchungen zum politischen Interesse 
noch den hier vorgestellten Analysen über das 
politische Engagement zufolge mit einer be-
sonders hohen politischen Involvierung im Auf-

nahmeland einher. Allerdings, und dies ist an-
gesichts der großen Skepsis, mit der türkische 
Vereine in Deutschland betrachtet werden, an 
sich schon ein bemerkenswerter Befund, sind 
die Mitglieder türkischer Vereine politisch auch 
nicht besonders inaktiv und desinteressiert. 
Um die Frage nach den möglicherweise segre-
gationsfördernden Tendenzen, die von diesen 
Vereinen ausgehen, zu beantworten, müssten 
allerdings genauere Informationen über die Art 
der politischen Aktivitäten dieser Gruppe vorlie-
gen. Das Argument, dass die politischen Aktivi-
täten, die von den Mitgliedern türkischer Verei-
ne ausgeübt werden, stärker auf die Vertretung 
ethnischer Partikularinteressen als auf die Inte-
gration in die deutsche Gesellschaft abzielen, 
kann anhand der vorliegenden Analysen nicht 
entkräftet werden.

Die Analysen über die Determinanten der Ein-
bürgerungsentscheidung von in Deutschland 
lebenden italienisch- und türkischstämmigen 
jungen Erwachsenen sowie die Absicht, einen 
deutschen Pass zu beantragen zeigen, dass 
diejenigen, die in Deutschland geboren wur-
den, häufi ger ihre Einbürgerung planen als die-
jenigen, die in der Türkei geboren wurden (es 
planen nur sehr wenige Italiener eine Einbür-
gerung). Davon abgesehen hängt der Plan, den 
deutschen Pass zu erwerben, fast ausschließlich 
von der sozialen und kulturellen Eingliederung 
einer Person ab. Letztere spielt auch eine wich-
tige Rolle, wenn man betrachtet, wer bereits ein-
gebürgert ist. Ein höheres Bildungsniveau steht 
ebenfalls in einem positiven Zusammenhang 
mit der Wahrscheinlichkeit, dass eine Person 
eingebürgert ist. In der untersuchten Altersklas-
se lassen sich türkische Frauen weitaus häufi ger 
einbürgern als türkische Männer. Ein Blick auf 
die Daten der amtlichen Statistik zeigt indes, 
dass die Männer diesbezüglich aufholen, wenn 
sie älter werden.
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mit seinem Tätigkeitsbericht eine Übersicht zu Arbeits-
weise, Forschungstätigkeit und Politikberatung im 
Zeichen des demographischen Wandels. Die For-
schungsthemen decken, um eine umfassende Politik-
beratung zu gewährleisten, das gesamte Spektrum 
des demographischen Wandels ab. Sie reichen von 
der Familienbildung und dem Wandel der Familien- 
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und Lebenserwartung sowie die Zu- und Abwande-
rungen bis zum Altern der Bevölkerung.   

Das Institut beteiligt sich regelmäßig an großen in-
ternationalen Forschungsprojekten. In der Popula-
tion Policy Acceptance Study ist beispielsweise das 
Wissen der Bevölkerung über den demographischen 
Wandel und die Einstellungen zu bevölkerungsrele-
vanten Politiken untersucht worden. Die zukünftige 
Bewältigung des Alterns der Bevölkerung hängt in 
starkem Maße davon ab, wie erfüllbar Kinderwün-
sche sind und wie in den Familien Generationen-
solidarität gelebt werden kann. Solche Fragestel-
lungen wurden im Generations and Gender Survey 
behandelt. 
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Bundesländern untersucht werden.   


